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Mühsam 

Der Leipziger Parteitag der Partei „Die Linke“ zeig¬ 
te widersprüchliche Haltungen zu wichtigen Punk¬ 
ten der politischen Situation. 
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G7 schwächelt 

Das Treffen ist auf dem besten Wege, sich von 
der Shanghai Cooperation Organization ablösen 
zu lassen. 
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Thema der Woche 


Fehler und Feinde 

Der 17. Juni 1953 in der DDR - ein Volksauf¬ 
stand? Das ist die Sicht, die Politiker, Lehrer 
und Bild-Zeitung uns seit 65 Jahren einhäm¬ 
mern. Sie verschweigen, wie die Aufständi¬ 
schen alte Nazis aus den Gefängnissen befreit 
und Kommunisten totgeschlagen haben, wie 
westdeutsche Geheimorganisationen und US- 
Radiosender die Unruhe angeheizt haben. Die 
UZ hat Auszüge aus historischen Dokumenten 
zusammengestellt - über den Aufstand, über 
die Kräfte dahinter, und über den „Familien¬ 
streit“ , der viele Menschen über den jungen 
Sozialismus unzufrieden gemacht hatte. 
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Streiken gegen Spahn 

Warum es beim Kampf um Entlastung um mehr als bessere Arbeitsbedingungen geht 



Lassen sich nicht erpressen: Klinikbelegschaften streiken für mehr Personal. 


V er.di ruft zu neuen Streiks für 
Entlastung in den Krankenhäu¬ 
sern auf. Dafür hat die Bundes¬ 
tarifkommission für den Öffentlichen 
Dienst am 11. Juni den Weg frei ge¬ 
macht. Zuvor hatten die Arbeitgeber, 
die Tarifgemeinschaft deutscher Län¬ 
der (TdL), versucht, die Gewerkschaft 
zu erpressen, um die Klinikbelegschaf¬ 
ten ruhigzustellen. 

Die Streiks für Entlastung reizen 
den Spielraum, den das restriktive deut¬ 
sche Streikrecht bietet, weit aus. Die 
Verhandlungen darüber finden nicht im 
Rahmen der üblichen Tarifverhandlun¬ 
gen statt. Denn dabei werden Fragen 
der Personalausstattung nicht geregelt. 
Die Klinikkonzerne sagen: Selbstver¬ 
ständlich nicht - denn wie viele Leute 
auf welcher Station arbeiten, ist eine 
unternehmerische Entscheidung. Seit 
einigen Jahren fordert nun aber ver.di 
die Geschäftsleitungen verschiedener 
Kliniken auf, über Tarife für Entlastung 
zu verhandeln. 

Das ist legal. Das hat ein Berliner 
Arbeitsgericht im Fall des Streiks der 
Charite-Kollegen entschieden. Die 
„Arbeitgeber“ empfinden das als Zu¬ 
mutung - nicht nur, weil sie Profit damit 
machen, den Druck auf die Mitarbeiter 
zu erhöhen. Sie sehen den größten Vor¬ 
teil in Gefahr, den ihnen das deutsche 
Streikrecht bietet - geregelt im Be¬ 
triebsverfassungsgesetz: Ruhe. 

In Deutschland ist es nur erlaubt, im 
Rahmen klar geregelter Tarifverhand¬ 
lungen zu streiken. Zwischen Tarif Ver¬ 
handlungen garantiert das Gesetz den 
Beschäftigten, dass die Tarife gelten. 
Den Unternehmern garantiert es einen 
„Verbandsfrieden“ - weil die Verbände 
der „Arbeitgeber“ und der „Arbeitneh¬ 
mer“ sich auf einen Tarif mit einer be¬ 
stimmten Laufzeit geeinigt haben. 

Darauf hat sich die TdL berufen, als 
ver.di zum Beispiel die Uniklinik Düs¬ 
seldorf zu Verhandlungen über einen 
Entlastungstarif aufgefordert hat. Das 
war der Hintergrund für die Erpres- 


Nach einigem Hin und Her im Vorfeld 
sind Kim Jong-un und Donald Trump 
doch am vergangenen Dienstag in 
Singapur zu einem Gipfel zusammen 
gekommen. Die dort gemeinsam be¬ 
schlossene Erklärung ist vor allem 
eins: vage. 

„Präsident Trump und der Vorsit¬ 
zende Kim Jong-un führten einen um¬ 
fassenden, eingehenden und aufrich¬ 
tigen Meinungsaustausch über die 
Fragen im Zusammenhang mit der 
Einrichtung neuer Beziehungen zwi¬ 
schen dernVereinigten Staaten und 
der Demokratischen Volksrepublik 
Korea und dem Aufbau eines dauer¬ 
haften und robusten Friedensregimes 
auf der koreanischen Halbinsel. Prä¬ 
sident Trump verpflichtete sich, der 
DVRK Sicherheitsgarantien zu geben, 
und der Vorsitzende Kim Jong-un be¬ 
kräftigte seine feste und unerschütter¬ 
liche Verpflichtung, die Denuklearisie- 
rung der koreanischen Halbinsel abzu¬ 
schließen“, heißt es in der Erklärung. 


sung: Die TdL hat der Gewerkschaft 
damit gedroht, alle anderen laufen¬ 
den Tarifverhandlungen zu blockieren, 
wenn sie die Klinikbelegschaften nicht 
zurückpfeift. Vor allem könnte das die 
Verhandlung über die Entgeltordnung 
für zwei Mio. Kollegen im Öffentlichen 
Dienst der Länder betreffen. 

Das musste die Bundestarifkom¬ 
mission abwägen, als sie den Klinikbe¬ 
legschaften die Freigabe für ihre Streiks 
gab: Die neue Entgeltordnung könnte 
vielen Kollegen eine bessere Eingrup¬ 
pierung bringen - durch Verhandlun¬ 
gen, die ohne Konflikt im kommenden 
halben Jahr erfolgreich abgeschlossen 
werden. Deshalb geht es beim Kampf 
um Entlastung auch darum, wie unse¬ 
re Gewerkschaften am besten für un¬ 
sere Interessen kämpfen. Auch in ver. 
di gibt es Kräfte, die Kapital und Arbeit 
als „Sozialpartner“ sehen, die es legitim 
finden, wenn sich die TdL auf den „Ver¬ 
bandsfrieden“ beruft - und die es gerne 


Welcher Art die „Sicherheitsgaran¬ 
tien“ sind wird in der Erklärung nicht 
näher erläutert. Wenn überhaupt, wird 
die Definition der Garantien Aufga¬ 
be der Unterhändler sein, die nach 
dem historischen Treffen der beiden 
Staatsoberhäupter die Verhandlungen 
für einen Vertrag zwischen den USA 
und der Demokratischen Volksrepub¬ 
lik Korea aufnehmen werden. In den 
vier konkreten Punkten, die die Erklä¬ 
rung benennt, spielen die Sicherheits¬ 
garantien zumindest keine Rolle, wohl 
aber die Verpflichtung der DVRK zu 
einer kompletten Denuklearisierung 
der koreanischen Halbinsel, eine neue 
Beziehung zwischen den beiden Län¬ 
dern, gemeinsame Anstrengungen für 
ein dauerhaftes und stabiles „Friedens¬ 
regime“ auf der koreanischen Halbin¬ 
sel und der Austausch von Kriegsge¬ 
fangenen. Dies sind andere Töne als 
sie noch vor kurzem aus Washington 
kamen, als Trumps Sicherheitsberater 
John Bolton ernsthaft zu Protokoll gab, 


gesehen hätten, wenn die Klinikbeleg¬ 
schaften ihre Füße still halten, damit sie 
besser verhandeln können. 

Und: Beim Kampf um Entlastung 
geht es um Politik. Das Streikrecht tut 
so, als könne man die Verhältnisse am 
Arbeitsplatz von der Politik trennen. 
Der Kampf um Entlastung zeigt: Wenn 
der Staat die Interessen der Konzerne 
vertritt, können nur Streiks wirkliche 
Verbesserungen für die arbeitenden 
Menschen erreichen. Der Gesund¬ 
heitsminister Jens Spahn (CDU) hat 
mit großen Worten sein Eckpunktepa¬ 
pier für Veränderungen in der Pflege 
präsentiert. Für Ulrich Lilie, Präsident 
der Diakonie, sind Spahns Ankündi¬ 
gungen „leider ein Witz“. Denn Spahn 
verspricht so wenig neue Stellen, dass 
nicht einmal die krassesten Probleme in 
der Pflege gelöst werden könnten. Die 
Streiks für Entlastung haben deshalb 
auch eine politische Seite - nur Druck 
aus den Betrieben kann die Regierung 


dass auch ein atomarer Erstschlag der 
USA juristisch völlig okay sei. Was für 
einen Bestand die Erklärung hat, wer¬ 
den aber erst zukünftige Verhandlun¬ 
gen zeigen, das Interesse am Scheitern 
der Verhandlungen ist in einigen Wa¬ 
shingtoner Kreisen groß. Trumps An¬ 
walt Giuliani hatte zuletzt mit dem 
Kommentar, Kim „bettelte auf Händen 
und Knien“ um ein Treffen mit Trump 
versucht, den Gipfel zu sabotieren. 

International rief der Gipfel ge¬ 
teilte Reaktionen hervor. Südkoreas 
Präsident Moon lobt den Mut und die 
Entschlossenheit Kims und Trumps 
und betonte, man werde die dunklen 
Zeiten des Krieges für immer hin¬ 
ter sich lassen. Über ein mögliches 
Ende der gemeinsamen Militärma¬ 
növer der USA und Südkorea wollte 
er aber nicht sprechen. Die EU-Au¬ 
ßenbeauftragte Federica Mogherini 
bezeichnete das Treffen als „entschei¬ 
denden und notwendigen Schritt“ für 
den Friedensprozess. 


zwingen, endlich gesetzliche Standards 
für ausreichend Personal auf den Stati¬ 
onen festzulegen. Jan von Hagen, der 
als ver.di-Sekretär am Kampf für Ent¬ 
lastung in NRW beteiligt und Mitglied 
der DKP ist, vergleicht den Kampf für 
Entlastung deshalb mit dem Kampf um 
die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall: 
Mitte der 50er Jahre hatten Metallar¬ 
beiter in Schleswig-Holstein 16 Wochen 
lang gestreikt - dann beschloss der 
Bundestag ein Gesetz, das die Lage al¬ 
ler Beschäftigten deutlich verbesserte. 
„Die Kolleginnen und Kollegen in den 
Kliniken werden zum Vorbild, um auch 
in anderen Branchen gegen die Angrif¬ 
fe der Unternehmer zu kämpfen“, sagt 
von Hagen. Bei der Post suchen ver.di- 
Mitglieder nach Möglichkeiten, um die 
Arbeitshetze der Zusteller zu entschär¬ 
fen. Ihre Gruppe nennen sie „Arbeits¬ 
kreis Entlastung“. 

Olaf Matthes 

siehe auch die Seiten 3, 9 und 13 


Auch das russische Außenministe¬ 
rium äußerte sich positiv. „Es ist zu be¬ 
grüßen, dass ein wichtiger Schritt vor¬ 
an gemacht wurde“, sagte Vizeaußen¬ 
minister Sergej Rjabkow und forderte 
gleichzeitig, dass die Gespräche nun im 
„bewährten Sechser-Format“ stattfin¬ 
den sollten, mit Nord- und Südkorea, 
Japan, den USA, China und Russland 
am Verhandlungstisch. Die chinesische 
Regierung forderte als Reaktion auf 
den Gipfel eine Lockerung der Sank¬ 
tionen gegen Nordkorea. 

Währenddessen warnte die irani¬ 
sche Regierung Kim Jong-un vor ei¬ 
nem Abkommen mit den USA. Trump 
könne jede Vereinbarung für nichtig 
erklären, sagte Regierungssprecher 
Mohammad Bagher Nobakht Hag- 
highi nach einem Bericht der Nach¬ 
richtenagentur Fars. „Wir haben es 
mit einem Mann zu tun, der seine 
Unterschrift im Ausland wieder zu¬ 
rückzieht“ 

Melina Deymann 


1818 Marx 2018 



Gewerkschaften tun gute 
Dienste als Sammelpunkte 
des Widerstands gegen die 
Gewalttaten des Kapitals. 
Sie verfehlen ihren Zweck 
zum Teil, sobald sie von ihrer 
Macht einen unsachgemä¬ 
ßen Gebrauch machen. Sie 
verfehlen ihren Zweck gänz¬ 
lich, sobald sie sich darauf 
beschränken, einen Klein¬ 
krieg gegen die Wirkungen 
des bestehenden Systems 
zu führen, statt gleichzeitig 
zu versuchen, es zu ändern, 
statt ihre organisierten Kräf¬ 
te zu gebrauchen als einen 
Hebel zur schließlichen Be¬ 
freiung der Arbeiterklas¬ 
se, d.h. zur endgültigen Ab¬ 
schaffung des Lohnsystems. 

Marx/Engels, Lohn, Preis und Pro¬ 
fit (MEW Band 16, Seite 152) 

Pflege statt Panzer 

Am 20. Juni tagt Bundesminister Jens 
Spahn mit seinen Kollegen aus den 
Bundesländern in Düsseldorf, um da¬ 
rüber zu entscheiden, wie die Pflege 
in diesem Land noch weiter kaputt¬ 
gespart werden kann. Denn während 
das Geld für Rüstung und Militär in 
Strömen fließt, wird die Gesundheit 
der Patienten und Beschäftigten aufs 
Spiel gesetzt. 

Am Mittwoch, 20. Juni 2018 wird in 
Düsseldorf demonstriert, Auftakt ist 
um 11.00 Uhr, um 11.45 Uhr startet 
die Demonstration, die ab 13.00 Uhr 
mit einer Kundgebung am Ort der Ge¬ 
sundheitsministerkonferenz ihren Ab¬ 
schluss finden wird. 

Treffpunkt der DKP ist um 10.30 
Uhr „Unter den Arkaden“, Friedrich- 
Ebert-Straße 54, rund 100 m vom 
Düsseldorfer Hauptbahnhof. 

Abrüsten statt Aufrüsten 

Die Unterschriftenkampagne gegen 
den Rüstungswahnsinn und die wei¬ 
tere Militarisierung des Landes ist in 
vollem Gang. Tausende Unterschriften 
wurden bundesweit bisher gesammelt, 
eine gute Gelegenheit, viele neue Un¬ 
terstützer zu finden, ist die Demons¬ 
tration in Düsseldorf. Wer für gute 
Arbeitsbedingungen im Gesundheits¬ 
wesen kämpft, wer für Entlastung in 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun¬ 
gen seine Stimme erhebt, der kämpft 
auch für Abrüstung und Frieden. 


Höchst vage 

Das war der Gipfel von Kim Jong-un und Donald Trump 
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DGB-Gewerkschaften gestärkt 

Erste Bilanz der Betriebsratswahlen 2018 


Reales Arbeitsunrecht 

Die Aktion „Arbeitsunrecht“ bereitet 
für Freitag, den 13. Juli 2018 unter dem 
Motto „Der Horror ist real“ öffentlich¬ 
keitswirksame und phantasievolle Akti¬ 
onen vor und in Supermärkten der Ket¬ 
te Real vor. Die Bürgerrechtsinitiative 
wirft der Metro-Tochter Real Ausbeu¬ 
tung, Tarifflucht und Lohndumping vor. 

Real arbeite in großem Stil mit 
Leiharbeit, Werkverträgen und willkür¬ 
licher Befristung. Die Kette umgehe 
Gesetze und schließe Dumping-Tarif¬ 
verträge mit der Pseudo-Gewerkschaft 
DHV ab, um ver.di auszuhebeln. Be¬ 
troffen sind mehr als 34 000 Beschäf¬ 
tigte an über 280 Standorten. 

Das Metro-Management will noch 
im Juni 2018 alle Beschäftigten in die 
konzerneigene Tochter real GmbH 
(ehemals Metro Services GmbH) über¬ 
führen und dabei Löhne senken und 
Arbeitszeiten verlängern. Ziel sei eine 
faktische Lohnsenkung von 30 bis 40 
Prozent. 

Audi im Visier 

Rupert Stadler, der Vorstandsvorsit¬ 
zende der Audi AG und einem weite¬ 
ren Mitglied des Vorstands der VW- 
Tochter aus Ingolstadt wird in Zusam¬ 
menhang mit einem Abgasskandal 
Betrug vorgeworfen. Die Staatsanwalt¬ 
schaft hatte Hausdurchsuchungen bei 
den beiden Beschuldigten angeordnet, 
um Beweismaterial sicherzustellen. Es 
besteht der Verdacht, dass Audi Diesel¬ 
fahrzeuge mit manipulierter Software 
produziert hat. 

Ungeliebter Diesel 

Im Vergleich zu dem Jahr 2015 ver¬ 
kauften in den ersten vier Monaten 
dieses Jahres sowohl Audi und BMW 
deutlich weniger Dieselfahrzeuge. Bei 
Audi ging der Anteil von 68,1 Prozent 
auf 48,8 Prozent zurück, bei BMW sank 
er in diesem Zeitraum von 69,7 auf 47,4 
Prozent. 

Galeria Kaufhof 

In einer laut ver.di „konstruktiven 
und sachlichen Atmosphäre“ sind in 
Frankfurt die Gespräche über einen 
Sanierungs- und Beschäftigungssiche¬ 
rungstarifvertrag bei Galeria Kaufhof 
fortgesetzt worden. Man habe mit der 
Unternehmensleitung zunächst über 
notwendige Eckpunkte gesprochen, auf 
deren Grundlage dann über ein gemein¬ 
sam getragenes Sanierungskonzept für 
das angeschlagene Warenhausunterneh¬ 
men mit seinen rund 17 000 Beschäftig¬ 
ten verhandelt werden soll, teilte die 
Verhandlungskommission der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di mit. 

Zur Sicherung der Arbeitsplätze 
und der Standorte seien die Beschäf¬ 
tigten und ihre Gewerkschaft bereit, 
die Neuausrichtung zu unterstützen. 
Voraussetzung dafür sei jedoch, dass es 
dem Management gelinge, verloren ge¬ 
gangenes Vertrauen wieder zu gewin¬ 
nen. Die Gespräche werden am 21. Juni 
fortgesetzt. Beide Seiten streben an, bis 
Ende Juni ein Eckpunktepapier zustan¬ 
de zu bringen. 

ver.di fordert Entfristung 

Als Groteske bezeichnete heute ver.di- 
Vorstandsmitglied Wolfgang Pieper die 
Vorstellung, beim Bundesamt für Mig¬ 
ration und Flüchtlinge (BAMF) müss¬ 
te qualifiziertes Fachpersonal entlassen 
und neue befristete Beschäftigte ein¬ 
gestellt werden. „Die richtige Antwort 
auf die Herausforderungen im BAMF 
sind Entfristungen aller Beschäftigten, 
statt sie zu entlassen,“ erklärte Pieper. 
Es bedürfe dazu lediglich politischer 
Entscheidungen. 

ver.di hatte bereits in der Vergan¬ 
genheit mehrfach die Forderung er¬ 
hoben, alle Beschäftigten zu entfris- 
ten. Diese Forderung sei nach wie vor 
nicht nur aktuell, sondern brandaktuell. 
Dazu Pieper: „Bundesinnenminister 
Horst Seehofer hat angesichts der er¬ 
heblichen Probleme beim BAMF ange¬ 
kündigt, über Entfristungen nachden- 
ken zu wollen. Das muss jetzt schleu¬ 
nigst umgesetzt werden.“ In einem 
Schreiben an Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz hat ver.di jüngst gefordert, 
die Befristungspraxis in den Bundesbe¬ 
hörden insgesamt auf den Prüfstand zu 
stellen und auf sachgrundlose Befris¬ 
tung zu verzichten. 


E ine der größten Wahlen in 
Deutschland sind die Betriebsrats¬ 
wahlen. Rund elf Millionen Werk¬ 
tätige sind zu den Urnen gerufen wor¬ 
den, um etwa 180 000 Betriebsräte in 
ca. 28 000 Betrieben zu wählen. 

Allen Versuchen, den Einfluss der 
Gewerkschaften einzuschränken und 
allem „Gewerkschaftsbashing“ von 
interessierten Kreisen zum Trotz, sind 
mehr als zwei Drittel der Betriebsräte 
Mitglied einer Gewerkschaft des Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes (DGB). 
Sie bilden die Basis des Einflusses der 
Gewerkschaften in Deutschland und 
finden in den Betrieben weiterhin An¬ 
erkennung. 

In den Betrieben fand Wahlkampf 
statt, in denen die gewerkschaftlichen 
Vertrauensleute und Betriebsgruppen 
Bilanz zogen und sich für die kommen¬ 
den Jahre positionierten. Die Anzahl 
der Betriebe, in denen gewählt wird, 
übersteigt selbst die Anzahl von Ge¬ 
meindevertretungen in Deutschland 
erheblich. Bei diesen Dimensionen ist 
es nur schwer verständlich, warum die 
Aktivitäten nur so geringe öffentliche 
Beachtung finden. Dieses Jahr war es 
anders. „Spannend war das vor allem 
auch deshalb, weil rechtspopulisti¬ 
sche Kräfte versuchen, in den Betrie¬ 
ben Fuß zu fassen und den traditionell 
eher links organisierten DGB-Organi- 
sationen Konkurrenz zu machen“, be¬ 
schrieb es der Deutschlandfunk auf sei¬ 
ner Website. 

So neu ist das Gebaren dieser „neu¬ 
en“ Rechten nicht. Mit bekannter so¬ 
zialer Demagogie wird gegen die Ge¬ 
werkschaften Front gemacht. Die 
Auswertungen der Wahlen stehen ins¬ 
gesamt noch aus, es zeichnet sich aber 
jetzt schon ab, dass die DGB-Gewerk- 
schaften aus den Betriebsratswahlen 
eher gestärkt hervorgehen. Auch in 
den wenigen Betrieben wo rechte Lis¬ 
ten aufgestellt wurden, konnten diese 
zwar Mandate gewinnen, jedoch nicht 
zulasten der DGB- Gewerkschaften. 
Also alles in bester Ordnung? Die 
Wahrheit ist differenzierter. 

Die Betriebsrats wählen zeigen einen 
deutlichen Unterschied des betriebli¬ 
chen Wahlverhaltens zu den politischen 
Wahlen. In der Masse wurden auch dies¬ 
mal gewerkschaftliche Kandidatinnen 
und Kandidaten bestätigt. In einer Ana¬ 
lyse der Hans-Böckler-Stiftung (HBS) 


Etwa 70 Kolleginnen und Kollegen aus 
Verwaltung und Produktion der rund 
180-köpfigen Belegschaft des Lindauer 
Werkes von Engie-Refrigeration traten 
am 6. Juni zu Beginn der Normalschicht 
in einen dreistündigen Warnstreik. 

Sie trafen sich vor dem Werkstor, um 
zusammen zum Hotel Kaiserstrand im 
fünf Kilometer entfernten Lochau bei 
Bregenz am Bodensee zu fahren und 
dort vor der Frühstücksterrasse zu de¬ 
monstrieren. Formell angemeldet hatte 
diese Kundgebung der Österreichische 
Gewerkschaftsbund ÖGB in Bregenz. 

Im Hotel wartete ab 9.00 Uhr das 
Konzernmanagement, um mit einer 
sechsköpfigen B elegschaftsVertretung 
aus Betriebsrat, Gewerkschaftsspitze 
der regionalen IG-Metall Allgäu und 
einfachen Gewerkschaftsmitgliedern 
über die von Betriebsrat und Gewerk¬ 
schaft massiv geforderte Rückkehr des 
Engie-Konzerns zu den gültigen Lohn- 
und Rahmentarifverträgen mit rund 
3 000 Beschäftigten bundesweit zu ver¬ 
handeln. Der Kältemaschinenhersteller 
Engie mit Sitz in Köln ist Bestandteil 
des weltweit operierenden französi¬ 
schen Suez-Konzerns, jetzt Engie und 
dessen Tochter Cofely. 

Am nächsten Tag beteiligten sich 
gut 120 Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬ 
ter, darunter rund 50 aus dem Außen¬ 
dienst von Hamburg, Leipzig usw., an 
einem zweistündigen Warnstreik. Die 


wird deutlich, dass betrieblich gewerk¬ 
schaftlich orientierte Listen soziale Hal¬ 
tepunkte bilden. Bei aller möglichen 
Kritik verstehen es die Betriebsräte, 
Vertrauensleute und gewerkschaftliche 
Betriebsgruppen mittels Tarifverträgen 
und Betriebsvereinbarungen den gesell¬ 
schaftlichen Entwicklungen etwas ent¬ 
gegenzusetzen. Danach sind politische 
Angebote zur Gestaltung der Arbeits¬ 
welt und zur Sicherung von Beschäftig- 
teninteressen geeignet, der Anziehungs¬ 
kraft der „neuen“ Rechten entgegenwir¬ 
ken. Es wird aber auch deutlich, dass 
gesamtgesellschaftlich sich die Auswir¬ 
kungen der neoliberalen Politik bei den 
politischen Wahlen Ausdruck verschaf¬ 
fen. Der zunehmende Leistungsdruck 
oder die Angst vor dem Verlust des Ar¬ 
beitsplatzes führen zur Verunsicherung. 


vorhergehende Betriebsversammlung 
mit heftigen Diskussionen wurde dann 
auf der „Bahlsenbrücke“ über dem Lin¬ 
dauer Autobahnzubringer durch zwei 
Stunden Warnstreik verlängert. 

Anfang März 2018 hatte die Ge¬ 
schäftsleitung erklärt, sie sei nun aus 
der Bindung an die gültigen bayeri¬ 
schen Metallindustrie-Tarifverträge 
ausgetreten, da das Ergebnis der gera¬ 
de abgeschlossenen Metall-Lohntarif¬ 
runde für die Firma zu teuer sei. We¬ 
nig später erfuhr der Betriebsrat, dass 
das Management bereits im November 
2017 aus jenem Teil des bayerischen 
Metallarbeitgeberverbandes ausgetre¬ 
ten war, welcher zur Einhaltung der Ta¬ 
rifverträge verpflichtet ist. 

Die Belegschaft protestiert nun 
seit dem 1. Mai 2018 öffentlich gegen 
die Pläne der Firmenleitung, beispiels¬ 
weise die wöchentliche Arbeitszeit 
ohne Lohnausgleich auf 40 Stunden 
heraufzusetzen, den Samstag zum Re¬ 
gelarbeitstag ohne Lohnzuschläge zu 
erklären, den Kündigungsschutz für 
ältere Arbeitnehmer, wie er im Rah¬ 
mentarifvertrag geregelt ist, ersatzlos 
zu streichen und die Entgelttabellen 
für Neueinsteiger im Betrieb um bis 
zu 20 Prozent herabzusetzen sowie für 
die Kolleginnen und Kollegen in den 
„neuen“ Bundesländern nochmals zu¬ 
sätzlich zu reduzieren. 

Karl Schweizer 


Es erscheint zwar paradox, dass eine 
politische Partei (AfD) zum Sprach¬ 
rohr gewählt wird, die wirtschafts- und 
sozialpolitisch genau für eine Verschär¬ 
fung eintritt. Das zeigt aber auf, wo die 
Gewerkschaften für einen Gegenkurs 
ansetzen müssen. Für die neugewählten 
Betriebsräte kommt es darauf an, in ih¬ 
rem betrieblichen und gewerkschaftli¬ 
chen Einfluss ein klares Profil für die In¬ 
teressen der Werktätigen zu zeigen und 
durchzusetzen. 

Analysen heben hervor, dass die 
Verunsicherungen zum stärkeren Ein¬ 
fluss von rassistischen Ressentiments 
führen und diese auch latent vorhan¬ 
den waren. Daher darf das gute Er¬ 
gebnis der Gewerkschaften bei den 
Betriebsrats wählen nicht über die Ge¬ 
fahr von rechts hinwegtäuschen. 


Nachdem der Konzern Hochtief un¬ 
ter der Führung der neuen Inhaber aus 
Spanien vor gut drei Jahren aus dem 
Unternehmerverband Bauindustrie 
ausgetreten war mit dem Ziel, die be¬ 
stehenden Tarifbindungen abzuschüt¬ 
teln, sind nun zwischenzeitlich zwei 
Haustarifverträge verhandelt worden. 
Die Unternehmensführung provozier¬ 
te mit dem Angebot 1,7 Prozent Lohn¬ 
erhöhung für ein Jahr. Darauf reagier¬ 
te die Belegschaft mit zahlreichen be¬ 
trieblichen Aktionen, unter anderem 
verlängerten Mittagspausen, Protest¬ 
aktionen vor und während der Arbeit 
auf den Baustellen und Informations¬ 
versammlungen der Tarifkommission 
für die Beschäftigten. 

Die Nähe der gewerkschaftlichen 
Tarifkommissionsmitglieder zur Be¬ 
legschaft gab der innerbetrieblichen 
Informations- und Aktionspolitik der 
IG BAU den entscheidenden Schub 
zur Mobilisierung. In fünf Verhand¬ 
lungsrunden konnte „in letzter Mi¬ 
nute“, wie die Tarifkommission es 
formulierte, und nach Abschluss des 
Tarifkampfes in der Fläche des Bau¬ 
hauptgewerbes das bisher beste Er¬ 
gebnis für die Hochtiefbelegschaft 
erreicht werden. Diese Runde verlief 
zeitgleich mit den Tarifverhandlun¬ 
gen im Bauhauptgewerbe, dem auch 
Hochtief weiterhin zuzuordnen ist. 
Die Belegschaft zeigte bis zum Ende 


Die Umgangsweise mit rassisti¬ 
schen oder faschistischen Meinungen 
muss daher eindeutig sein. Aktivitäten 
dürfen innerhalb der Gewerkschaften 
nicht hingenommen werden, dem Ein¬ 
druck einer irgendwie gearteten Zu¬ 
sammenarbeit muss entgegengewirkt 
werden, Gewerkschafterinnen und Ge¬ 
werkschafter müssen in die Lage ver¬ 
setzt werden, sich inhaltlich zu positio¬ 
nieren und es muss „Rückkehrern“ die 
Tür offengehalten werden. Hierzu hat 
während der Betriebsrats wählen eine 
Sensibilisierung in den Gewerkschaf¬ 
ten stattgefunden. Hier gilt es anzuset¬ 
zen und mit und in den Gewerkschaf¬ 
ten zu wirken. 

Rainer Perschewski 

(gekürzter Beitrag aus: Marxistische 
Blätter 4-18) 


deutlich ihre Entschlossenheit zu ei¬ 
nem Streik im Hauskampf. 

Verhandelt wurden neben einer 
Entgelterhöhung für Belegschaft und 
Ausbildung auch die Abschaffung 
der Entgeltdifferenzierung zu Berlin 
und Ost, das 13. Monatseinkommen 
und die Berücksichtigung der Wege¬ 
zeit als Arbeitszeit. Erreicht wurde 
eine Erhöhung der Einkommen über 
24 Monate um 7,14 Prozent. Zusätz¬ 
lich gibt es Einmalzahlungen, verteilt 
über zwei Jahre in differenzierten Hö¬ 
hen für angestellte und gewerbliche 
Beschäftigte. 

Die Ausbildungsvergütung wird 
um 65 Euro pro Monat erhöht. Die 
Fahrt- und Unterkunftskosten für Aus¬ 
zubildende werden vom Unternehmen 
übernommen. Ab dem 1. Mai 2018 gel¬ 
ten gleiche Tarifentgelte für West und 
Ost. Das 13. Monatseinkommen gilt 
analog des Westtarifvertrages bun¬ 
desweit. 

Zum Thema „Wegezeit gleich Ar¬ 
beitszeit“ wurde eine technische Kom¬ 
mission vereinbart, die innerhalb der 
nächsten 15 Monate Vorschläge erar¬ 
beiten soll. 

Das Tarifergebnis ist durch die 
deutlich angewachsene Mitgliedschaft 
in der Gewerkschaft, der IG BAU, 
möglich geworden. Darauf ist die Be¬ 
legschaft zu Recht stolz. 

Peter Köster 



Nach der Betriebsratswahl 2018: Mehr als zwei Drittel der Betriebsräte sind Mitglied einer Gewerkschaft des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) 


Warnstreiks in Lindau Haustarif erkämpft 


Engie-Konzern steigt aus Tarifverträgen aus 


Hochtief-Belegschaft stolz auf Organisationsgrad 
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Ein Teufelskreis 


Manfred Dietenberger zur Rentenkommission 


Wenn du nicht mehr 
weiter weißt,... 


Frage: In den letzten Jahren konzen¬ 
trierten sich die Arbeitskämpfe im Ge¬ 
sundheitssystem, anders als in anderen 
Branchen nicht einzig auf mehr Lohn 
und kürzere Arbeitszeiten, sondern ver¬ 
mehrt auf das Thema Personalbemes¬ 
sung bzw. Personalunter grenzen. Woran 
liegt das aus deiner Sicht? 

Betty: Ich glaube, das liegt daran, dass 
die Arbeitsbedingungen im Gesund¬ 
heitssystem mittlerweile an vielen Stel¬ 
len so schlecht sind, dass dies allein mit 
Geld nicht mehr auszugleichen ist. 

Gerade Pflegekräfte sind an vielen 
Stellen solchen enormen Gesundheits¬ 
belastungen ausgesetzt, dass weniger 
Arbeitsbelastung, Reduzierung von 
Stress und gesicherte Erholungszeiten 
einen höheren Stellenwert als finanzi¬ 
elle Aspekte einnehmen. 

Der Kampf um eine gerechte Ent¬ 
lohnung, für die enorme Verantwor¬ 
tung, die wir in unseren Berufen tra¬ 
gen, bleibt dennoch aktuell. Aber zu¬ 
erst muss dafür gesorgt werden, dass 
unsere Arbeit kein Risiko für die eige¬ 
ne Gesundheit mehr darstellt. 

Frage: Wie ist die Personalsituation im 
städtischen Münchner Klinikum? 

Betty: In München sieht es wie überall 
aus. An allen Ecken und Enden fehlt das 
Personal und vor allem Fachkräfte. Auf 
den meisten Stationen kann der Betrieb 
gerade so aufrecht erhalten werden. 

Aber wie labil dieses System ist, 
zeigt beispielsweise die Grippewelle zu 
Beginn des Jahres. An einigen Kliniken 
mussten ganze Stationen geschlossen 
werden, da durch Erkrankungen des 
Pflegepersonals oder der Ärztinnen 
bzw. Ärzte schlichtweg niemand mehr 
da war, um die Patientinnen und Pati¬ 
enten zu versorgen. Auf Dauer ist das 
ein Teufelskreislauf. 

Es ist nicht genug Personal da, um 
Erkrankungen oder anderweitige Aus¬ 
fälle Einzelner zu kompensieren. Dies 
muss durch Überstunden von anderen 
Kolleginnen und Kollegen abgedeckt 
werden, was für diese zu einer größe¬ 
ren gesundheitlichen Belastung und 
damit zu noch mehr Ausfällen führt. 
Auf vielen Stationen sorgt es bereits für 
erhebliche Probleme, sobald auch nur 
ein oder zwei Kolleginnen oder Kolle¬ 
gen für einige Tage ausfallen. 

Frage: Um der Unterbesetzung entge¬ 
genzuwirken, hat die GroKo 9 000 Stel¬ 
len in Aussicht gestellt. Was hältst du von 
diesem Angebot? 

Betty: Dieses Angebot ist blanker 
Hohn. Allein im Bereich der Kran¬ 
kenhäuser fehlen in Deutschland etwa 
162000 Stellen, da sind die Altenpfle¬ 
ge und stationäre Versorgung von Men¬ 


schen mit Behinderungen noch nicht 
mal eingerechnet. Es gibt eine nette 
Beispielrechnung anhand der Alten¬ 
heime. 

Wenn allein in diesem Bereich 8000 
neue Stellen geschaffen werden, wä¬ 
ren das pro Altenpflegeeinrichtung in 
Deutschland 0,6 neue Stellen. Es braucht 
keine großartigen Fachkenntnisse, um zu 
erkennen, dass damit der Pflegemangel 
nicht behoben werden kann. 

Auch die immer wieder angekün¬ 
digten „Ausbildungsoffensiven“ sind 
nur ein Tropfen auf dem heißen Stein. 

Die meisten Pflegekräfte bewäl¬ 
tigen ihre tägliche Arbeit gerade so. 
Für die Anleitung von Auszubilden¬ 
den bleibt da oft keine Zeit, und die 
Azubis werden als billige Aushilfskräf¬ 
te verheizt. 

So ist zwar temporär eine zusätz¬ 
liche Kraft vorhanden, aber mit ei¬ 
ner guten und fundierten Ausbildung, 
die Spaß macht, hat das nichts zu tun 
und sorgt für enormen Frust. Laut des 
DGB-Ausbildungsreports brechen 25 
Prozent der Auszubildenden in der 
Pflege ihre Ausbildung aus solchen 
Gründen ab und suchen sich lieber ei¬ 
nen anderen Beruf. 

Frage: In einem Vortrag sprachst du da¬ 
von, dass bereits heute Teilbereiche des 
Münchner Klinikums fremd vergeben 
werden. Welche sind das und welche 
Auswirkungen hat dies? 

Betty: In den letzten Jahren wurden 
sowohl die Reinigung als auch die Wä¬ 
scheversorgung an externe Firmen ver¬ 
geben, weitere Ausgliederungen sind in 
Planung. 

Zum einen ist dies für die in diesen 
Bereichen beschäftigten Menschen fa¬ 
tal. Als Angestellte des Städtischen Kli¬ 
nikums wurden diese nach dem TVöD 
bezahlt, was nach der Ausgliederung 
wegfiel. Auch wurden bei der Über¬ 
nahme Stellen gestrichen und den Be¬ 
schäftigten anderweitige Maßnahmen 
zu schlechteren Konditionen angebo- 
ten. Gerade hier in München kommt 
es in den meist sowieso schon gering 
bezahlten Branchen auf jeden Cent an, 
um überleben zu können. 

Zum anderen bedeutet dies auch 
Nachteile für die Stationen. Die Wä¬ 
scheversorgung ist eine Katastrophe, oft 
ist keine frische Dienstkleidung verfüg¬ 
bar oder es fehlt an Bettlaken, Wasch¬ 
lappen und Handtüchern für die Patien¬ 
tinnen und Patienten, da zu wenig Wä¬ 
sche oder das Falsche geliefert wurde. 
Da sich die Wäscherei nicht in der Nähe 
befindet, kann auch nicht mal schnell 
etwas Neues nachgeliefert werden. 

Frage: Welche Auswirkungen hat das 
System der Fallpauschalen auf die täg¬ 
liche Arbeit? 


Betty: Durch die Fallpauschalen wer¬ 
den Menschen auf eine Diagnose re¬ 
duziert. Eine individuelle Pflege wird 
auf diese Weise massiv eingeschränkt. 
Die kranken Menschen werden anhand 
ökonomischer Faktoren bewertet. Wer 
zu lange braucht, um sich beispielswei¬ 
se von einer Operation zu erholen, gilt 
als Minusgeschäft. 

Es wird keine Rücksicht mehr auf in¬ 
dividuelle Bedürfnisse genommen, wie 
etwa die Versorgung von Menschen mit 
Demenz, die oft eine intensivere Beglei¬ 
tung brauchen, um einen Krankenhaus¬ 
aufenthalt bewältigen zu können. 

Auch zusätzliche Maßnahmen, die 
in der jeweiligen Fallpauschale nicht 
vorgeschrieben sind, können meist 
kaum durchgeführt werden, auch wenn 
sie den Patientinnen und Patienten gut 
tun würden. 

Leiste ich an einer Person eine zu¬ 
sätzliche Maßnahme, muss ich bei der 
hohen Arbeitsbelastung schauen, dass 
ich die Zeit und den Aufwand woan¬ 
ders wieder einspare. Dieses System 
zwingt Pflegende, bei pflegebedürfti¬ 
gen Menschen eine Kosten-Nutzen- 
Rechnung zu machen. Das hat mit be¬ 
dürfnisorientierter Pflege nicht mehr 
viel zu tun und sorgt bei vielen Pfle¬ 
genden für psychischen Druck und 
Frustration. 

Sowohl Pflegende als auch Ärztin¬ 
nen und Ärzte versuchen so gut wie 
möglich nach den Bedürfnissen der 
Patientinnen und Patienten zu handeln 
und sich eben nicht dem ökonomischen 
Zwang zu beugen, indem beispielswei¬ 
se langsam genesende Patienten nicht 
nach Vorschrift der Fallpauschale 
„rausgeworfen“ werden. 

Dafür gibt es aber natürlich von den 
Leitungen der Gesundheitseinrichtun¬ 
gen massiven Druck. Somit befinden 
wir uns ständig in einem krank ma¬ 
chenden Spannungsfeld zwischen Für¬ 
sorge und Profit. 

Frage: Wie geht es bei euch und in der 
Pflege allgemein weiter? Sind weitere 
Aktionen geplant? 

Betty: Natürlich geht es weiter. Von 
ver.di gibt es momentan verschiedene 
Projekte, um den Druck auf die Politik 
zu erhöhen und die Auswirkungen des 
Pflegemangels sichtbar zu machen. 
Aber auch viele Beschäftigte wollen 
sich diese Zustände nicht länger bieten 
lassen. Es muss so lange weitergehen, 
bis endlich ein Zustand erreicht wird, 
der sowohl den Pflegebedürftigen als 
auch den Beschäftigten gut tut. 

Das Gespräch ist leicht gekürzt über¬ 
nommen worden aus der Kleinzeitung 
„Auf Draht“ vom 5. Juni, die von der 
DKP München und der Gruppe KAZ 
herausgegeben wird. 


Die sogenannte Rentenkommission hat 
ihre Arbeit aufgenommen. „Wir brau¬ 
chen eine Rentenpolitik für heute, für 
morgen und auch für übermorgen“, so 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil. 
Darüber wie die aussehen soll, konn¬ 
ten sich die Koalitionäre schon in den 
Koalitionsverhandlungen nicht einigen 
und sie wissen es bis heute nicht. Und 
wie so oft, wenn man nicht mehr wei¬ 
ter weiß, gründet man eben einen Ar¬ 
beitskreis, oder wie in diesem Fall eine 
Kommission. 

Die soll nicht öffentlich tagen, um 
dann in zwei Jahren „einen Vorschlag 
für eine nachhaltige Sicherung und die 
Fortentwicklung des Alterssicherungs¬ 
systems ab dem Jahre 2025“ aus dem 
Hut zu zaubern. In der Kommission sit¬ 
zen Koalitionspolitiker, Gewerkschafts¬ 
und Unternehmervertreter und Wissen¬ 
schaftler. Für die Kommission wurde 
sogar eine eigene Geschäftsstelle ge¬ 
schaffen. Was dabei herauskommt soll 
angeblich noch offen sein, aber man 
weiß schon heute, dass die ganze Schose 
eine Million Euro kosten wird. Darüber 
hinaus sind noch 15 weitere derartige 


Frankreichs Staatspräsident Makro ist 
wild entschlossen, seine „Reform“ der 
staatlichen Eisenbahn (SNCF) - sprich 
deren Zerschlagung - durchzusetzen. 
Betroffen wären nicht nur die rund 250 
000 SNCF-Beschäftigten. Die in den 
vier Gewerkschaften (CGT, Unsa, SUD 
Rail und CFDT) organisierten Kolle¬ 
ginnen und Kollegen sind nicht bereit, 
kampflos klein bei zu geben. Mit be¬ 
eindruckender Mehrheit beschlossen 
die französischen „Cheminots“ - also 
die „Eisenbahner“ - im Mai in einer 
Urabstimmung die von Macron beab¬ 
sichtigte Bahn-“Reform“ abzuwehren 
weil die Regierung „keinen Verhand¬ 
lungswillen“ zeige und daher „die Ver¬ 
antwortung für (einen) intensiven Kon¬ 
flikt über einen sehr langen Zeitraum“ 
übernehmen müsse. 

Die gewerkschaftlich organisierten 
Eisenbahner sind eine der letzten Basti¬ 
onen der in Frankreich kämpferischen, 
aber mitgliederschwachen Gewerk¬ 
schaften. Macron behauptet, er beab¬ 
sichtige keine Privatisierung der Bahn, 
sondern er wolle mit der Bahnreform 
den „öffentlichen Dienst auf der Schie¬ 
ne“ retten. „Nur“ die „Privilegien“ der 
Eisenbahner sollen gestrichen werden. 

In Wirklichkeit verfolgt Marcron 
in Sachen Bahn eine eiskalte Strate¬ 
gie, die sich am Vorbild der deutschen 
„Agenda 2010“ orientiert. Auch er will 
die massive Prekarisierung der Arbeits¬ 
welt durchsetzen und den Niedriglohn¬ 
sektor ausweiten. Viele Medien hetzen, 
den Präsidenten dabei unterstützend, 
gegen die vermeintlichen „Privilegi¬ 
en“ der Eisenbahner. In Wirklichkeit 
geht es nicht um die Abschaffung von 
Privilegien, sondern um die Schleifung 
erkämpfter Sonderregelungen für 
die Eisenbahner als Ausgleich für die 
Nachteile und Erschwernisse der vielen 
Nacht- und Feiertagsarbeit und andere. 
Es geht also auf beiden Seiten der Bar¬ 
rikade um sehr viel. 

Deshalb bedient sich Emmanu¬ 
el Marcron auch des Mittels der Täu¬ 
schung und Arglist. So versuchte er 
schon vor Streikbeginn, die Bahnbe¬ 
legschaft zu spalten und unterbreitete 
dazu das vergiftete Angebot, die Strei- 


neue Kommissionen geplant, allein zum 
Thema Digitales sollen sechs Kommis¬ 
sionen eingesetzt werden. 

In weiteren Kommissionen soll z. 
B. beraten werden, wie der Luftfahrt¬ 
standort Deutschland gestärkt, die 
Kohleverstromung reduziert, Gewalt 
gegenüber Kindern und Frauen be¬ 
kämpft, gleiche Lebensverhältnisse 
angestrebt, das Vergütungssystem für 
Ärzte modernisiert oder die Integra¬ 
tionsfähigkeit untersucht werden. Das 
alles sind Parallelgremien zu den jewei¬ 
ligen Ministerien. 

Damit stellt sich diese Bundesre¬ 
gierung selber ein materiales Arbeits¬ 
zeugnis aus und offenbart ihre eigene 
Inkompetenz. Was ist das für eine Re¬ 
gierung, die politische Entscheidun¬ 
gen quasi in parlamentarisch nicht 
legitimierte Expertenkommissionen 
auslagert, wie weit ist es noch zu einer 
Technokratie? Warum lässt es sich das 
Parlament gefallen, dass keine Vertre¬ 
ter der parlamentarischen Oppositions¬ 
parteien in der Kommission sind? Das 
Parlament wird so zum Stempelkissen 
der Regierung degradiert. 


chung der sozialen Errungenschaften 
solle nur für neueingestellte Mitarbei¬ 
ter gelten. Der gelernte Investment¬ 
banker Macron versucht durch mer- 
kelsches „Aussitzen“ den Widerstands¬ 
willen der Kolleginnen und Kollegen 
buchstäblich auszuhungern und damit 
die Streikfront zu brechen. Bekanntlich 
erhalten in Frankreich die Streikenden 
kein Streikgeld. Dieser Arbeitskampf 
muss erfolgreich sein, Sieg oder Nie¬ 
derlage sind von immenser Tragweite 
nicht nur für die französische, nein auch 
für die gesamte europäische Arbeiter¬ 
und Gewerkschaftsbewegung. 

Eine Niederlage der französischen 
Cheminots veränderte das Kräftever¬ 
hältnis zwischen Arbeit und Kapital ein 
weiteres Mal zu Ungunsten der arbei¬ 
tenden Menschen. So wie damals 1984, 
als die erzkonservative „Eiserne Lady“ 
Margaret Thatcher die britischen Berg¬ 
arbeiter in einen zwölfmonatigen Ar¬ 
beitskampf trieb, der die Kumpels am 
Ende erfolglos in die Knie zwang. Und 
noch ein anderer Aspekt, auf den die 
Kolleginnen und Kollegen der GEW 
Hessen hinweisen, macht diesen Ar¬ 
beitskampf so bedeutsam. „Der Streik 
ist also der Kampf einer sozial abge¬ 
sicherten Belegschaft für die Rechte 
der jungen Generation. Diese Haltung 
ist bemerkenswert und verdient den 
höchsten Respekt!“ 

Um diesen Kampf zu unterstützen 
startete unlängst die GEW Hessen eine 
Spendenkampagne für die streikenden 
französischen Eisenbahner dem sich 
inzwischen auch der hessische ver.di- 
Fachbereich Medien anschloss. Schon 
im April meldete sich die deutsche Ei¬ 
senbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG) mit einen Solidaritätsaufruf: 
„Die EVG solidarisiert sich ausdrück¬ 
lich mit den streikenden Kolleginnen 
und Kollegen in Frankreich (...) Und 
„Damit dieser Druck aber auch weiter¬ 
hin aufrechterhalten werden kann, be¬ 
nötigen unsere Schwesterngewerkschaf¬ 
ten unsere Hilfe.“ Die EVG ruft daher 
dazu auf, die Kolleginnen und Kollegen 
bei ihrem Widerstand gegen die Reform 
zu unterstützen und zu spenden. 

Manfred Dietenberger 


DKP-Beratung zur Altenpflege in NRW 

Sonntag, 24. Juni, 15.00 Uhr 

Karl-Liebknecht-Schule, Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Um eine Anmeldung wird gebeten: bgj@dkp-owl.de 


Gespräch mit der Gesundheits-und Krankenpflegerin Betty 
vom Städtischen Klinikum in München zur Situation in den 
Krankenhäusern und Altenheimen 



ver.di-Aktiontag in Dortmund im April 2016 


Agenda 2010 als Vorbild 

Deutsche Gewerkschaften solidarisch mit 
französischen Eisenbahnern 
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Söders Plan für die nächste Landtagswahl 

Bayern verschärft auch das Asylrecht 



Wenn der Asylantrag endlich durch ist, gibt es einen schönen neuen Eintrag in den Ausweis 


M arkus Söder, CSU-Minister- 
präsident, hat die Gunst der 
Stunde genutzt. Mitten in der 
Debatte um das BAMF legte die baye¬ 
rische Staatsregierung am 6. Juni - noch 
bevor Bundesinnenminister Horst See¬ 
hofer (CSU) seinen „Asyl“-Masterplan 
vorstellen konnte und pünktlich zum 
Treffen der Innenminister der Länder 
in Quedlinburg - einen eigenen Plan für 
eine Verschärfung des Vorgehens gegen 
Flüchtlinge vor: Es soll weniger attrak¬ 
tiv sein, in Bayern Asyl zu beantragen, 
der Abschiebedruck soll erhöht werden. 

Die CSU hofft damit, wie mit dem 
umstrittenen neuen Polizeigesetz PAG, 
im Vorfeld der Landtagswahlen zu 
punkten und auch AfD-Wählerinnen 
und -Wähler zurückzugewinnen. Und 
man will, wie Söder gegenüber dem 
„Münchener Merkur“ erklärte, „ein 
Vorbild für andere Bundesländer wer¬ 
den“. Er scheint sich dabei sicher, dass 
er seine Pläne in Bayern trotz einer 
Reihe rechtlicher Bedenken und gegen 
alle Proteste umsetzen kann und wird. 

Im Mittelpunkt der Planungen der 
bayerischen Staatsregierung stehen, wie 
bei Bundesinnenminister Horst Seeho¬ 
fer (CSU), die sogenannten AnKER- 
Zentren, in denen Asylbewerber - Män¬ 
ner, Frauen, Kinder - von der Ankunft 
bis zur Entscheidung untergebracht, 
also interniert werden sollen. Standorte 
für die AnKER-Zentren sind Manching 
(Oberbayern), Bamberg (Oberfranken), 
Schweinfurt (Unterfranken), Zirndorf 
(Mittelfranken), Regensburg (Ober¬ 
pfalz), Deggendorf (Niederbayern) und 
Donauwörth (Schwaben). In diesen An¬ 
KER-Zentren soll nicht nur das Proze¬ 
dere beschleunigt werden, dort sollen 
Asylbewerber auch kein Geld erhalten, 
sondern nur noch Sachmittel. „Wenn 
Menschen von Anfang an wissen, dass 
sie keine Aussicht auf Asyl haben, muss 
man ihnen auch keine Anreize in Form 
eines Asylgehalts zahlen“, so zynisch 
Söder. „Umgekehrt wollen wir aber ein 
Programm anbieten, das den Menschen 
bei einer Rückkehr hilft.“ „Gemeinnüt¬ 
zige Arbeit“ sei aber möglich. 

Von möglicher Integration ist in die¬ 
sem Zusammenhang überhaupt keine 
Rede und die wird damit auch bewusst 
verhindert. Betroffen sind voraussicht¬ 


lich auch Flüchtlinge aus Afghanistan, 
dem Irak, Iran und der Türkei. Ihnen 
wird - wie Pro Asyl am 7. Juni feststell¬ 
te - „pauschal erstmal unterstellt, sie 
hätten kein Recht auf einen Schutzsta¬ 
tus“. Und weiter heißt es: „Wieder hin 
zu Großlagern mit Stacheldraht, der 
Verweigerung von Bildung und Arbeit 
und einer Beschneidung von persönli¬ 
chen Freiheiten durch den Wegfall jeg¬ 
licher Bargeldauszahlungen.“ 

Geplant ist für abgelehnte Bewerber 
zusätzliche Abschiebehaftplätze einzu¬ 
richten. Zudem sollen bayerische Poli¬ 
zisten extra geschult werden, um selbst 
Abschiebungen abwickeln zu können. 
Und man will eigene Flüge für abgelehn¬ 


te Asylbewerber in kleineren Maschinen 
durchführen, obgleich die Landespolizei 
im Ausland zum Beispiel ja gar nicht ver¬ 
handeln darf. „Damit kann man die Ab¬ 
schiebung deutlich effektiver und ziel¬ 
führender organisieren“, meint Söder. 
Bislang sind für solche Flüge Bund und 
Länder zuständig, die Flüge werden von 
Beamten der Bundespolizei begleitet. 

Streitpunkt ist auch, ob Bayern an 
seinen Außengrenzen Flüchtlinge ab¬ 
weisen darf. Söder hatte bereits Mitte 
Mai die Abweisung von Asylbewerbern 
an der Grenze ins Gespräch gebracht, 
falls die AnKER-Zentren nicht funkti¬ 
onieren sollten. Das wäre aber nicht nur 
ein Verstoß gegen EU-Recht, sondern 


vor allem auch gegen die Genfer Flücht¬ 
lingskonvention. Auch der Grenzschutz 
ist im Übrigen Bundesangelegenheit. 

Bundesinnenminister Horst See¬ 
hofer (CSU) dürfte die entsprechen¬ 
den Pläne seiner Parteikollegen zur 
weiteren Verschärfung des Asylrechts 
schon vorher gekannt haben. Man hat 
sich gewiss auch abgestimmt. Die An¬ 
KER-Zentren sind ja schließlich auch 
sein Lieblingsprojekt. Aber noch gibt 
es selbst unter den Innenministern der 
Länder und Teilen der Bundesregie¬ 
rung Bedenken einem solchen Kurs 
bedingungslos zu folgen. 

Am Montag der vorigen Woche er¬ 
klärte Alexander Thal, Sprecher des 


Bayerischen Flüchtlingsrats, mit Blick 
auf Söders Asylplan: „Ministerpräsi¬ 
dent Söder kann es nicht lassen und 
übernimmt erneut AFD-Forderungen 
und -Argumentationen. Er ignoriert 
die Genfer Flüchtlingskonvention und 
auch das Bundesverfassungsgericht 
scheint ihn nicht zu interessieren. Sein 
Asylplan ist sein populistischer Ver¬ 
such, die absolute Mehrheit für die 
CSU zurückzugewinnen. Er leistet kei¬ 
nen konstruktiven Beitrag zur Lösung 
irgendeines Problems im Asylbereich 
in Deutschland, sondern setzt seine 
brandgefährlichen Zündeleien mit un¬ 
verminderter Scham fort.“ 

Nina Hager 


Selbstbewusst und organisiert 

Erfahrungen beim Unterschriftensammeln 


UZ: Die DKP Potsdam hat bereits fleißig 
Unterschriften für die Kampagne „Ab¬ 
rüsten statt Aufrüsten “ der Friedensbewe¬ 
gunggesammelt. Insgesamt 30 000 Unter¬ 
schriften will die DKP bundesweit, wie 
auf dem Parteitag beschlossen, bis zum 
UZ-Pressefest gesammelt haben. Welche 
Erfahrungen habt ihr bisher gemacht? 

Männe Grüß: Dass wir offene Türen 
einrennen bei den Menschen. Neu ist 
dabei für mich die Erfahrung, dass 
es einen Wandel gibt bezüglich des 
Themas Friedens im Bewusstsein der 
Menschen, den ich auch in meinem Be¬ 
kannten- und Familienkreis beobach¬ 
tet habe: Die Angst vor einem Krieg 
wächst, und die Menschen fühlen sich 
wie in anderen zentralen Fragen ihres 
Leben von der Bundesregierung nicht 
nur ungehört, sondern zu Recht von 
vorne bis hinten verarscht. Es gibt be¬ 
rechtigten tief sitzenden Frust und ein 
aufrichtiges Bedürfnis, insbesondere 
den Konfrontationskurs gegen Russ¬ 
land zu beenden. Das spielt insbeson¬ 
dere - aber meines Erachtens nicht 
nur - auf dem Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik eine ent¬ 
scheidende Rolle. Die Friedenserzie¬ 
hung der DDR zeigt hier ihre ganze 
„Fernwirkung“. Das ist für mich als zu¬ 
gezogener Wessi, der nie die DDR als 
politisch Aktiver erlebt hat, eine wich¬ 
tige Erfahrung. 

UZ: Wie ist es euch gelungen, mit den 
Menschen ins Gespräch zu kommen? 


Männe Grüß: In einer Zeit, in der Kom¬ 
munikation im öffentlichen Raum vor al¬ 
lem kommerziellen Interessen dient, ist das 
tatsächlich gar nicht so einfach. Es muss im 
ersten Satz der Ansprache klar werden, dass 
wir Kommunisten keine Handy-Verträge 
verkaufen wollen und auch keine Spenden 
sammeln für irgendein neoliberales Chari- 
ty-Projekt. Unsere Losung war: „Eine Un¬ 
terschrift für den Frieden mit Russland!“ 
Wir haben es öfters erlebt, dass Leute bei 
der Losung stehengeblieben sind, umdreh¬ 
ten und dann unterschrieben. 

UZ: Hast du weitere Tipps, wie erfolg¬ 
reich gesammelt werden kann? 

Männe Grüß: Mein Tipp gerade im Ge¬ 
spräch mit älteren Menschen ist, ihnen den 
nötigen Respekt entgegenzubringen. Viele 
von ihnen haben konkret Angst, ihre Ad¬ 
resse anzugeben, weil sie befürchten, sie 
würden zu Hause aufgesucht und bedrängt 
werden. Mein Herangehen: Den älteren 
Menschen anbieten, die Unterschriftenlis¬ 
te mitzunehmen, in Ruhe zu Hause zu le¬ 
sen und uns einfach bei nächsten Infostand 
ausgefüllt mitzubringen. Das setzt natürlich 
voraus, dass die DKP regelmäßig vor Ort ist, 
aber genau darum muss es bei der Kampag¬ 
ne ja auch gehen: Als DKP-Gruppe durch die 
Kampagne einen örtlichen Schwerpunkt zu 
entwickeln - für uns wird das derzeit Pots¬ 
dam Waldstadt. Übrigens: Alle, denen ich 
anbot, die Unterschriftenliste mitzuneh¬ 
men, unterschrieben dann doch gleich am 
Infotisch.Ein letzter Tipp: Vorher Flyer im 
Wohngebiet zu stecken und auf den Info¬ 


tisch hinzuweisen, sorgt immer für einen 
sehr guten Rücklauf und macht die DKP 


über den Stand hinaus bekannt im Stadt¬ 
teil. Und die Genossen müssen den inneren 


Schweinehund besiegen, den Infotisch auch 
wirklich durchzuführen. 

UZ: Gab es bei euren Aktionen auch ne¬ 
gative Reaktionen? 

Männe Grüß: Natürlich gibt es einen 
nennenswerten Teil, der auch ignorant 
reagiert. Aber richtige Ablehnung haben 
wir nicht erfahren. Wer hat denn auch 
schon ein Problem mit Frieden - mal 
abgesehen von der Merkel-Regierung 
und den Superreichen in diesem Land, 
die von Krieg profitieren? Was wir aller¬ 
dings öfters erlebten, waren Menschen, 
die offen ihre Ressentiments gegen Mus¬ 
lime zum Ausdruck brachten und meines 
Erachtens bei der Bundestagswahl AfD 
gewählt haben. Aber ich gestehe: Ich 
bin froh, dass wir auch diese Menschen 
ansprechen konnten und im gewissen 
Maße ihr Vertrauen gewonnen haben. 
Denn der Aufstieg der AfD ist nicht zu 
begreifen ohne das Versagen der pro¬ 
gressiven Kräfte in den real stattfinden¬ 
den Klassenkämpfen - und dazu zählt 
eben auch der Friedenskampf. Dass wir 
als Partei uns da nicht als Zaungast ver¬ 
stehen, sondern das Selbstbewusstsein 
aufbringen, selbst als organisierende 
Kraft aufzutreten, halte ich für eines 
der wichtigsten Ergebnisse des 22. Par¬ 
teitags. 

Die Fragen stellte Markus Bernhardt 

Männe Grüß ist Mitglied der DKP-Grup- 
penleitung Potsdam und Umland und des 
Sekretariats des Parteivorstandes 
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STAND 13. JUNI: 

11 107 UNTERSCHRIFTEN 


Die DKP unterstützt diesen Aufruf und möchte bis zum UZ-Pressefest 
im September 30.000 Unterschriften sammeln. Der Appell und die 
Unterschriftslisten sind abrufbar unter news.dkp.de 
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Mit Katja Kipping vorm Jobcenter 

Beobachtungen vom Parteitag der Linken in Leipzig 



Nach der letzten Bundestagswahl demonstrierte man noch große Einigkeit 


as Leben schreibt die besten 
Pointen. „Wie viele Menschen 
in diesem Land stehe auch ich 
oft vorm Jobcenter“ sagte Katja Kip¬ 
ping auf dem Parteitag der Linken, der 
vom 8. bis 10 Juni in Leipzig stattgefun¬ 
den hat. Als Korrespondent dieser Zei¬ 
tung kann ich das bestätigen. Denn ich 
war am Morgen des ersten Versamm¬ 
lungstages auch dort - nur „wie viele 
Menschen in diesem Land“ aus einem 
anderen Grund: nicht als Mandatsträ¬ 
ger, sondern als Abhängiger, der mit 
mulmigem Gefühl den Richterspruch 
seines Herrn erwartet. Und ich kann 
sagen: Eine Politikerin, deren Absicht 
auf der Hand liegt, hilft einem dort 
kaum, die eigenen Sorgen zu bewälti¬ 
gen. Und es begeistert mich nicht, als 
Projektionsfläche für Selbstdarstel¬ 
lungen herzuhalten. Glaubwürdigkeit 
heißt nicht, mit Lebensumständen zu 
kokettieren, die man nicht persönlich 
teilt. 

Aber diese Inszenierung passt ins 
Bild. „Ich will Liebe, Freude, gute Lau¬ 
ne“, lautet die Übersetzung des Liedes 
„Je veux“ der französischen Sängerin 
Zaz, das bei Auftritten der Vorsitzen¬ 
den von Partei und Fraktionen einge¬ 
spielt wurde. Auch stehende Ovatio¬ 
nen unter bunt blinkender Beleuch¬ 
tung vermittelten eher den Eindruck, 
auf einem Popkonzert zu sein. Auch 
wenn es ein Wahlparteitag war: Wem 
helfen lange Reden von Kandidaten 
und Fürsprachen, die keine Nachfragen 
zulassen? Dass für eine Generaldebat¬ 
te oder die Abstimmung von Anträgen 
zum Schluss nur wenig Zeit blieb, ver¬ 
wundert nicht - und ist wohl beabsich¬ 
tigt. So wird eine politische Diskussion 
verhindert. 

Nicht nur deshalb brachte der Par¬ 
teitag keine Sensationen. In einem 
Satz des Leitantrages des Vorstandes 
„Die Linke - Partei in Bewegung“, 
dem zugestimmt wurde, drückt sich 
ihr Wohl und Wehe aus: „Wir kämp¬ 
fen nicht nur um ein Stück vom Ku¬ 
chen, wir wollen die ganze Bäcke¬ 
rei - für alle.“ Wer etwas vom Wesen 
der Klassengesellschaft verstanden 
hat, dem ist klar: Das geht nur, wenn 
die Privateigentümer der Bäckerei 
zunächst enteignet werden. Die Lin¬ 
ke ist eine Partei (geworden), die sich 
Umverteilung von Reichtum und an¬ 
dere Machtverhältnisse auf die Fahnen 
schreibt. Die Eigentumsfrage schim¬ 
mert darin zwar hervor, die Machtfra¬ 
ge bleibt aber unbeantwortet. Nichts 
desto trotz fanden auch antikapitalis¬ 
tische Positionen und Formulierungen 
im Antrag Mehrheiten. Auch andere 
Beschlüsse sollen die Linke als Par¬ 


tei in Stellung bringen, die sich Krieg, 
Rüstung und Feindschaft mit Russ¬ 
land oder der Verschärfung von Asyl¬ 
politik widersetzt. Offen bleibt, welche 
Versprechen gehalten werden, wenn 
Regierungsbeteiligung winkt. Beide 
Vorsitzenden verkündeten, mit ihnen 
werde es kein Hartz-IV-System geben. 
Zugleich rechtfertigte Bodo Ramelow 
Abschiebung in Thüringen mit gelten¬ 
dem Bundesrecht. Wer nicht die Macht 
hat, politische Kernforderungen um¬ 
zusetzen, kann dann aber nicht regie¬ 
ren - und als Wahlversprechen nützen 
klare Standpunkte keinem. 

Wie sich der personelle Macht¬ 
kampf zwischen Vorstand und Bun¬ 
destagsfraktion auf dem Parteitag 
vollzog, war wohl nur Eingeweihten 
ganz ersichtlich. Immerhin wurde Kat¬ 
ja Kipping als neue Vorsitzende mit 64 
Prozent der Stimmen bestätigt, schnitt 
aber schlechter ab als Bernd Riexinger, 
der 74 Prozent Zustimmung erreichte. 
Dass in der Partei zu 90 Prozent Über¬ 
einstimmung besteht, wurde von vie¬ 
len betont, und man kann sagen: Der 
Beschluss, dass Partei- und Fraktions¬ 
spitze ihre Differenzen in einer Klau¬ 
surtagung diskutieren, entspricht dem 
Wunsch der meisten, die Debatte nicht 


als Personenstreit öffentlich zu führen. 
Dabei wurden Meinungsverschieden¬ 
heiten, wie zum Begriff „Sammlungs¬ 
bewegung“ oder zur Asyl- und Flücht¬ 
lingspolitik, weitgehend vertagt, und 
man hat sich auf gemeinsame Stand¬ 
punkte konzentriert. 

Der Eindruck ist zwiespältig, den 
die Reaktionen auf die Rede der Frak¬ 
tionsvorsitzenden Sahra Wagenknecht 
am Sonntag hinterlassen haben. Für 
die Einschätzung, dass die heftigen An¬ 
griffe darauf ebenso inszeniert waren 
wie die vorherige einmütige Wieder¬ 
wahl des Parteivorstandes nach einem 
Protokoll, das keine Diskussion zuließ, 
spricht auch: Die spontane Diskussion 
der Delegierten, zu dem die Rede An¬ 
lass gab, bildete eine wohltuende Ab¬ 
wechslung zum vorgeschrieben Ablauf. 
Eine Partei, die „in Bewegung“ sein 
möchte, sollte auch diskutieren. In¬ 
wieweit sich dabei zwischen der Forde¬ 
rung nach offenen Grenzen für Flucht 
und Zuwanderung auf der einen sowie 
nach Bekämpfung von Fluchtursachen 
und Kritik an Kapitalexport auf der 
anderen Seite tatsächliche Gegensät¬ 
ze offenbaren, muss sich zeigen, wenn 
die Diskussion an Klarheit gewinnt. 
Anscheinend dient die Konzentration 


auf Asylpolitik in der Debatte auch 
dazu, Sahra Wagenknecht politisch zu 
entmachten, und das hat auch zur Fol¬ 
ge: Über sozialpolitische Themen, de¬ 
ren Behandlung sich Delegierte auch 
gewünscht hätten, wird gar nicht mehr 
diskutiert. 

Gezeigt hat sich auch: Die Linke 
wächst. Nicht zuletzt unter dem Ein¬ 
fluss der sogenannten Flüchtlingskrise, 
die Jugendliche mit und ohne Migra¬ 
tionserfahrung politisiert hat, strömen 
junge Mitglieder in die Partei, die mit 
ihrer Geschichte und Tradition nicht 
verbunden sind, zugleich aber auf 
eine Mitgestaltung ihres Programms 
drängen; sie begegnen Teilen, die dem 
Anwachsen rechter Positionen in der 
Bevölkerung mit neuen Konzepten 
begegnen möchten, Genossen, die an¬ 
tikapitalistische Positionen sowie the¬ 
oretische und historische Erfahrun¬ 
gen erhalten wollen, und jenen, die die 
Linkspartei nur in ein Instrument von 
Regierungsbeteiligung umzuwandeln 
trachten. 

Das schafft freilich Bewegung; aber 
sie allein ist nicht, was der Linken nützt. 
Die Richtung ist und bleibt entschei¬ 
dend. 

Roman Stelzig 


Finanzierung völlig unzureichend 

Kindergärten und -krippen in Brandenburg in der Krise 


In Brandenburg stecken die Kindergär¬ 
ten und -krippen in der Krise. Ende Mai 
demonstrierten rund 850 Eltern und 
Kindergärtnerinnen in Potsdam, dass 
die Kindertagesstätten im Land besser 
finanziert werden müssen. Zuvor wagte 
einer der Betreiber, die Fröbel Bildung 
und Erziehung gGmbH, einen einmali¬ 
gen Schritt und zeigte sich beim bran- 
denburgischen Bildungsministerium 
selbst an. Die Firma sehe sich „gezwun¬ 
gen Ihnen anzuzeigen, dass wir den vom 
Gesetzgeber vorgesehenen Personal¬ 
schlüssel nicht einhalten können“. 

Das Land finanziert nur eine maxi¬ 
male Betreuungszeit von 7,5 Stunden 
pro Tag. Doch die Realität in vielen Ki¬ 
tas sieht anders aus. Dort werden immer 
längere Betreuungszeiten mit gleichem 
Personal abgedeckt. Denn berufstätige 
Eltern sind oft gezwungen, ihre Kin¬ 
der bis zu zehn Stunden abzugeben. 
Anderen wurde vom Jugendamt zum 
Beispiel wegen einer heiklen familiä¬ 
ren Situation eine längere Betreuungs¬ 
zeit zugestanden. Die Kitabetreiber 
stemmen diese dann aus eigener Kraft. 
Oder der gesetzlich vorgesehene Be¬ 


treuungsschlüssel wird nicht eingehal¬ 
ten. Seit 2002 werden die Personalzu¬ 
schüsse vom Land nur nach zwei Stufen 
bemessen: für eine Betreuung von mehr 
oder weniger als sechs Stunden pro Tag. 
Vom Kita-Alltag ist das meilenweit ent¬ 
fernt. Deshalb fordern Kita-Träger und 
Eltern, eine dritte Finanzierungsstufe 
einzuführen, über die bis zu zehn Stun¬ 
den am Tag finanziert werden. 

Die Brandenburger Landesregie¬ 
rung gibt sich selbstzufrieden. 46 Mil¬ 
lionen Euro will Bildungsministerin 
Britta Ernst (SPD) jährlich für ein bei¬ 
tragsfreies Kitajahr ausgeben. Dieses 
Vorhaben entlastet, wie immer beim 
Gießkannenprinzip, vor allem einkom¬ 
mensstarke Haushalte. Die Qualität 
der Einrichtungen wird dagegen nicht 
verbessert. (UZ berichtete am 21. 07. 
2017) Schon vor drei Jahren war das 
Thema im Landtag. Damals antworte¬ 
te die Landesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der CDU-Fraktion: „Die Be¬ 
freiung von Beiträgen für Kinder im 
letzten Kindergartenjahr wäre weder 
unter fachlichen Aspekten noch unter 
dem Gesichtspunkt des Familienleis¬ 


tungsausgleichs ein Schritt in die fach¬ 
politisch richtige Richtung.“ Ernst sig¬ 
nalisierte jetzt im Parlament zwar, dass 
sie bereit sei, auf die Forderung der Ki¬ 
ta-Träger einzugehen. In dieser Legis¬ 
latur will sie eine Lösung für die besse¬ 
re Finanzierung längerer Betreuungs¬ 
zeiten suchen. Details nannte sie nicht. 
Sie wolle in jedem Fall eine Umfrage 
bei den Jugendämtern abwarten, wel¬ 
che Betreuungszeiten in den Regionen 
benötigt werden. Denkbar sei eine Lö¬ 
sung, die den jeweiligen Gegebenhei¬ 
ten vor Ort Rechnung trage, hatte SPD- 
Fraktionschef Mike Bischoff im Vorfeld 
einer Landtagsabstimmung vor Jour¬ 
nalisten erklärt. Das würde bedeuten, 
dass nicht alle Kitas automatisch Geld 
für mehr Erzieher bekommen, sondern 
nur solche, die Kinder bis zu zehn Stun¬ 
den täglich betreuen. Den mittlerweile 
siebten Antrag von Grünen und CDU, 
generell wieder eine dritte Betreuungs¬ 
stufe einzuführen, lehnte der Landtag 
mit der Mehrheit von Rot-Rot ab. 

Die Diskussion, ob am Solidarprin- 
zip bei der Finanzierung der Kitas fest¬ 
gehalten werden oder ob eine gene¬ 


relle Gebührenfreiheit herrschen soll, 
wird durch die kürzlich veröffentlich¬ 
te Bertelsmann-Studie „Elternzoom 
2018“ befeuert. Sie zeigt, dass es bei der 
Staffelung der Gebühren eine Schiefla¬ 
ge gibt. Vielerorts wird diese zwar nach 
der Höhe des Einkommens vorgenom¬ 
men. Dennoch werden einkommens¬ 
schwache Familien übermäßig belastet. 
Diese wenden einen nahezu doppelt so 
hohen Anteil ihres Verdienstes für die 
Kita auf wie finanziell besser gestellte 
Familien. Weil die Staffelung der Eltern¬ 
beiträge nicht für einen gerechten Las¬ 
tenausgleich ausreicht, spricht sich die 
Bertelsmann-Stiftung gegen eine allge¬ 
meine Beitragsfreiheit aus. Diese soll es 
nur für armutsgefährdete Familien ge¬ 
ben, ob ein weiterer Spießrutenlauf für 
die Eltern dann bevor stünde? Für alle 
anderen sollen die Beiträge bundesweit 
einheitlich nach der Einkommenshöhe 
berechnet werden, also auch ohne Be¬ 
rücksichtigung, wie die einzelnen Kitas 
arbeiten bzw. was sie überhaupt leisten 
können. Ein typischer Vorschlag der 
Stiftung, der aber in Berlin Gehör fin¬ 
den wird. Bernd Müller 


Stimmen 
auf dem 
Parteitag 

Zur Debatte um 
die Asylpolitik: 

„Die Position, die Sahra Wagenknecht 
vertritt, ist sicher ein solcher Versuch. 
Aber das ist der falsche Weg. Der rich¬ 
tige Weg ist, zu sagen: jeder Mensch, 
der hier in Deutschland leben will, 
muss auch den Platz haben. Wir dür¬ 
fen Menschen nicht gegeneinander 
ausspielen, sondern müssen soziale 
und demokratieorientierte Forderun¬ 
gen für alle Menschen stellen. 

In Deutschland ist genug Platz, wir 
brauchen Migrantinnen und Migran¬ 
ten, nicht nur für das Klima des Zu¬ 
sammenlebens in diesem Land, son¬ 
dern auch für Erneuerungen und als 
Arbeitskräfte. Es ist eine breite Palette 
an Vorteilen und wir können dadurch 
nur gewinnen. 

Nicht Migrantinnen und Migranten 
sind Schuld an den Eigentumsverhält¬ 
nissen, an Ausbeutung und Armut, im 
Gegenteil sie können unsere Partnerin¬ 
nen im Kampf gegen den Kapitalismus 
sein.“ 

Juliane Nagel, Mitglied des sächsischen Landtages und 
Stadträtin in Leipzig 

Zur Debatte um die 
wichtigen Inhalte: 

„Besonders wichtig ist mir eine klare 
Aussage zur Friedensfrage in dieser 
Welt, in der Putin jüngst erklärt hat, 
dass die Hauptaufgabe darin besteht, 
einen Dritten Weltkrieg zu verhindern. 
Erfreulich ist, dass in der Antragsde¬ 
batte antikapitalistische Änderungsan¬ 
träge große Chancen hatten und durch¬ 
gekommen sind. 

Unerfreulich finde ich die Zer- 
strittenheit zwischen den Spitzen. Es 
schwächt die Partei, wenn man nicht 
so aufeinander zugeht, dass man seine 
Verantwortung als linke Partei wahr¬ 
nehmen kann.“ 

Ellen Brombacher, Bundessprecherin Kommunistische 
Plattform in der Partei „Die Linke“ 

„Ein wichtiges Thema ist die Äquidis- 
tanz zu Russland und der NATO. Wir 
sollten uns nicht darauf einlassen, dass 
Russland das gleiche Übel ist wie die 
USA und die NATO-Staaten. Das ist 
mir wichtig, nicht weil ich Russland per 
se gut finde. Aber ich denke, dass es kei¬ 
nen Weltkrieg gibt, ist daran zu messen, 
dass Russland auf Provokationen im¬ 
mer noch mit einer gewissen Bedacht¬ 
heit reagiert hat.“ 

Arne Brix, Delegierter des Kreisverbandes Oldenburg 

„Mir würde schon die Flüchtlingspoli¬ 
tik am Herzen liegen. Die Sammlungs¬ 
bewegung sehe ich ein bisschen gespal¬ 
ten, so ähnlich wie die Frage des bedin¬ 
gungslosen Grundeinkommens. 

Mir ist wichtig, dass wir dazu kom¬ 
men, uns um die Bürger und unse¬ 
re Wähler zu kümmern. Das heißt, 
nicht immer irgendwelche Personal- 
und Strömungsstreitigkeiten zu füh¬ 
ren, sondern als Partei endlich wieder 
dorthin zu kommen, wo wir schon ge¬ 
wesen sind. Mit stärkeren Fraktionen 
im Bundestag, in den Landtagen und 
Kommunen, wo man unsere Arbeit 
auch schätzt.“ 

Ralf Fiebelkorn, Delegierter des Kreisverbandes Leipzig 

Zur Debatte um die 
mediale Präsenz: 

„An dem Parteitag finde ich interes¬ 
sant, dass, was wir in Berlin machen, 
sich offenbar immer mehr in der Bun¬ 
despartei niederschlägt - nämlich, dass 
wir so etwas wie ein Sprachrohr für lin¬ 
ke Debatten sind. Mieter- und stadtteil¬ 
politische Proteste gegen den Mieten¬ 
wahn sind Themen, die wir in Berlin 
seit vielen Jahren als Schwerpunkte 
behandeln. Und ich habe die Vermu¬ 
tung, dass, was wir dort medial erreicht 
haben, auch dazu geführt hat, dass die 
Linke in Berlin als erste unter den Par¬ 
teien gilt.“ 

Martin Krüger, Ressortleiter Hauptstadtregion ND 

Die Stimmen fing Roman Stelzig ein 
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Kolumbien: Mäßige Aus¬ 
sichten auf einen Wandel 

Nachdem die in der ersten Runde un¬ 
terlegenen Kandidaten Fajardo und 
de la Calle ihre Wählerschaft nicht zur 
Wahl des Kandidaten der Linken, Gus- 
tavo Petro, sondern zur Abgabe eines 
leeren Wahlzettels aufrufen, obwohl 
auch sie zu den Befürwortern einer 
Fortführung des Friedensprozesses im 
Land gehören, sind bei der Stichwahl 
um die Präsidentschaft in Kolumbien 
am Sonntag die Chancen des rechts¬ 
extremen Ivan Duque gestiegen, Sie¬ 
ger zu werden. Umfragen sagen für 
Duque zwischen 46 und 51 Prozent, 
für Petro zwischen 38 und 42 Prozent 
sowie 11 Prozent Enthaltungen voraus. 
Siegt Duque, könnten wesentliche Tei¬ 
le der Vereinbarungen mit den FARC 
zunichte gemacht und auch der Ge¬ 
sprächsprozess mit dem ELN beendet 
werden. 

USA wollen Venezuela 
ausschließen 

Bei der 48. Generalversammlung der 
Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS), die am Dienstag vergangener 
Woche in Washington D. C. stattfand, 
haben die USA erneut versucht, Vene¬ 
zuela auszuschließen. Einer Resoluti¬ 
on, die unter anderem die Wiederwahl 
Maduros für unrechtmäßig erklärte, 
stimmten allerdings nur 19 der 34 Mit¬ 
gliedsstaaten zu. Die für einen Aus¬ 
schluss erforderlichen 24 Mitgliedsstaa¬ 
ten bekamen die USA nicht zusammen. 
In Caracas traf dies auf Befriedigung 
- und Belustigung. Bereits im vergan¬ 
genen Jahr hatte Präsident Maduro den 
Austritt Venezuelas aus der OAS ange¬ 
kündigt. Der offizielle Austrittstermin 
ist im April 2019. 

Abtreibungsverbot 

menschenrechtswidrig 

Das Oberste Gericht Großbritanni¬ 
ens hat am Donnerstag vergangener 
Woche eine Klage der Nordirischen 
Menschenrechtskommission gegen 
das strikte Abtreibungsverbot im Nor¬ 
den Irlands abgewiesen. Gleichzeitig 
stellte das Gericht die Unvereinbar¬ 
keit des Verbots mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention fest - die 
Klage war nur aus formalen Gründen 
abgewiesen worden, die Kommission 
habe kein Klagerecht. 

Im Norden Irlands ist Abtreibung 
selbst bei schwerer fetaler Fehlbildung, 
nach einer Vergewaltigung oder bei 
Inzest verboten, die Kommission hat¬ 
te darauf geklagt, wenigstens in diesen 
Fällen Abtreibungen zu ermöglichen. 
Das Gesetz stammt noch aus dem 19. 
Jahrhundert. Damit gerät Premiermi¬ 
nistern Theresa May in der Frage wei¬ 
ter unter Druck. Ihre konservative 
Minderheitsregierung ist auf die Stim¬ 
men der nordirischen, protestantischen 
Democratic Union Party (DUP) ange¬ 
wiesen. Diese lehnt eine Lockerung des 
Abtreibungsverbotes strikt ab. Eigent¬ 
lich müsste das Regionalparlament in 
Belfast über diese Frage entscheiden. 
Dies ist aber auf Grund einer Regie¬ 
rungskrise seit 18 Monaten nicht zu¬ 
sammengetreten. 

Einschränkung des 
Streikrechts in Schweden 

Die drei größten Gewerkschaftsver¬ 
bände Schwedens haben am 5. Juni 
eine Einigung mit den Arbeitgeberver¬ 
bänden bekannt gegeben, nach der das 
Streikrecht in Schweden weiter einge¬ 
schränkt werden soll. Streiks, die kei¬ 
nen Tarifvertrag als Ziel haben, sollen 
damit künftig nicht erlaubt sein. Der 
Vorschlag nimmt zwar Solidaritätsakti¬ 
onen und politische Streiks explizit von 
der Regelung aus, die Kommunistische 
Partei Schwedens (KPS) befürchtet je¬ 
doch, dass Solidaritätsaktionen mit ge¬ 
kündigten Kollegen oder Streiks gegen 
Gesetzesbrüche der Firmen durch das 
Verbot bedroht sind. Die KPS wendet 
sich gegen das sozialpartnerschaftliche 
Verhalten der Gewerkschaftsverbän¬ 
de und fordert die Arbeiter Schwe¬ 
dens auf, sich die Kontrolle über die 
Gewerkschaften zurück zu erkämpfen. 

Das schwedische Streikrecht ist be¬ 
reits stark limitiert worden. So gilt wie 
in Deutschland eine Friedenspflicht, 
und Streiks müssen sieben Arbeitstage 
vor Beginn angekündigt werden. 


Alte und Neue Welt 

Wenn die Shanghai Cooperation die G7 als Zukunftsmotor ablöst 



Alle reden auf einen ein - nützen tut es nichts. 


N achdem die USA vier Jahrzehn¬ 
te die G7 gesteuert hätten, habe 
sich der US-Präsident nun offen¬ 
bar entschieden, die Rolle des Stinktiers 
auf der Gartenparty zu spielen, mokiert 
sich Steward Patrick in einem Beitrag 
für den einflussreichen US-Think-Tank 
Council on Foreign Relations. „G6+1“ 
(„Süddeutsche“), „Sechs gegen Trump“ 
(„Handelsblatt“), „Desaster“ („RP-on- 
line“), die Berichterstattung über das 
begrenzt erfolgreiche G7-Treffen nahe 
Quebec am letzten Wochenende lässt 
an Deutlichkeit wenig zu wünschen üb¬ 
rig. Donald Trump war hart geblieben, 
war vorzeitig abgereist und hatte vor 
aller Welt den Dissens, den es ohnehin 
gab, auch offen zelebriert. Indem er sei¬ 
ne Zustimmung zurückzog, konnte die 
mit Formelkompromissen angefüllte 
Abschlusserklärung nicht verabschie¬ 
det werden. 

Der US-Präsident hat den für sei¬ 
ne „Partner“ lukrativen Nachkriegsde¬ 
al aufgekündigt und den Europäern, 
aber auch Shinzo Abe und Justin Tru- 
deau, ist kaum mehr dazu eingefallen, 
als den Verlust zu beklagen. Die Welt ist 
im Umbruch. Eine neue Ordnung ent¬ 
steht, bei der die alten antikommunisti¬ 
schen Bündnisse keine Rolle mehr spie¬ 
len. Donald Trump meint sein „Ameri¬ 
ca first!“ durchaus ernst. Die US-Zölle 
auf Stahl und Aluminium, die einseitige 
Kündigung des Iran-Abkommens sind 
die ersten, noch verhaltenen Signale für 
eine neue Gangart in den internationa¬ 
len Beziehungen. Es wird nicht dabei 
bleiben. Bei höheren US-Zöllen auf 
Automobile dürfte es für die deutsche 
Vorzeigebranche teuer werden. 

Wenn es beim Gipfel ein Thema 
gab, bei dem Einigkeit herrschte, so 
war es die schon nahezu pathologische 
Feindschaft zu Russland. Wie der Skri- 
pal-Skandal auch dem Gutgläubigsten 
gezeigt hat, spielen Fakten keine Rol¬ 
le. Insgesamt 150 Diplomaten wurden 
einfach mal so ausgewiesen. Der Rus¬ 
se, genauer Wladimir Putin, muss der 
finstere Drahtzieher sein, wobei auch 
immer. Egal, auch wenn man nicht die 
Spur eines Beweises hat. Und ausge¬ 
rechnet diese notorischen Fake-News- 
Produzenten und Kriegstrommler wol¬ 
len nun einen „Rapid Response Me- 
chanism“ (RRM) gegen Fake News 
aufbauen. Natürlich gegen „Wahlma¬ 
nipulationen, Propagandaattacken und 
andere „inakzeptable Handlungen“ aus 
Russland“ („SZ“) oder China. Ein Feld, 
wie die ganze Fake-News-Debatte, mit 


hochmanipulativem Potential, das von 
der Öffentlichkeit nur schwer zu durch¬ 
schauen ist. Es gehört schon zu den be¬ 
sonderen Absurditäten, dass sich die 
EU von US-Amerikanern und Briten 
in eine, den eigenen Interessen diame¬ 
tral entgegengesetzte Frontstellung zu 
Russland, aber auch zu Iran und China 
manövrieren lässt. 

Und natürlich durfte der russische 
Präsident auch nicht dabei sein, beim 
Treffen der Großen Sieben in La Mal- 
baie. Der hatte allerdings auch Wich¬ 
tigeres zu tun, als sich beim Streit der 
Europäer mit dem „Stinktier“ Donald 
Trump zu langweilen. Gleichzeitig mit 
dem G7-Gipfel fand das 18. Meeting 
der Shanghai Cooperation Organiza¬ 
tion (SCO) im chinesischen Qingdao 
statt. „Der Konkurrenz-Gipfel“ wie ihn 
Tagesschau-Korrespondentin Golineh 
Atai in gewohnter Schützengraben- 
Rhetorik charakterisierte. „Je größer 
das Chaos in Quebec, desto besser für 
China und Russland“, zitiert Atai zu¬ 
stimmend Janka Oertel vom German 
Marshall Fund. Eine Organisation der 
eurasischen Staaten, bei denen nun auch 
Indien und Pakistan Mitglieder sind, und 
die für eine größere Wirtschaftskraft als 


die G7, etwa die Hälfte der Weltbevöl¬ 
kerung und 80 Prozent der eurasischen 
Landmasse steht, und in der weder die 
USA noch die EU ihre „angestammte 
Führungsrolle“ spielen können, kann lo¬ 
gischerweise nichts Gutes sein. 

Qindao steht in der Tat für das 
Neue in der Welt, für den asiatischen 
Aufbruch, der eng mit der chinesischen 
Industrialisierung und mit seinem gi¬ 
gantischen Infrastrukturprojekt „Belt 
and Road Initiative“ (BRI), oder auch 
„Neue Seidenstraße“, verknüpft ist. An¬ 
ders als beim G7-Treffen, bei dem es um 
Sanktionen, Kriege, höhere Zölle und 
militante Rangeleien um die globale 
Hierarchie ging, stehen hier Investitio¬ 
nen und Projekte im Billionen-Dollar- 
Volumen zur Debatte, die drei Konti¬ 
nente und 60 Staaten betreffen. Es gab 
nicht nur eine beeindruckende Light- 
Show, nette Bilder von Putin und Xi in 
freundschaftlicher Stimmung, sondern 
auch ein Kommunique, das sich um die 
Mediation der Konflikte in Afghanis¬ 
tan, Syrien, im Mittleren Osten und auf 
der Koreanischen Halbinsel auf der Ba¬ 
sis der internationalen Normen ebenso 
bemüht wie um eine Bekräftigung des 
Iran-Atom-Deals. Der Unterschied zu 


La Malbaie könnte in der Tat kaum grö¬ 
ßer sein. 

Wie die Kanzlerin bei Anne Will 
deutlich machte, sieht sie die Möglich¬ 
keiten, auf Trumps Offensive zu re¬ 
agieren, als eher begrenzt. So möchte 
sie versuchen, auf die US-Forderung 
nach höheren Zöllen beispielsweise 
für Automobile mit Verhandlungsan¬ 
geboten zu antworten. Das wird wenig 
helfen, denn das Ziel Trumps ist es, mit 
dem deutsch/europäischen Merkanti¬ 
lismus Schluss zu machen. Zumindest 
soweit er die USA betrifft. Das geht al¬ 
lerdings an die Substanz des deutschen 
Geschäftsmodells. Ohne einen allzeit 
kaufwilligen und -fähigen Außenmarkt 
und einem währungsschwächenden 
EU-Hinterhof ist es mit dem „deut¬ 
schen Wirtschaftswunder 2.0“ („Ma¬ 
nager-Magazin“) nicht weit her. Dann 
bräche neben dem Export unserer ach 
so tollen Produkte auch der Export der 
Arbeitslosigkeit, der Armut und der 
Hoffnungslosigkeit zusammen. Donald 
Trump hat durchaus das Potential, den 
Exportweltmeister auf Normalmaß ein¬ 
zudampfen. Auch das war Frau Merkel 
am Sonntag deutlich anzusehen. 

Klaus Wagener 


Ohne den Westen 

Empörung über syrische Wiederaufbaupläne 



Umfassende Zerstörung im Damaszener Stadtteil Yarmouk 


Das im Westen umstrittene syrische 
„Gesetz Nr. 10“ verlangt, dass für den 
Wiederaufbau der Städte Immobilien¬ 
eigentümer - wenn möglich mit Do¬ 
kumenten - ihr Eigentum nachweisen 
müssen. Die Bundesregierung hält das 
für perfide und erklärte im April, sie 
wolle mit den Partnern in der EU bera¬ 
ten, wie „wir diesem perfiden Vorhaben 
entgegentreten können“. Nach Kritik 
auch aus dem Libanon wurde die Frist 
zum Nachweis des Eigentums mittler¬ 
weile auf ein Jahr verlängert. 

Die Städte in Syrien liegen in Trüm¬ 
mern, ein Viertel der Wohngebäude ist 
zerstört und der Krieg ist noch lange 
nicht zu Ende. Doch der Wiederaufbau 
hat schon begonnen. Mehrere Autobah¬ 
nen, die jahrelang für den zivilen Verkehr 
gesperrt waren, sind wieder in Betrieb. 
In Aleppo wurde der Schutt beiseite ge¬ 
räumt, Brücken wurden, so gut es ging, 
instandgesetzt und die Infrastruktur zum 
größten Teil wiederhergestellt. Hier wie 
in anderen Städten steht der Wiederauf¬ 
bau der zerstörten Wohngebiete an. 

Nicht nur die Städte liegen in Trüm¬ 
mern. Die staatliche Verwaltung war be¬ 
sonderes Ziel der Angriffe von Dschi- 
hadisten, Kataster-Aufzeichnungen 
gingen verloren oder wurden absicht¬ 
lich zerstört. Im Oktober letzten Jahres 


reagierte die syrische Regierung darauf 
mit dem „Gesetz 33“ für 2017. Es bildete 
die Grundlage dafür, Besitzurkunden, 
die teilweise oder ganz zerstört wurden, 
wiederherzustellen. 

Für den Wiederaufbau sollen suk¬ 
zessive Bebauungspläne für einzelne 
Gebiete aufgestellt werden. Beim vor¬ 
gesehenen Wiederaufbau werden die 
ursprünglichen Wohnungen und Häuser 
nicht einfach wiederhergestellt. Das ist 
angesichts der Trümmerberge auch kaum 
denkbar. Die Anteile an der ursprüng¬ 
lichen Bebauung werden in Anteile an 
neuen Wohnprojekten umgewandelt. 

Der Vorwurf westlicher Regierun¬ 
gen, Medien und NGO’s, das „Ge¬ 
setz Nr. 10“ diene der Enteignung von 
Flüchtlingen und der ethnischen Ver¬ 
treibung, ist völlig haltlos. Millionen 
Menschen in Syrien haben ihre Woh¬ 
nung verloren - unabhängig von Religi¬ 
on und ethnischer Zugehörigkeit. Den 
Besitz an Wohneigentum nachzuweisen 
betrifft die Flüchtlinge im Land genau¬ 
so wie die im Ausland. Und haben wohl 
ausgerechnet die jungen Flüchtlinge, 
die nach Europa geflohen sind, Wohn¬ 
eigentum in Syrien besessen? 

In den sicheren Gebieten in Syrien 
steigen die Immobilienpreise, Neubau¬ 
ten und Wiederaufbau sind unverzicht¬ 


bar. Und Bauprojekte im Umfang von 
Milliarden Dollar sind in allen Län¬ 
dern ein Quell von Korruption und 
Bereicherung, dies gilt für Europa wie 
für Syrien. Ob die syrische Verwaltung 
diesem Problem Herr werden kann, ist 
eine offene Frage. 

Es gibt staatliche und private Bau¬ 
unternehmen, private Haus- und Woh¬ 
nungseigentümer und Gebäude, die il¬ 
legal errichtet wurden - dass vor einem 
staatlichen Wiederaufbauprogramm die 


Besitz Verhältnisse geklärt werden müs¬ 
sen, ist offensichtlich. 

So hat die Aufregung über das „Ge¬ 
setz Nr. 10“ einen einfachen Grund: 
Der Westen hat Milliarden Dollar in 
die Zerstörung Syriens und den Re¬ 
gime-Change investiert - da darf es 
nicht sein, dass das Land ohne Re¬ 
gime-Change wieder aufgebaut wird. 
Und ohne Profite für westliche Bau¬ 
unternehmen. 

Manfred Ziegler 
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Schuss ins eigene Knie 

Sanktionen gegen den Iran treiben eurasische Integration voran 



Erdgas aus dem Persischen Golf spielt eine wichtige Rolle in Chinas Projekt der „Neuen Seidenstraße“-europäische 
Ölkonzerne wieTotal sollen nach Willen der USA nicht mehr aus dem Geschäft mit dem Iran profitieren. 


D er Exodus aus dem Iran hat be¬ 
gonnen. Kaum hatte US-Präsi- 
dent Trump den Atom-Deal mit 
dem Iran (Joint Comprehensive Plan 
of Action (JCPOA)) platzen lassen, 
ziehen sich wichtige europäische Fir¬ 
men aus dem Irangeschäft zurück. So 
beispielsweise der französiche PSA- 
Konzern (Peugeot, Citroen), der in 
dem Land immerhin 440 000 Autos 
verkauft, der Ölriese Total, der auch 
im iranischen Gasfeld South Pars, dem 
mit Abstand größten der Welt, enga¬ 
giert ist, aber auch Siemens und Ren¬ 
ault und nicht zuletzt Airbus. 

Der europäische Flugzeugbauer 
dürfte einer der am stärksten Betroffe¬ 
nen der US-Kehrtwende sein. Iran Air 
hatte 2016, nach Beendigung der Sank¬ 
tionen, 200 Passagierflugzeuge bestellt. 
100 Exemplare von Airbus, 80 von 
Boeing und 20 vom französisch-italie¬ 
nischen Hersteller ATR. Der Boeing- 
Deal wird auf 17 Milliarden Dollar be¬ 
ziffert, der mit Airbus auf 19 Milliarden. 
Die Flugzeug-Hersteller haben bis zum 
6. August 2018 Zeit, den Deal rückab- 
zuwickeln. Ab dem 4. November ist 
dann der An- oder Verkauf von Erdöl 
und Erdgas oder petrochemischen Pro¬ 
dukten, aber auch der Finanztransfer 
mit der iranischen Zentralbank oder 
iranischen Finanzinstitutionen nach 
dem Willen der USA verboten. 

Den Firmen dürften die Erfahrun¬ 
gen der französischen Bank BNP-Pari- 
bas in den Knochen stecken. BNP war 
2014 von der US-Justiz wegen Versto¬ 
ßes gegen die US-Iran-Sanktionen 
eine Strafe von neun Milliarden Dol¬ 
lar aufgebrummt worden. BNP hatte 
gezahlt, weil sie nicht vom US-kontrol- 
lierten Zahlungsverkehr und vom US- 
Markt ausgeschlossen werden wollten. 
Aber so etwas kann und will sich nicht 
jeder leisten. Und hier sind auch die 
Möglichkeiten von EU-Garantien weit 
überschritten. Die US-Administration 


sitzt machtpolitisch klar am längeren 
Hebel. In Iran kann nur bleiben, wer 
nicht in Dollar handelt, keine US-Teile 
verbaut und nicht auf dem US-Markt 
engagiert ist. In klarer Erkenntnis des¬ 
sen ziehen sich die europäischen Fir¬ 
men zurück, selbst wenn es sie Milliar¬ 
den von Euro kosten wird. 


Diese Entwicklung macht es für 
die Europäer kompliziert, den Deal 
mit Iran auch nach dem Ausstieg der 
USA zu retten. Der Iran hat der EU 60 
Tage Zeit gegeben, um Garantien für 
die Fortführung des Deals, das heißt 
für die Fortführung der Wirtschafts¬ 
beziehungen und des Kapitalverkehrs 


zu liefern. So wie es aussieht, wird das 
in vielen Fällen kaum möglich sein. 
Die EU dürfte sich wieder einmal als 
Papiertiger entlarven. Das wiederum 
könnte der Iran als Aufforderung an- 
sehen, wieder in die Urananreicherung 
einzusteigen. Die Entwicklungen auf 
der koreanischen Halbinsel könnten 


als Beispiel gewertet werden, dass nur 
derjenige ernst genommen wird, der 
über Atomwaffen verfügt. Der saudi¬ 
sche Kronprinz Mohammed bin Sal- 
man hatte sich in ähnlicher Richtung 
geäußert. Die zionistische Führung in 
Jerusalem denkt ohnehin so. Ankara 
und Kairo wird ähnliches unterstellt. 
Ein atomares Wettrüsten in der Re¬ 
gion kann nicht mehr ausgeschlossen 
werden. 

Der US-Ausstieg aus JCPOA hat 
nicht nur die Konsequenz einer Dis¬ 
tanzierung der USA von ihren alten 
„Bündnispartnern“ in der EU, son¬ 
dern dürfte auch eine Annäherung 
der eurasischen Staaten, speziell auch 
des Irans, zu Russland und China be¬ 
günstigen. 

Wie die Sanktionspolitik gegen 
Russland den Kreml keineswegs in 
die Knie gezwungen hatte, sondern 
die sich seit Ende der 1960er Jahre 
wenig freundlich gegenüberstehenden 
Mächte Russland und China einander 
wieder näher gebracht hatte, so wen¬ 
det sich nun auch der Iran verstärkt 
Russland und China zu. Irans Präsi¬ 
dent Hassan Rohani traf sich am Ran¬ 
de des Gipfels der Shanghaier Orga¬ 
nisation für Zusammenarbeit (SOC) 
in Qingdao auch mit Wladimir Putin 
und Xi Jingpin. Iran liefert der ener¬ 
giehungrigen Volksrepublik Erdöl und 
Erdgas und spielt eine zentrale Rolle in 
Xis Projekt einer „Neuen Seidenstra¬ 
ße“ (BRI). 

Die Zeiten, in denen der „Wes¬ 
ten“ allein über Technologiemonopo¬ 
le verfügte und widerspenstige „Drit- 
te-Welt-Staaten“ mit Blockaden in die 
Knie zwingen konnte, gehen vorüber. 
Auch andere Staaten können Maschi¬ 
nen, Schiffe, Schnellzüge, Raketen und 
Computer bauen. Die kurzsichtige 
Sanktionspolitik wird diese Entwick¬ 
lung nicht aufhalten, sondern beschleu¬ 
nigen. Klaus Wagener 


Keine Sorgen in Berlin und Paris 

Spaniens Sozialdemokraten stürzen die Volkspartei 


Soumaila, einer von uns! 

Tagelöhner in Italien ermordet 



Das „weiblichste Kabinett“ Europas - abgesehen davon ist von der Regierung 
Sänchez nicht viel Fortschritt zu erwarten 


Spanien hat eine neue Regierung un¬ 
ter der Führung des Sozialdemokraten 
Pedro Sänchez. Da sie keine Mehrheit 
im Parlament besitzt (84 von 350 Sit¬ 
zen), sind Neuwahlen vor Ablauf der 
Legislatur wahrscheinlich. Die Ära der 
korrupten Rechtsregierung mit ihrem 
in jeder Hinsicht halsstarrigen Minis¬ 
terpräsidenten Mariano Rajoy ist vor¬ 
erst zu Ende. 

Die Volkspartei (Partido Populär 
- PP) stolperte am 1. Juni über eine 
verlorene Vertrauensabstimmung; ein 
Mechanismus, der erstmals seit der 
Rückkehr zur „Demokratie“ vor vier¬ 
zig Jahren erfolgreich war. Die Kom¬ 
munistische Partei Spaniens (PCE) 
bezeichnet in einer Erklärung des 
Parteivorstands die PP-Regierung als 
„strukturell korrupt“. Besonders der 
Fall „Gürtel“ - in der spanischen In¬ 
nenpolitik seit 2009 so benannt, weil 
die Polizei ihre Ermittlungen mit die¬ 
ser deutschen Übersetzung des Nach¬ 
namens des Unternehmers Francisco 
Correa führte - zeigte das Ausmaß 
der Korruption der PP. Sie ließ sich 
von Correa Schmiergelder zahlen, 
aber auch illegale Parteispenden flös¬ 
sen. Nach der Verurteilung einiger Ver¬ 
antwortlicher wegen Veruntreuung vor 
wenigen Wochen geriet die PP immer 
mehr unter Druck. Am Ende verlor die 
ohnehin wacklige Mehrheit von Rajoy 
die Unterstützung einiger baskischer 
Regionalabgeordneter. 

Auch die Katalonienfrage, in der 
Mariano Rajoy Spaniens National¬ 
bourgeoisie gegen die nationalen 
(und auch wirtschaftlichen) Interes¬ 
sen dieser autonomen Region derart 
verbissen bekämpfte, dass ein Bürger¬ 
krieg nicht mehr völlig ausgeschlossen 
schien, hat zum Sturz der Rechtsregie¬ 
rung beigetragen. Wenigstens ein Teil 
der Bourgeoisien beider Kontrahen¬ 


ten dürfte den Daumen gesenkt ha¬ 
ben. 

Grund für Ängste besteht bei der 
spanischen Oberschicht und in der 
EU-Hauptstadt Berlin eher nicht. 
Schließlich ist auf die sozialdemokra¬ 
tische PSOE immer Verlass gewesen, 
wenn es um die Einbindung in die EU 
und die NATO ging, und auch „Unidos 
Podemos“ (in etwa: „Vereint geht’s“), 
eine linksbürgerliche Demokratiebe¬ 
wegung, die diese Werte ebenfalls ver¬ 
teidigt und sich mit der Dezimierung 
der ehemals sehr stark kommunistisch 
dominierten „Vereinten Linken“ beim 
Establishment zudem nicht eben Fein¬ 
de gemacht hat, wird den Staat nicht 
stürzen. Sondern ihn machen wollen. 

Die PCE sieht die PSOE-Minder- 
heitsregierung, der elf Frauen und 
sechs Männer angehören („die weib¬ 
lichste Regierung der Welt“, wie das 
spanische Fernsehen feststellte), ne¬ 
ben der Korruptionsbekämpfung in 
der Pflicht, die bürgerlichen und poli¬ 
tischen Rechte wiederherzustellen, die 
Arbeitsrechts- und die Erziehungsre¬ 
form zurückzunehmen, das Wohnungs¬ 


problem und die Arbeitslosigkeit an¬ 
zugehen sowie die Katalonienfrage 
über einen Dialog und zu Gunsten 
eines republikanischen Bundesstaats 
zu lösen. Die PCE verlangt nach den 
anstehenden Kommunal- und Regio¬ 
nalwahlen baldige Neuwahlen des Par¬ 
laments. Nicht unwahrscheinlich wäre 
ein Sieg der PSOE mit dem nun im 
Rampenlicht stehenden, mit 46 Jahren 
noch jungen Ministerpräsidenten Pe¬ 
dro Sänchez. 

Einen PSOE-Sieg und die Paten¬ 
schaft von „Unidos Podemos“ voraus¬ 
gesetzt, könnte Sänchez’ Regierung 
sich dann mit einigem Geschick als 
Macron-Klon erweisen: Gegen Frau 
Merkel auch mal große Worte, die na¬ 
türlich mehr nach innen gerichtet sind; 
Forderung nach Erneuerung von die¬ 
sem und jenem in der EU und zu Hau¬ 
se, wahlweise zum Bekämpfen oder 
Einbinden der Gewerkschaften; Mo¬ 
dernisierung allenthalben, da in den 
Sozialsystemen ja alles so fürchterlich 
marode und unfinanzierbar ist - und 
dabei bloß keine EU-Kriegseinsätze 
abschlagen. Günter Pohl 


„Ich werde mit Orban Europa verän¬ 
dern“, kündigte der neue Innenminis¬ 
ter und Vize-Premierminister Italiens 
Matteo Salvini der rechtspopulisti¬ 
schen, rassistischen Lega an und reichte 
so seinem politischen Busenfreund aus 
Ungarn die Hand. Mehr als eine An¬ 
kündigung ist es eine ernst zu nehmen¬ 
de Drohung. Und in gewohnter Manier 
heizte Salvini die Stimmung gegen die 
Migränen weiter an: „Das schöne Le¬ 
ben ist vorbei!“, verkündete er ihnen. 

Einen Tag später, am 3. Juni, wird 
in der süditalienischen Region Kala¬ 
brien der sich legal im Lande aufhal¬ 
tende 29-jährige Taglöhner Soumaila 
Sacko erschossen, zwei Freunde von 
ihm werden verletzt. Vier Schüsse wer¬ 
den abgefeuert. Die zuständige Staats¬ 
anwaltschaft beeilt sich zu verkünden, 
dass Soumaila und seine Freunde bei 
einem Diebstahl erwischt worden seien 
und es sich somit bei der Tat um Not¬ 
wehr handle. Doch: Der junge Mann 
aus Mali, der sich aktiv für die Rech¬ 
te der Taglöhnerinnen in der Basisge¬ 
werkschaft Unione Sindacale di Base 
(USB) engagierte, wurde von den Un¬ 
bekannten aus einer Distanz von 150 
Metern mit einem Gewehr ermordet. 
Notwehr aus 150 Metern? Als die töd¬ 
lichen Schüsse fielen, befand sich Sou¬ 
maila in einem seit Jahren verlassenen 
Fabrikgebäude auf der Suche nach 
Blech, um sich eine Hütte zu bauen. Er 
lebte im Zeltdorf San Ferdinando in der 
Provinz Vibo Valentia unter unmensch¬ 
lichen Bedingungen mit weiteren 4 000 
rechtlosen Migranten, die als Taglöhner 
zehn bis zwölf Stunden am Tag für ei¬ 
nen Hungerlohn unter der Sonne in der 
brütenden Hitze Süditaliens Gemüse 
und Früchte ernten. 

„Notwehr, Abschiebungen, eiserne 
Faust, Ende des schönen Lebens; auf 
der Basis dieser Anweisungen empfand 


es der Mörder als sein Recht, das Feu¬ 
er gegen Soumaila und seine Freunde 
zu eröffnen“, schreibt die USB. Sie fügt 
hinzu: „Es gibt nicht nur einen Verant¬ 
wortlichen, es ist auch kein Zufall; es 
herrscht ein Klima des Hasses, geschaf¬ 
fen von denen, die versuchen, die Wut 
der betroffenen Menschen über die 
Verschlechterung ihrer Arbeits- und 
Lebensbedingungen gegen die Migran- 
tlnnen zu richten.“ 

Am Tag nach dem Mord traten 
die Taglöhner in den Streik. Lautstark 
skandierten sie die Parolen „Soumaila, 
einer von uns!“ und „Niemals Sklaven!“. 
Sie forderten, endlich als Menschen be¬ 
handelt und respektiert zu werden und 
nicht mehr als billige Ware. Die Tag¬ 
löhner sind in Süditalien die modernen 
Sklaven, nichts anderes. Sie werden von 
den Gutsherren ausgewählt, als wären 
sie im Supermarkt ausgestellt und müs¬ 
sen dann zu unmenschlichen Bedingun¬ 
gen für maximal drei Euro pro Stunde 
auf den Feldern schuften. Die Gutsher¬ 
ren erzielen so einen Riesenprofit. Das 
ist die Realität in einem so genannten 
zivilisierten Land der EU! 

„Salvini sagen wir, dass das schö¬ 
ne Leben vorbei ist, und zwar für ihn, 
denn das schöne Leben gibt es für uns 
nicht. Wir kennen nur harte Arbeit“, 
sagte Ababacur Sauomaoure, Mitglied 
der nationalen Leitung der USB, auf 
der Protestkundgebung der Streiken¬ 
den. Die Wut, aber vor allem seine Ent¬ 
schlossenheit standen ihm im Gesicht 
geschrieben: „Wir sind Arbeiterinnen, 
Italienerinnen, Afrikanerlnnen, wei¬ 
ße, schwarze und gelbe. Wir haben das 
gleiche Blut und wir wollen die gleichen 
Rechte! Sie wollen den Krieg zwischen 
uns Armen, zwischen uns Arbeiterin¬ 
nen. Das dürfen wir nicht zulassen!“ 

SiroTorresan 
Chefredakteur Vorwärts 












I Freitag, 15. Juni 2018 


Geschichte 


unsere zeit m 


Alte Nazis, 
neue Widersprüche 

Der 17. Juni 1953 in der DDR: Arbeiteraufstand oder faschistischer 
Putsch? • Von Olaf Matthes 

Z weierlei Widersprüche zeigten sich am 17. Juni 1953: Der Angriff rechter Sozialdemokraten, Faschisten und Westbe¬ 
hörden auf den jungen Sozialismus in der DDR. Und die Widersprüche im Sozialismus: Die SED-Führung hatte den 
Arbeitern von oben verordnet, ihre Arbeitsnormen zu erhöhen. Sie hatte diese falsche Politik zwar schon vor dem 
17. Juni korrigiert. Trotzdem waren viele Arbeiter so unzufrieden, dass sie den Reaktionären folgten. Zum Jahrestag erklä¬ 
ren Mainstream-Medien und Konzernpolitiker wieder einmal die verordnete Sicht auf den 17. Juni. UZ hat Schlaglichter aus 
Augenzeugenberichten und historischen Dokumenten zusammengestellt. 



„Die sowjetischen Genossen mussten uns zum zweiten Mal das Leben retten“: Als Nazis und andere Reaktionäre die Führung 
über die Proteste übernommen hatten, rückte die Rote Armee aus - hier ein sowjetischer Panzer am 17.6.1953 in Leipzig. 


Der Aufstand 

„Am 17. Juni 1953 hat sich das deutsche 
Volk in der sowjetischen Besatzungszo¬ 
ne und in Ost-Berlin gegen die kom¬ 
munistische Gewaltherrschaft erhoben 
und unter schweren Opfern seinen Wil¬ 
len zur Freiheit bekundet. Der 17. Juni 
ist dadurch zum Symbol der deutschen 
Einheit in Freiheit geworden.“ 

Gesetz über den Tag der deutschen Ein¬ 
heit, verabschiedet vom Deutschen Bun¬ 
destag am 3. Juli 1953. 

„Die Unruhen, zu denen es gekommen 
ist, sind das Werk von Provokateuren 
und faschistischen Agenten ausländi¬ 
scher Mächte und ihrer Helfershelfer 
aus deutschen kapitalistischen Mono¬ 
polen.“ 

Bekanntmachungen der Regierung der 
DDR, NDv. 18.6.1953 

„[Berlin, 17. Juni 1953,] 9 Uhr 30: Frie¬ 
drich- Ecke Zimmerstraße werden die 
Grenzschilder niedergerissen. Die Ba¬ 
racke der [Volkspolizei]-Grenzkon¬ 
trolle Leipziger Straße wird angezün- 
det. [...] 

Die [Volkspolizei]-Dienststelle im Co- 
lumbus-Haus am Potsdamer Platz wird 
gestürmt, die Vopo ergibt sich, Akten 
wirbeln durch die Luft. [...] 

15 Uhr: Am alten Rathaus herrschen 
Tumulte. Abzeichen der SED und ih¬ 
rer Gliederungen werden abgerissen. - 
Am ,Regierungsgebäude 4 geben T 34 
Salven ab. Am Potsdamer Platz feuern 
MG und MP. - In der Friedrichstraße 
wird eine [Staatssicherheits]-Dienst- 
stelle gestürmt. [...] 

17 Uhr 30: Das Columbus-Haus am 
Potsdamer Platz brennt. [...] 19 Uhr 30 
Die Demonstranten stecken unter hef¬ 
tigem Beschuss das Haus Vaterland am 
Potsdamer Platz in Brand.“ 
Bundesministerium für gesamtdeutsche 
Fragen: Juni-Auf stand. Dokumente und 
Berichte über den Volksaufstand in Ost¬ 
berlin und in der Sowjetzone 1953. 

„Brandenburg/Havel: Es wurde das 
[Haus des Freien Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes] gestürmt, das Haus der 
deutsch-sowjetischen Freundschaft und 
eine Reihe von Büchereien erbrochen 
und stalinistische Literatur in Bergen 
auf die Straße geworfen und verbrannt. 
Ganze Wagenladungen voll Akten wur¬ 
den einfach in die Havel geworfen. [...] 
Von den russischen Truppen wurde bis¬ 
her nicht eingegriffen. [...] Später wurde 
das Amtsgericht Steinstraße gestürmt; 
die zum Schutz eingesetzte Volkspolizei 
schnallte die Koppel ab und leistete kei¬ 
nerlei Widerstand. [...] Wir wollten auch 
zum Zuchthaus marschieren. Aber das 
wurde verriegelt und abgesperrt. Die 
von der [Volkspolizei] eingesetzten Be¬ 
reitschaftswagen wurden von der Men¬ 
ge umgekippt. Mehrere als Kommunis¬ 
ten erkannte Volkspolizisten wurden 
von der Menge geschlagen. [...] Von der 
Menge wurden fünf russische Soldaten 
entwaffnet und schwer verprügelt. Sei¬ 
tens der Russen wurde nur in die Luft 
geschossen. Die sowjetischen Soldaten 
standen dem ganzen Geschehen völlig 
fassungslos gegenüber.“ 
Bundesministerium für gesamtdeutsche 
Fragen: Juni-Aufstand. 

„Filmfabrik Agfa-Wolffen, [Bitterfeld] 
[...] Der Generaldirektor versprach 
ohne weiteres die Abschaffung der letz¬ 
ten Normenerhöhung, aber das genüg¬ 
te der zwölfköpfigen Delegation nicht. 
Sie wollte auch durchsetzen, dass die 
SED und auch ihre Herrschaft aus dem 
Werk verschwinde. Schon während der 
Verhandlungen war ein großer Teil der 
Belegschaft in geschlossenem Zug nach 
Bitterfeld gezogen, hatte dort das Rat¬ 
haus besetzt, dann die Volkspolizeista¬ 
tion und schließlich 200 bis 300 poli¬ 
tische Gefangene aus dem Gefängnis 
befreit und den Staatsanwalt verprü¬ 
gelt. [...] Die ersten Demonstrations¬ 
züge formierten sich am Mittwoch, dem 
17. Juni 1953 gegen 10 Uhr vormittags. 
[...] Vor Beginn der Kundgebung wur¬ 
de der Kraftwagen des Bitterfelder Po¬ 
lizeidirektors Nossek umgekippt. Auf 
dem Weg zur Kundgebung wurden 
sämtliche Plakate und Bilder von 
Pieck und Ulbricht heruntergerissen 
[...]. Von Demonstranten wurde der 
Personalchef der Konsumzentrale, Rü¬ 
ger, SED-Funktionär, im Laufe einer 


Auseinandersetzung mit Arbeitern in 
der Karl-Marx-Straße totgeschlagen.“ 
Bundesministerium für gesamtdeutsche 
Fragen: Juni-Aufstand. 

„Der Betriebsschutzmann Willi Hage¬ 
dorn aus Rathenow, der sich einer grö¬ 
ßeren Gruppe verbrecherischer Ele¬ 
mente in den Weg stellte, wurde von 
ihnen mit Standen und Gummischläu¬ 
chen erbarmungslos zu Boden geschla¬ 
gen. [...] Die Frau, mit der wir uns heu¬ 
te auf der Straße unterhalten, war Zeu¬ 
ge dieser Untat. ,Schlagt ihn tot, den 
Hund, oder hängt ihn auf! 4 [riefen sie 
...] Durch die Straßen haben sie ihn auf 
dem Pflaster entlanggeschleift. Er muss 
schon tot gewesen sein, da traten sie ihn 
noch mit den Füßen in den Leib.“ 

„ So zeigte der Faschismus seine Fratze “ 
in: NDv. 23.6.1953. 

„Für die Herbeiführung einer festen 
öffentlichen Ordnung im sowjetischen 
Sektor von Berlin wird befohlen: 

1. Ab 13 Uhr des 17. Juni 1953 wird im 
sowjetischen Sektor von Berlin der 
Ausnahmezustand verhängt. 

2. Alle Demonstrationen, Versammlun¬ 
gen, Kundgebungen und sonstige Men¬ 
schenansammlungen über drei Perso¬ 
nen werden auf Straßen und Plätzen 
wie auch in öffentlichen Gebäuden 
verboten. 

3. Jeglicher Verkehr von Fußgängern 
und der Verkehr von Kraftfahrzeugen 
und anderen Fahrzeugen wird von 21 
Uhr bis 5 Uhr verboten.“ 

Befehl des Militärkommandanten des 
sowjetischen Sektors von Berlin, Gene¬ 
ralmajor Dibrowa. 

Welcher Weg zum Sozialismus? 

„Die Ursachen der entstandenen erns¬ 
ten Situation in den entscheidenden 
Werften und Betrieben sind in erster 
Linie zu suchen in der Unzufrieden¬ 
heit großer Teile der dort beschäftigten 
Arbeiter und Angestellten. Von dieser 
Unzufriedenheit waren nach unseren 
Feststellungen auch große Teile der 
Parteimitglieder erfasst. Diese Unzu¬ 
friedenheit begründet sich hauptsäch¬ 
lich auf den administrativ durchgeführ¬ 
ten Normerhöhungen ohne Aufklä¬ 
rung. Die Auswirkung derselben war 
so, dass der größte Teil der von der 
Normerhöhung betroffenen Arbeiter 
wirtschaftlich schwer geschädigt wur¬ 
den, weil sie keine Gelegenheit hatten, 
ihre Norm weiter überzuerfüllen und 
daher weniger Geld in ihre Lohntüte 
bekamen.“ 

Bezirksverwaltung für Staatssicherheit 
Rostock: Zusammenfassender Bericht 


über die Ereignisse am 17. und 18.6.1953 
in Rostock, 29.06.1953. 

,„Die Normendiskussion wurde bei uns 
vorbildlich geführt 4 , meint [der Parteise¬ 
kretär Paul Müller],,daran gibt es nichts 
zu rütteln. 4 “ ,,[D]er verdiente Aktivist, 
Genosse Scherpinsky [...], erklärte: 
,Die Bauarbeiter sehen den Genossen 
Müller lieber gehen als kommen. Das 
liegt daran, daß er ihnen bei jeder Klei¬ 
nigkeit über den Mund fährt, anstatt sie 
zu überzeugen.“ „[Der Maurerbrigadier 
Rocke erzählte uns:] ,[Man] 4 erklärte 
mir [...], dass ich mir darüber klar sein 
soll, dass sie auf den Großbaustellen 
nur Brigaden arbeiten lassen, die ihre 
Norm erhöht haben. Daraufhin haben 
wir unsere Norm um durchschnittlich 
6,5 Prozent erhöht. Aber in meinen Au¬ 
gen war das eine regelrechte Erpres¬ 
sung. 444 „Wenn nur mal jemand richtig 
mit uns gesprochen hätte, hätten wir 
unsere Normen sicher erhöht [,erzähl¬ 
te uns der Brigadier Rocke. 4 ] Wir sind 
doch keine Unmenschen. Aber wir las¬ 
sen uns nicht die Pistole auf die Brust 
setzen. 4 “ 

„ Es wird Zeit, den Holzhammer beiseite 
zu legen “ ND v. 14.6.1953. 

„Das Politbüro hält es [...] für völlig 
falsch, die Erhöhung der Arbeitsnor¬ 
men in den Betrieben der volkseigenen 
Industrie um 10 Prozent auf adminis¬ 
trativem Wege durchzuführen“. 
Politbüro des ZK der SED: Erklärung 
zur Frage der Arbeitsnormen, 16. Juni 
1953. 

„Maurer - Maler - Zimmerleute. [...] 
Ihr setztet euch in Marsch, um dem 
Ministerium zu sagen, dass etwas nicht 
stimmt. Es stimmte etwas nicht, nämlich 
im Lohnbeutel; dagegen setzt man sich 
zur Wehr, das ist richtig. [... Ein wenig 
wachsamer hättet ihr zwar sein können. 
Was hat schließlich ein amerikanisches 
Auto bei einer Demonstration Berliner 
Bauarbeiter zu suchen? [...] Ihr zogt 
mit dem Gesindel, das, von den großen 
Weltbrandstiftern gedungen, schon die 
Benzinflaschen in der Tasche trug, mit¬ 
tels denen sie morgen eure Baugerüs¬ 
te anzünden würden. Das wolltet ihr 
nicht. Aber als es geschah, ließt ihr es 
zu. Schämt ihr euch auch so, wie ich 
mich schäme? Da werdet ihr sehr viel 
und sehr gut mauern und künftig sehr 
klug handeln müssen, ehe euch die¬ 
se Schmach vergessen wird. Zerstörte 
Häuser reparieren, das ist leicht. Zer¬ 
störtes Vertrauen wieder aufrichten, ist 
aber sehr, sehr schwer.“ 

KUBA (Kurth Barthel), 1. Sekretär des 
Schriftstellerverbandes der DDR: „ Wie 


ich mich schäme!“, in: ND v. 20. Juni 
1953. 

„Ich schäme mich. Allerdings nicht wie 
mein Kollege KUBA für die Arbeiter, 
die sich von Provokateuren verführen 
ließen, sondern weil sich gezeigt hat, 
dass wir nicht genügend mit den Arbei¬ 
tern verbunden sind. KUBA klagt die 
Arbeiter ihres mangelnden Klassenbe¬ 
wusstseins wegen an, ich meine, es wäre 
unsere Sache als Partei gewesen, ihnen 
dieses Klassenbewusstsein zu vermit¬ 
teln. Ich schäme mich am meisten vor 
unseren sowjetischen Genossen. Sie 
mussten uns zum zweiten Mal das Le¬ 
ben retten.“ 

Erwin Strittmatter, Schriftsteller, SED- 
Mitglied. 

„Nach dem Aufstand des 17. Juni 
Ließ der Sekretär des Schriftstellerver¬ 
bands 

In der Stalinallee Flugblätter verteilen 
Auf denen zu lesen war, daß das Volk 
Das Vertrauen der Regierung ver¬ 
scherzt habe 

Und es nur durch verdoppelte Arbeit 
zurückerobern könne. Wäre es da 
Nicht doch einfacher, die Regierung 
Löste das Volk auf und 
Wählte ein anderes?“ 

Bertolt Brecht: Die Lösung. 

„Die Diskussionen zwischen den Ar¬ 
beitern der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik und ihrer Regierung 
sind ein Familienstreit, der die Feinde 
des Volkes im Westen einen Dreck an¬ 
geht.“ 

Walter Ulbricht, Generalsekretär des 
ZK der SED, zit. n. ND v. 24. Juni 1953. 

Reaktionäre aus dem Westen 

„Es ist klar, dass der unmittelbare An¬ 
lass zum 17. Juni auf die Agentenarbeit 
der Westmächte zurückzuführen ist. 
[...] Die Ursache aber ist nicht der An¬ 
lass - und die Ursache zu den Ereignis¬ 
sen liegt in der DDR. Denn wenn die 
Agenten keinen Boden vorgefunden 
hätten, der sich für ihre Arbeit eignete, 
so wären sie sofort isoliert worden oder 
hätten gar nicht erst losgeschlagen.“ 
Stefan Heym (Schriftsteller ; parteilos): 
Memorandum an Oberst Sokolow, 
Chefredakteur der Täglichen Rund¬ 
schau, Zeitung der Roten Armee in der 
DDR. 

„Liebe Ostberliner Kolleginnen und 
Kollegen, 

der Deutsche Gewerkschaftsbund be¬ 
trachtet seit Monaten mit Sorge die so¬ 
ziale Rückentwicklung, die sich bei euch 


vollzieht. Eure demokratischen Selbst¬ 
hilf emaßnahmen, geboren aus dem Na¬ 
turrecht jedes bedrückten Menschen, die 
entstanden sind aus einer spontanen und 
ureigenen Eingebung eurerseits hat zu 
Ereignissen geführt, über deren Auswir¬ 
kung und Stärke wir in Westberlin außer¬ 
ordentlich erstaunt sind. Als dienstältes- 
ter demokratischer Gewerkschafter und 
Vorsitzender des Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes östliche der Elbe kann ich 
euch in der Ostzone und Ostberlin kei¬ 
ne Anweisungen erteilen. Ich kann euch 
nur aus ehrlichster Verbundenheit gute 
Ratschläge erteilen. [...] Lasst [die Ost¬ 
berliner Arbeiterbewegung] nicht allein! 
Tretet [...] der Bewegung der Ostberli¬ 
ner Bauarbeiter [...] bei und sucht eure 
Strausberger Plätze überall auf!“ 

Ernst Scharnowski, SPD-Mitglied, Vor¬ 
sitzender des DGB Westberlin:„Aufruf 
an demonstrierende Arbeiter in Ostber¬ 
lin“, gesendet vom RIAS, 17. Juni 1953. 

„[Ich muss] Ihnen mitteilen, dass die 
von den Militärbehörden im Ostsek¬ 
tor von Berlin am 17. Juni getroffenen 
Maßnahmen absolut notwendig zur 
Beendigung von Brandstiftungen und 
anderen Ausschreitungen waren, die 
von den aus Westberlin hierher ent¬ 
sandten Gruppen von Provokateuren 
und faschistischen Agenten begangen 
wurden. Es ist festgestellt worden, dass 
die aus Westberlin entsandten Urheber 
der Unruhen mit Waffen, sowie Sende¬ 
geräten versehen waren und spezielle 
Anweisungen hatten.“ 

Generalmajor Dibrowa, Militärkom¬ 
mandant des sowjetischen Sektors Ber¬ 
lins, Schreiben an die Kommandanten 
der Berliner Westsektoren, 23. Juni 1953. 

„Die Bundesregierung unterstützt je¬ 
derzeit und mit allen ihr zur Verfügung 
stehenden Mitteln den Willen der Be¬ 
völkerung in der Sowjetzone nach Be¬ 
freiung von dem kommunistischen Joch 
der Sozialistischen Einheitspartei“. 
Konrad Adenauer: Regierungserklä¬ 
rung in der 85. Sitzung des Deutschen 
Bundestages, 14. September 1950. 

Schlussfolgerungen 

„Die Partei zog eine Reihe wichtiger 
Lehren. [... Eine der wichtigsten Maß¬ 
nahmen] war die Bildung der bewaffne¬ 
ten Kampfgruppen der Arbeiterklasse 
in den sozialistischen Betrieben. [...] 
Von großer Bedeutung für die Entwick¬ 
lung des politischen Bewusstseins der 
Werktätigen und für die Überwindung 
der damaligen Schwierigkeiten war die 
Tat der Genossin Frida Hockauf aus 
dem VEB Mechanische Weberei Zittau 
[...], dem größten Webereibetrieb der 
DDR. [...] Um die Produktion indus¬ 
trieller Konsumgüter schneller zu erhö¬ 
hen, verpflichtete sie sich, im Oktober 
1953 10 Meter, im November 15 Meter 
und im Dezember 20 Meter mehr Stoff 
von bester Qualität zu weben.“ 

Werner Horn, aus der Reihe „ Lektionen 
der Parteihochschule ,Karl Marx‘ beim 
ZK der SED “ 

„So, wie wir heute arbeiten, werden wir 
morgen leben.“ 

Frida Hockauf, Weberin, SED-Mitglied. 

„Lieber Suhrkamp, machen wir uns 
nichts vor: Nicht nur im Westen, auch 
hier im Osten Deutschlands sind ,die 
Kräfte 4 wieder am Werk. Ich habe an 
diesem tragischen 17. Juni beobachtet, 
wie der Bürgersteig auf die Straße das 
Deutschlandlied 4 warf und die Arbei¬ 
ter es mit der ,Internationale 4 nieder¬ 
stimmten. Aber sie kamen, verwirrt 
und hilflos, nicht durch damit. 

Die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands hat Fehler begangen, 
die für eine sozialistische Partei sehr 
schwerwiegend sind und Arbeiter, da¬ 
runter auch alte Sozialisten, gegen sie 
aufbrachten. Ich gehöre ihr nicht an. 
Aber ich respektiere viele ihrer histori¬ 
schen Errungenschaften, und ich fühlte 
mich ihr verbunden, als sie - nicht ihrer 
Fehler, sondern ihrer Vorzüge wegen - 
von faschistischem und kriegstreiberi- 
schem Gesindel angegriffen wurde. Im 
Kampf gegen Krieg und Faschismus 
stehe ich an ihrer Seite“ 

Bertolt Brecht: Brief an den westdeut¬ 
schen Verleger Peter Suhrkamp, 1. Juli 
1953. 
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Olaf Matthes zum Klassenkampf um Entlastung 

Ihre Freiheit, unsere Gesundheit 


K ann es Tarifverträge darüber ge¬ 
ben, wie viele Pflegekräfte auf 
einer Station eingesetzt werden? 
Die Klinikkonzerne sagen: Dabei ha¬ 
ben die Beschäftigten sich nicht einzu¬ 
mischen. Was die Mitarbeiter tun, wie 
die Arbeit gemacht wird, das entschei¬ 
det der Unternehmer - die Beschäf¬ 
tigten haben ein Recht auf Mitbestim¬ 
mung, der Unternehmer hat die Frei¬ 
heit, den Betrieb so zu führen, wie er 
will. 

Da haben sie recht. In unserer 
Gesellschaft garantieren Gesetze, 
Gerichte und zur Not Behörden und 
Polizisten die Freiheit des Eigen¬ 
tums und des Unternehmers. Unsere 
Gesellschaft hat ein Bedürfnis nach 
Toastbrot, Gabelstaplern und Com¬ 
puterprogrammen - aber die Unter¬ 
nehmen, die diese Dinge produzieren, 
sind darauf ausgerichtet, diese Be¬ 
dürfnisse nur dann zu erfüllen, wenn 
es Profit abwirft. Wer die Dinge, die 
er braucht oder zu brauchen glaubt, 


nicht bezahlen kann, bekommt sie 
nicht. Auch die Krankenhäuser sind 
nicht einfach darauf ausgerichtet, das 
Bedürfnis der Gesell¬ 
schaft nach guter Ge¬ 
sundheitsversorgung zu 
erfüllen - nicht einmal 
dann, wenn sie in öffent¬ 
licher Hand sind. Denn 
auch in den öffentlichen Häusern hat 
die Geschäftsleitung vor allem die 
Aufgabe, das Haus rentabel zu füh¬ 
ren. Wer keine private Krankenversi¬ 
cherung oder zumindest eine Zusatz¬ 
versicherung zur Gesetzlichen bezah¬ 
len kann, kommt nicht auf die schicke 
Sonderstation, wartet länger auf den 
Arzt, wird schlechter versorgt. 


Natürlich muss das nicht so sein - 
es liegt daran, dass die Regierung die 
Rahmenbedingungen so festgelegt hat. 


Das ganze System, mit dem Kranken¬ 
häuser ihre Leistungen abrechnen - das 
System der Fallpauschalen (DRG) —, ist 
darauf ausgelegt, den Kostendruck zu 
steigern. Damit machen private Kran¬ 
kenversicherer ihren Gewinn, weil die- 
jenigen, die es sich irgendwie leisten 
können, zumindest mit einer Zusatz¬ 
versicherung versuchen, ihre Gesund¬ 


heit besser zu schützen als die gesetz¬ 
liche Krankenversicherung es bezahlt. 
Und damit machen private Klinikkon¬ 
zerne ihren Gewinn. Sie 
können öffentliche Häu¬ 
ser aufkaufen, wenn der 
irrsinnige Rentabilitäts¬ 
druck mal wieder eine 
Kommune zwingt, eine 
Klinik zu verkaufen. 

Sie haben die unternehmerische 
Freiheit, die Krankenhäuser so zu orga¬ 
nisieren, dass die Gesundheit der arbei¬ 
tenden Menschen darunter leidet: Weil 
sie als Patienten nicht ausreichend ver¬ 
sorgt werden, weil sie sich mit Kranken¬ 
hauskeimen infizieren, weil sie als Pfle¬ 
gekräfte an ihrer Arbeit kaputt gehen. 


Der Klinikkonzern Helios hatte ge¬ 
gen die Betriebsvereinbarung über Per¬ 
sonalstandards in einem seiner Häuser 
geklagt. Das Arbeitsgericht Kiel hat 
im Juli 2017 in diesem Fall bestätigt, 
was schon ein Berliner Arbeitsrichter 
im Verfahren um einen der Charite- 
Streiks geurteilt hatte: „Die unterneh¬ 
merische Freiheit des Arbeitgebers en¬ 
det dort, wo der Gesundheitsschutz der 
Mitarbeiter beginnt.“ Das Gericht war 
also nicht bereit, den Kampf für Entlas¬ 
tung einfach zu verbieten. Das Urteil 
deutet an, worum es im Klassenkampf 
um Entlastung geht: Die unternehmeri¬ 
sche Freiheit der Kliniken steht im Wi¬ 
derspruch zur Gesundheit der Masse 
- ein Ausdruck des Klassengegensatzes 
zwischen Kapital und Arbeit. Die Pfle¬ 
gekräfte, die um Entlastung durch mehr 
Personal kämpfen, kämpfen für die ei¬ 
gene Gesundheit. Und sie kämpfen für 
die Gesundheit aller Patienten, deren 
Versorgung durch die Freiheit zum Pro¬ 
fitmachen gefährdet wird. 


„Die Krankenhäuser sind darauf 
ausgerichtet, rentabel zu sein.“ 



Mit seiner ersten Amtshandlung als Innenminister hat 
Matteo Salvini klar gemacht, wofür er steht: „Leben 
zu retten ist eine Pflicht, aber Italien in ein riesiges 
Flüchtlingslager zu verwandeln, ist es nicht“, twitterte 
er in Richtung des Flüchtlingsschiffs, das im Mittelmeer 
nach einer Möglichkeit suchte Menschen an Land zu 
bringen:,, Wir schließen unsere Häfen.“ Damit hat er 
das Schicksal der 629 Menschen, darunter 123 unbe- 
gleitete Minderjährige und sieben schwangere Frauen 
besiegelt - egal wie knapp Nahrung und Trinkwasser 
auf der Aquarius wurden. Inzwischen hat sich Spanien 
erbarmt und wird die Flüchtlinge an Land lassen. 

Dass Salvini ein widerlicher Rassist ist, ist nichts neues, 
damit hat er gerade in Italien eine Wahl gewonnen. 

Jetzt hat er die Macht, seinen rassistischen Worten 
Taten folgen zu lassen, die Aquarius war da nur der 
Anfang. Aber er bekommt Gegenwind. Als er für einen 
Wahlkampfauftritt am 10. Juni nach Apulien reiste, 
wurde er schon im Bus auf dem Weg zum Terminal von 
den anderen Passagieren mit „Bella Ciao“ begrüßt. Erst 
versuchte er die Schmach wegzugrinsen, dann schaute 
er betreten auf den Boden. Beschämt und in Unterzahl, 
das Youtube-Video zeigt den Rassisten so, wie wir Leute 
seines Schlages am liebsten sehen. MD 


Teilkapitulation 

Zum Verhältnis der Kanzlerin zu den USA • Kolumne von Arnold Schölzel 


Klaus Wagener zum Treffen zwischen Trump und Kim 


Am Tag nach dem Platzen der „Bombe 
aus der Air Force One“ (faz.net), der 
Absage Donald Trumps an das zuvor 
vereinbarte Abschlußkommunique 
des G7-Gipfels, eilte die Kanzlerin ins 
Fernsehstudio von Anne Will und er¬ 
klärte das Spektakel für „ernüchternd 
und auch ein Stück deprimierend“. Das 
war für ihre Verhältnisse, wie sie selbst 
meinte, weitgehend. Die Verunsiche¬ 
rung wächst auch in den Chefetagen. 

Der tiefere Grund ist selbstver¬ 
ständlich nicht diese oder jene Figur 
im Weißen Haus. Es geht vielmehr um 
die anhaltende Überakkumulations¬ 
krise und die Erosion des Wohlstands, 
den der Imperialismus angesichts der 
sozialistischen Gefahr seit mehr als 
100 Jahren verspricht. Auch unten in 
der Gesellschaft breitet sich Unruhe 
aus. Was hat Merkel also anzubieten? 
Zweierlei. Neben der rituellen Wie¬ 
derholung der Formulierung aus dem 
Bierzelt in München-Trudering von 
Ende Mai 2017, „wir“ Europäer müss¬ 
ten das Schicksal „wirklich in die eige¬ 
ne Hand nehmen“, betonte sie nun zu¬ 
gleich, an der „Partnerschaft“ mit den 
USA festzuhalten. Letztere ist Gegen¬ 
wart, das andere ferne Zukunft. 

Merkel erläuterte in diesem Sinn 
ihre Devise: Keine Teilnahme am 
transatlantischen Wettbewerb im ver¬ 
balen Anheizen. Dem widmen sich an¬ 
dere hingebungsvoll. Emmanuel Mac- 
ron beschwor bereits am 30. Mai das 
Desaster der Weltwirtschaftskrise vor 
fast 90 Jahren: „Der wirtschaftliche 
Nationalismus führt zum Krieg.“ Un¬ 
mittelbar vor dem Gipfel hatte er wie 
auch Merkel angekündigt, notfalls wer¬ 
de es nur ein Kommunique von sechs 
Teilnehmern geben. Anders aber als 
die deutsche Regierungschefin warnte 
er zugleich die USA davor, eine „bru¬ 
tale Vormachtstellung“ anzustreben. 


Bevor die Kanzlerin nun am Sonn¬ 
tag zu Mäßigung riet, hatte Trumps 
Lieblingswirtschaftswissenschaftler Pe¬ 
ter Navarro, den der US-Präsident zum 
„Direktor für Handel und Industriepo¬ 
litik“ und Leiter eines neugeschaffenen 



Nationalen Handelsrates ernannt hat¬ 
te, bei Fox-News gewütet und dem ka¬ 
nadischen Premier Justin Trudeau mit 
der „Hölle“ gedroht: Dieser habe „ver¬ 
sucht, ihm ein Messer in den Rücken zu 
rammen, wenn er zur Tür hinausgeht.“ 
Navarro, der vehement für wirtschaft¬ 
lichen Protektionismus eintritt und 
insbesondere China als Gefahr für die 
USA attackiert, behauptete zugleich 
Trump habe Trudeau einen Gefallen 
getan, indem er zu dem Gipfel gereist 
sei, obwohl er wegen des Treffens mit 
Kim Jong Un wichtigere Dinge zu tun 
gehabt habe. Der US-Präsident sei so¬ 
gar bereit, „dieses sozialistische Kom¬ 
munique zu unterzeichnen.“ 

Gekläff dieser Art gehört zu 
Trumps Politikstil, ändert aber nichts 
am Kräfteverhältnis. Das führte Mer¬ 
kel nüchtern als wichtigstes Argument 
für weitere „Partnerschaft“ an: Die 
überragende wirtschaftliche und mi¬ 
litärische Macht des größten imperia¬ 
listischen Landes. Von „Wertegemein¬ 
schaft“ oder „Demokratie“ war an die¬ 
sem Abend keine Rede - kein Verlust. 
Die Bundeskanzlerin proklamierte de 


facto ein imperialistisches Bündnis der 
Bundesrepublik und der EU mit den 
USA auf Zeit. Das ist der Kern ihrer 
Vorschläge: In kleinen Schritten, aber 
beharrlich, soll das Konstrukt EU in 
die Lage versetzt werden, sein wirt¬ 
schaftliches Gewicht in globale politi¬ 
sche und vor allem militärische Akti¬ 
vität umzusetzen, eben das „Schicksal 
in die eigene Hand zu nehmen“. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt erscheint 
der deutschen Kanzlerin alles andere 
jedoch machtpolitisch als Nonsens. 

Die Unterwerfungsgeste gegen¬ 
über Washington ergänzt sie so mit 
dem Verweis auf eigene langfristige 
Pläne - und nennt - vor Wirtschaft, 
Forschung und Entwicklung, Künst¬ 
licher Intelligenz etc. an erster Stelle 
das Militär. Es sei, meinte Merkel bei 
Anne Will stolz, innerhalb eines Jah¬ 
res gelungen, die Ständige Strukturier¬ 
te Zusammenarbeit (PESCO) in der 
Militär- und Rüstungspolitik zu etab¬ 
lieren. Bei deren Gründung durch 25 
EU-Staaten im November 2017 mein¬ 
te die „Zeit“, PESCO sei eine Antwort 
auf Donald Trump. Das ist nur bedingt 
richtig. Wie Merkel nun prognostizier¬ 
te, wird es 20 bis 30 Jahre dauern, bis 
eine EU-Truppe stehen könnte. Nütz¬ 
lich sei diese Kooperation aber schon 
jetzt, weil sie ohne Änderung der EU- 
Verträge von den Regierungen, nicht 
durch Parlamente oder gar Referen¬ 
den, betrieben werde. 

Fazit: Im Handelskrieg mit den 
USA signalisiert die Bundesregierung 
vor dessen Beginn bereits eine deut¬ 
sche Teilkapitulation. Auf allen ande¬ 
ren Feldern soll es aber in der EU und 
in der Rivalität mit den USA voran¬ 
gehen - deutsche Führung inbegriffen. 
Innerimperialistische Konflikte, weiß 
die Kanzlerin, werden durch Macht 
und zumeist durch Gewalt „gelöst“. 


Durchbruch 

Wer Donald Trumps „Rocket Man“-Rede 
vor der UNO gehört hatte, hätte an die¬ 
ses Treffen kaum geglaubt. Der US-Prä- 
sident hatte die Führung der Demokra¬ 
tische Volksrepublik Korea (DVRK) als 
eine „Bande Krimineller“ bezeichnet, die 
nicht nur für den „Hungertod von Mil¬ 
lionen Nordkoreaner verantworlich“ sei, 
sondern sich mit „Nuclearwaffen und Ra¬ 
keten“ bewaffneten und damit die „gan¬ 
ze Welt“ mit „unvorstellbaren Verlusten 
menschlichen Lebens“ bedrohten. Trump 
hatte den „Kriminellen“ mit „totaler Zer¬ 
störung“ gedroht. 

Nun, ein halbes Jahr später, hat der 
US-Präsident frühzeitig das heillos zer¬ 
strittene G7-Treffen verärgert verlassen, 
und war nun, wie auch sein Gegenüber 
Kim Jong-un bester Stimmung. „Es ist 
prima gelaufen. Wir hatten wirklich ein 
fantastisches Treffen. Ein großer Fort¬ 
schritt. Besser als irgendjemand erwarten 
konnte. Ausgezeichnet.“ Dass nicht, wie 
von nicht wenigen aus der US-Kriegspar- 
tei gefordert, atomar bombardiert wurde, 
sondern das erste Treffen eines US-Prä- 
sidenten mit dem „Irren von Pjöngjang“ 
tatsächlich stattfand, ist an sich schon ein 
großer Erfolg. 

Damit sind die inhaltlichen Probleme 
allerdings nicht gelöst. Zwar haben sich 
Kim und Trump auf ein „Friedensregime 


Mit immer brutaleren Methoden geht 
die politisch herrschende Kaste gegen 
die deutsche Hochtechnologie im Fahr¬ 
zeugbau vor. Jüngstes Opfer war am 
Montag der Vorstandsvorsitzende der 
Daimler AG. Jürgen Zetsche, ein Mann, 
der vor Jahren schon mit der Vermark¬ 
tung seines Schnurrbarts den hart um¬ 
kämpften US-amerikanischen Markt für 
Diesel- (und Benzinprodukte) mit dem 
Stern erschlossen hatte, wurde ins Ver¬ 
kehrsministerium einbestellt. Die auto¬ 
kritischen Fernsehanstalten hatten Wind 
bekommen. Die Tagesschau machte zur 
besten Sendezeit mit der Story auf, wie 
Zetsche um 16.15 Uhr gebeugt ins Ver¬ 
kehrsministerium tritt und wenig später 
noch gebeugter aus dem Ministerium 
entlassen wird. Dazwischen sieht man 
den jugendlichen und energischen Ver¬ 
kehrsminister, Andreas Scheuer (CSU), 
wie er den noblen Autokonzern anweist, 
mehr als 200 000 Fahrzeuge zurückzuru¬ 
fen, um angeblich fehlerhafte Software - 
auf Kosten Daimlers! - zu korrigieren. 

Dass hier eine koordinierte Treib¬ 
jagd gegen die erfolgreiche Autoin¬ 
dustrie Deutschlands veranstaltet und 
öffentlich inszeniert wird, daran kann 
kein Zweifel bestehen. Wir erinnern uns, 
dass der rot-grüne Senat der Hansestadt 
Hamburg vor einigen Wochen zwei Stra¬ 
ßen der Innenstadt für Dieselfahrzeu- 


oder Show? 

auf der koreanischen Halbinsel“ geei¬ 
nigt. Kim hat sich zur „kompletten De- 
nuklearisierung der koreanischen Halb¬ 
insel“ verpflichtet. Trump im Gegenzug 
zu Sicherheitsgarantien für die DVRK. 
Die Frage ist allerdings, was heißt das, in 
welchem Zeitraum, unter welchen Vor¬ 
aussetzungen und was sind die Rahmen¬ 
bedingungen dieser Verpflichtungen. Was 
ist mit der US-Militärpräsenz in Südkorea 
(ROK), was ist mit den gigantischen US- 
ROK-Kriegsübungen, mit den US-Rake- 
tenabwehrsystemen, was mit den Sank¬ 
tionen etc.pp. Singapur kann, ernsthafte 
Absichten der Akteure vorausgesetzt, nur 
der Anfang eines Prozesses sein, in den 
auch Peking einbezogen werden müsste. 

Bislang ist allerdings kaum zu erken¬ 
nen, dass sich die US-Position substantiell 
geändert hätte. Das wäre allerdings mit 
den Hardlinern John Bolton und Michael 
Pompeo schwer vorstellbar. Es ist bislang 
immer noch von einer „vollständigen, 
überprüfbaren, irreversiblen Denuklea- 
risierung“ der DVRK die Rede - bevor - 
sich die USA irgendwie bewegen wollen. 
Das käme einer vollständigen Selbstent¬ 
waffnung in der Hoffnung auf den Guten 
Willen des Imperiums gleich. Wohin das 
führt, dazu gibt das, von den US-Falken 
immer wieder gern zitierte, „libysche Mo¬ 
dell“, beredte Auskunft. 


ge komplett sperren ließ, nur weil die 
Stickoxidwerte der Messstationen, die 
unmittelbar an den betroffenen Straßen 
aufgestellt waren, über den willkürlich 
von der autofeindlichen EU festgeleg¬ 
ten Grenzwerten lag. Dass diese büro¬ 
kratische Willkür die Autohersteller tief 
getroffen hatte, wurde nur einige Tage 
später deutlich. Porsche räumte öffent¬ 
lich ein, dass die Firma sich aus der Be¬ 
lieferung des europäischen Marktes zu¬ 
rückziehen müsse. Jedenfalls könne das 
Unternehmen angesichts der übermäßig 
strengen Zulassungsvorschriften nicht 
mehr gewährleisten, dass es den Kun¬ 
den jederzeit die gesamte Ausstattungs¬ 
palette seiner Premiumprodukte liefern 
könne. Die autokritische Presse werte¬ 
te das als Kapitulation Porsches vor der 
ökologischen Bürokratie. 

Zurück zur Jagd auf Zetsche: Schon 
im Herbst vorigen Jahres hatten die Au¬ 
toindustriellen auf dem von der Politik 
veranstalteten Dieselgipfel als einzig 
ökonomisch tragbare Lösung angebo- 
ten, die Software beanstandeter Diesel¬ 
fahrzeuge auszutauschen. Warum wurde 
nun der verdiente Daimler-Chef öffent¬ 
lich vorgeführt? Die Antwort ist einfach. 
Die CSU hofft vor der Landtagswahl in 
Bayern Punkte zu machen. So auto- und 
industriefeindlich ist Deutschland be¬ 
reits geworden. 


Lucas Zeise zur Hetzjagd auf die Dieselproduzenten 

Zetsche vorgeführt 
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Ein weiterer Bruch des Potsdamer Abkommens 

Juni 1948: Die Währungsreform in den Westzonen trieb die Spaltung Deutschlands weiter voran 



Menschen stehen am 20. Juni 1948 in Frankfurt am Main (wie überall in den drei westlichen Besatzungszonen) in einer 
fast endlos scheinenden Schlange vor den Geldumtauschbüros an. 


D ie ersten Monate nach der Ka¬ 
pitulation des faschistischen 
Deutschlands standen in allen 
Besatzungszonen noch ganz im Zei¬ 
chen der Verwirklichung der Beschlüs¬ 
se von Jalta und Potsdam. Doch das än¬ 
derte sich bereits im Laufe des Jahres 
1946. Statt auf Kooperation mit der 
Sowjetunion setzten die herrschenden 
Kreise - vor allem in den USA und in 
Großbritannien - zunehmend auf Kon¬ 
frontation, schließlich auf den Kalten 
Krieg. Der Westen Deutschlands sollte 
in diesem Zusammenhang eine beson¬ 
dere Rolle spielen. Der marxistische 
Historiker Rolf Badstübner schrieb 
über die ersten Folgen dieses Kurs¬ 
wechsels, die später noch sichtbarer 
wurden: „Sozialisierungsgesetze wur¬ 
den verboten, Bodenreformen fanden 
nicht statt. An die Stelle der Entnazi¬ 
fizierung trat eine weitgehende perso¬ 
nelle Renazifizierung, denn im Kampf 
gegen den Kommunismus konnte man 
sich auf den Antibolschewismus der 
Ehemaligen’ fest verlassen. Wenn die 
westdeutsche Wirtschaft mithelfen soll¬ 
te, Westeuropa vor Verelendung und 
Kommunismus zu retten, dann waren 
die deutschen Wirtschaftsmanager ein¬ 
schließlich ihrer Großbanken und Kon¬ 
zerne unverzichtbar und wenn West¬ 
europa vor der Sowjetarmee geschützt 
werden sollte, die Hitlergenerale.“ (Ge¬ 
schichtskorrespondenz, Heft 2/2008) 
Anfang Juni 1948 ging die Lon¬ 
doner Konferenz der Westmächte zu 
Ende (siehe UZ vom 25. Mai und vom 
1. Juni), zu der man die Sowjetunion 
nicht eingeladen hatte, In einem am 
7. Juni 1948 veröffentlichten Kommu¬ 
nique wurden deren Beschlüsse be¬ 
kanntgegeben. Beschönigt wurde die 
beschlossene Gründung eines separa¬ 
ten Weststaates mit der Behauptung, 
dadurch die Wiedererrichtung der 
deutschen Einheit zu ermöglichen. 

Einführung der D-Mark 

Doch nur zwei Wochen später wurde 
deutlich, was davon zu halten war. Am 
25. November 1947 hatte der Frachter 
„American Farmer“ in Bremerhaven 
seine Ladung gelöscht. Darunter wa¬ 
ren 4 000 geheimnisvolle Kisten. Wei¬ 
tere Schiffsladungen folgten in den 
kommenden Monaten. Bis Mai 1948 
wurden insgesamt fast 22 900 solcher 
geheimnisvoller Kisten nach Frank¬ 
furt am Main transportiert - streng be¬ 
wacht. Sie enthielten in den USA im 
Rahmen der „Operation Bird Dog“ 
gedruckte Banknoten, etwa sechs Mil¬ 
liarden D-Mark, das „Startkapital“ des 
deutschen Wirtschaftswunders, wie die 
„FAZ“ 60 Jahre später schrieb. Schon 


im September 1947 hatte die US-ame¬ 
rikanische Regierung beschlossen, die 
Banknoten in den Vereinigten Staaten 
drucken zu lassen. Der Druck begann 
einige Wochen später in der American 
Bank Note Company in New York und 
im Bureau of Engraving and Printing in 
Washington. 

Am 18. Juni 1948 ordneten die 
Westmächte für den 20. Juni 1948 
eine Währungsreform an, die Einfüh¬ 
rung der Deutschen Mark (DM) in ih¬ 
ren Besatzungszonen. Beteiligt an der 
Vorbereitung der Währungsreform wa¬ 
ren aber auch deutsche Institutionen, 
die letzten „Feinheiten“ erarbeiteten 
(west-)deutsche Spezialisten. In einem 
Übereinkommen der Militärgouver¬ 
neure der drei westlichen Besatzungs¬ 
zonen und ihrer Anordnung zur Wäh¬ 
rungsreform hieß es unter anderem: 
„Das folgende Gesetz und die beiden 
vorstehend bezeichneten Gesetze er¬ 
setzen die Reichsmarkwährung durch 
eine neue Währung, ordnen die Ablie¬ 
ferung der außer Kraft gesetzten Zah¬ 
lungsmittel und die Anmeldung der bei 
Geldinstituten unterhaltenen Reichs¬ 
markguthaben an und sehen eine Erst¬ 
ausstattung der Bevölkerung, der Wirt¬ 
schaft und der öffentlichen Hand mit 
neuem Geld vor.“ Und zur Währungs¬ 
umstellung hieß es: „Mit Wirkung vom 
21. Juni 1948 gilt die Deutsche-Mark- 
Währung. Ihre Rechnungseinheit bil¬ 
det die Deutsche Mark, die in hundert 
Deutsche Pfennige eingeteilt ist.“ De¬ 
tailliert wurden die „Feinheiten“ ausge¬ 
führt. Für die Öffentliche Hand und die 
Wirtschaft galten Sonderregelungen. In 
einem „Zweite(n) Gesetz zur Neuord¬ 
nung des Geldwesens“ vom 20. Juni 
1948 wurde der Bank deutscher Länder 
das alleinige Recht zur Ausgabe gülti¬ 
ger Münzen und Banknoten sowie zum 
Aufruf alter Münzen und Banknoten 
(also Einzug alter und Ausgabe neuer 
Geldzeichen) zugewiesen. Auch eine 
Obergrenze von zehn Milliarden D- 
Mark für die Summe des umlaufenden 
Geldes wurde vorgegeben 

Damit bestand ab 21. Juni 1948 in 
Deutschland keine einheitliche Wäh¬ 
rung mehr. Dabei hatte es im Alliier¬ 
ten Kontrollrat bis Anfang 1948 noch 
gemeinsame intensive Beratungen 
über eine Währungsreform gegeben, 
die angesichts des Missverhältnisses 
zwischen der in den Besatzungszonen 
großen umlaufenden Geldmenge und 
dem geringen Warenfonds unumgäng¬ 
lich geworden war. Die Sowjetunion 
schlug eine Reform vor, die alle Zo¬ 
nen umfassen sollte. Auf diesen Vor¬ 
schlag gingen die Westalliierten nicht 
ein. Schließlich hatte man ja nicht nur 


eigene Pläne, sondern auch „Operation 
Bird Dog“ war bereits angelaufen. 

Das Vorgehen der USA, Großbri¬ 
tanniens und Frankreichs im Zusam¬ 
menhang mit der Währungsreform in 
ihren Besatzungszonen dokumentier¬ 
te anschaulich, dass die Westmächte an 
einer Viermächtepolitik für Deutsch¬ 
land mit der UdSSR keinerlei Interes¬ 
se mehr hatten. Es bedeutete zugleich 
den vollständigen Bruch mit den wirt¬ 
schaftspolitischen Grundsätzen des 
Potsdamer Abkommens, in denen es 
hieß: „Während der Besatzungszeit ist 
Deutschland als eine wirtschaftliche 
Einheit zu betrachten.“ 

Die Währungsreform von 1948 ge¬ 
hört zu den bedeutendsten wirtschafts¬ 
politischen Maßnahmen bei der Vor¬ 
bereitung der Gründung des westdeut¬ 
schen Separatstaates. Sie trieb diesen 
Prozess weiter voran. 

Die Unternehmer profitierten 

Vierzig D-Mark konnte jeder 
Hauthaltsvorstand und konnten al¬ 
leinstehende Erwachsene bei der 
Währungsreform in den Westzonen 
im Verhältnis eins zu eins eintauschen, 
40 Reichsmark gegen 40 D-Mark. Spä¬ 
ter würden dann pro Person noch ein¬ 
mal 20 D-Mark ausgezahlt. Das Geld 
bekam nur, wer auch seine Lebens¬ 
mittelkarte vorlegen konnte. Während 


weitere Guthaben der kleinen Spa¬ 
rer letztlich im Verhältnis 1:10 umge¬ 
tauscht wurde, konnten Konzerne da¬ 
gegen ihr Kapital im Verhältnis 1:1 bis 
1:3 umwerten. Die privaten Unterneh¬ 
mer wurden damit zu den eigentlichen 
Nutznießern der Reform. „Während 
die Werktätigen durch die Währungs¬ 
reform bis zu 95 Prozent ihres erspar¬ 
ten Geldes einbüßten, erhielten zum 
Beispiel die Aktionäre der Vereinig¬ 
ten Stahlwerke für 100 RM alte Ak¬ 
tien neue Aktien im Werte von mehr 
als 300 DM. Das Kapital des Konzerns 
stieg um das Fünffache. So wurden 
die finanzpolitischen Voraussetzun¬ 
gen geschaffen, um die Westzonen 
in den Marshall-Plan einzubeziehen. 
Nach der Währungsreform begann 
eine Belebung der Wirtschaft, von der 
vor allem die Konzerne profitierten.“ 
(Geschichte der deutschen Arbeiter¬ 
bewegung, Bd. 6, Berlin 1966, S. 249) 
Durch diese Sonderregelungen konn¬ 
te die Monopolbourgeoisie im Westen 
Deutschlands ihre Geld- und Vermö¬ 
genswerte weitgehend stabilisieren. 
Das hatte tiefgreifende wirtschaftliche 
und soziale Auswirkungen auf den ent¬ 
stehenden westdeutschen Staat. 

Oberdirektor Hermann Pünder, 
Vorsitzender des Wirtschaftsrates der 
Bizone und als solcher die führende 
deutsche Persönlichkeit in der Zonen¬ 
verwaltung sowie - wie erst später be¬ 
kannt wurde - zusammen mit Ludwig 
Erhard, damals Direktor der Verwal¬ 
tung für Wirtschaft, bei der Vorberei¬ 
tung und Durchführung der Reform, 
erklärte noch am 20. Juni 1948, die 
Währungsreform finde die Zustim¬ 
mung deutscher Finanzfachleute und 
stelle „eine geeignete Grundlage für 
den wirtschaftlichen Aufbau unserer 
Westzonen“ dar (zitiert nach der „FAZ“ 
vom 20.6.2008). 

Gegenmaßnahmen 

Als klar wurde, dass am 20. Juni in den 
Westzonen eine separate Währungsre¬ 
form erfolgen sollte, musste auch im 
Osten gehandelt werden. Um das He¬ 
reinfluten nunmehr im Westen wert¬ 
loser Geldscheine in die sowjetische 
Besatzungszone und Spekulation zu 
verhindern, ordnete die Sowjetische 
Militäradministration (SMAD) am 
19. Juni 1948 die Sperrung des gesam¬ 
ten Güter- und Kraftfahrzeugverkehrs 
aus den Westzonen an. Am 21. Juni 
1948 erließ die Deutsche Wirtschafts¬ 
kommission (DWK) eine Verordnung 
über die Durchführung einer demokra¬ 
tischen Währungsreform in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone. Sie begann ge¬ 
mäß SMAD-Befehl Nr. 111 am 24. Juni 
1948. Um soziale Härten zu vermeiden, 
wurden Beträge bis zu 70 Mark im Ver¬ 
hältnis 1:1 umgetauscht. Vermögen, 
die aus Schwarzmarkt- und Spekulati¬ 


onsgeschäften stammten, wurden be¬ 
schlagnahmt. 

Am 25. Juni 1948 erfolgte die Aus¬ 
gabe der mit einem „B“ abgestempel¬ 
ten Westmark auch in den Berliner 
Westsektoren. Damit brachen die West¬ 
mächte eine der UdSSR gegebene Zu¬ 
sage, die DM nicht in den Westsektoren 
Berlins einzuführen und verstießen ge¬ 
gen den Vier-Mächte-Status der Stadt - 
ein weiterer Affront gegen die Sowjet¬ 
union. Noch am 18. Juni hatte General 
Brian Robertson, Militärgouverneur 
der britischen Zone und Mitglied im 
Alliierten Kontrollrat für Deutsch¬ 
land, in einem Schreiben an Marschall 
Wassili Danilowitsch Sokolowski, dem 
Obersten Chef der Sowjetischen Mili¬ 
täradministration in Deutschland und 
Oberkommandierenden der Grup¬ 
pe der Sowjetischen Streitkräfte in 
Deutschland, eine Übertragung der 
separaten Währungsreform von West¬ 
deutschland auf den britischen Sektor 
von Berlin verneint. 

Die SMAD protestierte gegen die¬ 
sen Schritt, der Berlin in zwei Wäh¬ 
rungsgebiete spaltete. Zusätzliche 
Maßnahmen zum Schutz der Bevöl¬ 
kerung und der Wirtschaft in der so¬ 
wjetischen Besatzungszone wurden 
nötig. Die Grenzen zu den Westzonen 
wurden verstärkt kontrolliert und gesi¬ 
chert, die Übergänge zu den Westsek¬ 
toren Berlins jedoch nicht geschlossen. 
Der Verkehr zwischen den Westzonen 
und den Westsektoren Berlins wurde 
völlig eingestellt. Das, was später „Ber¬ 
lin-Krise“ und „Blockade“ Westberlins 
genannt wurde, die bis Mai 1949, als die 
USA und die UdSSR zu einer Über¬ 
einkunft kamen, anhielt, begann. Da¬ 
bei gab es jedoch nie eine vollständige 
Blockade, denn die UdSSR hatte an- 
geboten, die Versorgung der Westsek¬ 
toren zu übernehmen. Das lehnten die 
Westmächte ab. Sie reagierten mit ei¬ 
ner wütenden antisowjetischen Kam¬ 
pagne. Eine gefährliche internationale 
Krise entstand, in deren Verlauf sich 
der endgültige Bruch zwischen den 
ehemaligen Verbündeten der Antihit¬ 
lerkoalition vollzog. 

Vor diesem Hintergrund voll¬ 
zog sich 1948/1949 die Gründung der 
NATO und der BRD. Die Berliner Kri¬ 
se diente dazu, breite Kreise der west¬ 
deutschen Bevölkerung für die Spal¬ 
tungspläne und für Antikommunis¬ 
mus empfänglich zu machen. Bereits im 
Sommer 1948 trugen die Ereignisse in 
und um Berlin zudem nicht unwesent¬ 
lich dazu bei, die bei manchem west¬ 
deutschen Politiker noch vorhandenen 
Skrupel hinsichtlich der offenkundigen 
Konsequenzen der Staatsgründung 
im Westen zu zerstreuen (Vgl. Sieg¬ 
fried Thomas: Konrad Adenauer und 
die Entstehung der BRD, Berlin 1989, 
S. 151). nh 
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Die Stadtverwaltung teilt mit: 


Alle städtischen Rasten- und Zahlstellen 
sind am 23. Juni i*»S für fällige Zahlungen 

bi* I« Uhr geöffnet; nur Steuerzahlungen 
dürfen nicht mehr angenommen werden. 
Alle Geschäfte, Theater, Kino* ujw. sind 
heute wie üblich geöffnet. Die Theater-, 
Kinohassen usw. verkaufen die Eintritts¬ 
karten heute, am 23. Juni 194S, zu den bis¬ 
herigen Preisen, am 24. und 25. Juni 194#. 
gegen Neugeld bzw. zum zehnfachen Be¬ 
trag de* bisherigen Geldes. 

Ab 2>Juni 1948,1 5Uhr,befindet sich in jedem 
Verwaltungsgebäude der 8 städtischen Ver¬ 
walt ungsbezirke eine Auskunftsstclle über 




die Währungsfragtn für die Bevölkerung. 
Die Stadtverwaltung bittet in allen Zweifels¬ 
fragen diese Auskunftsstellen aufrosuchcn. 
Die Auskunftsstellen sind am 23. Juni 194* 
bis 21 Uhr, in den folgenden Tagen von 
8 bi* 21 Uhr geöffnet. 

Bei den Leipziger Verkehrsbetrieben kom¬ 
men am 24. Juni 194 * neue Fahrscheine zur 
Ausgabe. Diese dürfen nur gegen Ncugcld 

bzw. am 24. und 25 Juni 1948 z um zehnfachen 

Betrag de* bisherigen Geldes verkauft wer¬ 
den. Gültig bleiben lediglich die Wochen-, 
Monatskarten und die grünen lä-Fahrtcn- 
karten für Berufstätige bis xum 3o.Juni 194 *. 


V 
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Anschlag zur Währungsreform in der sowjetischen Besatzungszone (Leipzig, 23. Juni 1948) 
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Mitbestimmung 

Es ist wohl so einiges im Argen: Mit 
dem „Kontrakt 18“ verpflichten sich 
deutschsprachige Drehbuchautorin¬ 
nen und -autoren, nur noch über Pro¬ 
jekte zu verhandeln, die ihnen kreative 
Mitbestimmung bei der Regie ermög¬ 
lichen. In dieser Hinsicht sei Deutsch¬ 
land ein „Entwicklungsland“, bemän¬ 
geln die Unterzeichner, unter denen 
sich Annette Hess („Weissensee“, 
„Ku‘damm 56“ und „Ku‘damm 59“) 
und Orkun Ertener („KDD - Krimi¬ 
naldauerdienst“, „Die letzte Spur“) be¬ 
finden. Drehbuchautoren erführen im 
deutschen Markt nach wie vor nicht 
die gleiche Anerkennung, wie sie in vie¬ 
len anderen Ländern mittlerweile üb¬ 
lich sei. Auf einer selbst organisierten 
Konferenz in Berlin einigten sich Ende 
Mai zahlreiche Autorinnen und Auto¬ 
ren auf einen 6-Punkte-Katalog, den 
mittlerweile 95 Drehbuchautorinnen 
und -autoren unterzeichnet haben. Ab 
dem 1. Juli 2018 werden sie nur noch 
in Vertragsverhandlungen für neue 
Film- oder Serien-Projekte eintreten, 
wenn ihnen mehr Kontroll- und Mitbe¬ 
stimmungsrechte eingeräumt werden, 
heißt es in einer Pressemitteilung von 
„Kontrakt 18“. Es geht dabei u.a. um 
die künstlerische Kontrolle über das 
Buch, eine einvernehmliche Einigung 
bei der Besetzung der Regie sowie um 
die Einbeziehung der Autoren bei Le¬ 
seproben und Rohschnitt. Ob man da¬ 
mit gegen die mächtigen Produzenten, 
die Geldgeber und die TV-Redaktio- 
nen ankommen kann, wird sich zeigen. 

Gleicher Lohn 

Die Kritik und das Publikum sind sich 
einig: Die Schauspielerin Anneke Kim 
Sarnau ist eine der besten Seriendar¬ 
stellerinnen im deutschen Fernsehen. 
Gerade noch konnte der TV-Zuschau¬ 
er die Schauspielerin als Hauptdarstel¬ 
lerin im „Polizeiruf 110“ aus Rostock 
sehen. Nach eigenen Worten wurde sie 
jahrelang schlechter bezahlt als ihr Kol¬ 
lege Charly Hübner. „Das war ein lan¬ 
ger und auch kein einfacher Weg“, lässt 
sich die Darstellerin zitieren. Sarnau 
und Hübner spielen seit 2010 gemein¬ 
sam in Rostock die beiden Polizisten 
Katrin König und Alexander Bukow. 
Sie habe mit ihrem Ausstieg aus der 
Serie gedroht, wenn man ihr nicht die 
gleiche Gage zahle, sagte Sarnau. Erst 
dann hätten sich der zuständige Unter¬ 
haltungschef und die Produzentin für 
sie eingesetzt. Dennoch erklärte die 
Grimme-Preisträgerin: „Dieses Den¬ 
ken, dieses Verhalten, das es für Frauen 
so kompliziert und ungerecht macht, ist 
auch heute noch weit verbreitet.“ Das 
dies in vielen Spielfilmen, TV-Produk- 
tionen und Serien übliche Praxis ist, ist 
bekannt. Falls der Druck, den Sarnau 
ausüben konnte, auch von ihren Kolle¬ 
ginnen genutzt wird, wäre das erfreu¬ 
lich. 

Kritik und Publikum 

„paradies spielen“ fiel beim Publi¬ 
kum durch, nicht aber bei der Jury des 
Mülheimer Dramatikerpreises 2018: 
Der Österreicher Thomas Köck erhält 
den Preis für den letzten Teil seiner 
„paradies“-Trilogie. Der nun schon seit 
43 Jahren vergebene Mülheimer Dra¬ 
matikerpreis spiegelt durchaus die Ge¬ 
schichte und Entwicklung der deutschen 
Gegenwartsdramatik. Das gilt auch für 
den Preisträger 2018, den 32-jährigen 
Österreicher Thomas Köck. Von den sie¬ 
ben aus gut 100 Uraufführungen nomi¬ 
nierten Stücken kristallisierte sich nach 
einer zweistündigen Jurydiskussion fast 
einmütig Köcks „paradies spielen“ als 
überzeugendstes Theaterstück heraus, 
es sei formal und inhaltlich ambitionier¬ 
tes Welttheater. Ein großes Wort für ein 
Theaterstück, das im Gegensatz zur Jury 
beim Publikum auf dem letzten Platz 
kam. Obwohl es kaum am Text gelegen 
haben mag, sondern wohl an der Mann¬ 
heimer Uraufführungsinszenierung von 
Marie Bues gelegen hat, diese Inszenie¬ 
rung wurde in Mülheim gezeigt. Viel zu 
plüschig und viel zu viel Radau, wenn 
das Stück „paradies spielen“ sorgfältig 
inszeniert wird, die Musik nicht dilettan¬ 
tisch eingesetzt und eine große Bühne 
zur Verfügung steht, dann kann und 
wird das Werk den Weg ins Repertoire 
und gewiss auch sein Publikum finden. 

Herbert Becker 


Das ewige Kind 

Ein neues Buch über Picassos Dichterfreund: Jean Cocteau 



Cocteaus Arbeit für die Kirche Saint Maximin in Metz 


W enn der Name Jean Cocteau 
fällt, stehen sich polarisie¬ 
rende Meinungen gegen¬ 
über. Dabei ist eines unbestritten: Er 
war einer der vielseitigsten und begab¬ 
testen Künstler des 20. Jahrhunderts 
und versuchte sich in den unterschied¬ 
lichsten Gattungen, wenn er auch Wert 
auf die Arbeit als Dichter legte. Als er 
1963 starb, wurden in den verschie¬ 
denen, auch gegensätzlichen Nachru¬ 
fen, erneut polarisierende Meinungen 
deutlich, besonders in der politischen 
Bewertung: Im „Neuen Deutschland“ 
(vom 13. Oktober 1963) wurde er als 
Vertreter der Weltfriedensbewegung 
gewürdigt, seine Werke galten als Bei¬ 
spiele, „für soziale Gerechtigkeit Par¬ 
tei“ zu ergreifen. Andere, wie die west¬ 
deutsche „Morgenpost“ (vom 12. Ok¬ 
tober 1963), betonten „die Buntheit 
seiner eigenen faszinierenden Persön¬ 
lichkeit‘.‘Er engagierte sich als Künstler 
gegen alle Formen der Ungerechtigkeit 
und Diskriminierung, galt jedoch auch 
als das „Enfant terrible“ der Pariser 
Gesellschaft, von der er sich in späterer 
Zeit distanzierte, „ein oberflächliches 
und schülerhaftes Volk.“ ohne von ihr 
loszukommen. 

Jean Cocteau ist eine ebenso schil¬ 
lernde wie vielseitige, eine ebenso po¬ 
litisch engagierte wie sich irrende Per¬ 
sönlichkeit, zu der umfangreiche Se¬ 
kundärliteratur vorliegt. Zu dieser 
gesellt sich nun ein Buch hinzu: „Picas¬ 
sos Dichterfreund: Jean Cocteau“. Ger¬ 
traude Clemenz-Kirsch schließt damit 
ihre Reihe der Dichterfreunde Picas¬ 
sos ab (siehe „uz“ vom 6. März 2015). 
Der Titel ist Beschränkung: Es geht 
vorrangig um Cocteaus Beziehung zu 
Picasso und die Frage, ob es denn eine 
Freundschaft gewesen sei. Und es geht 
um den Dichter Cocteau. Die Begren¬ 
zung ist wichtig bei einem, der sich auf 
vielen Gebieten der Kunst betätigte 
und fast immer als erfolgreich und ge¬ 
nial bestaunt wurde. Die Autorin setzt 
sich noch in anderer Weise von biogra¬ 
fischen Beschreibungen und künstleri¬ 
schen Spekulationen ab, will das „Spiel“ 
der Mutmaßungen nicht fortsetzen. Sie 
beschreibt ihre Suche nach Cocteau 
und scheut keine Schwierigkeiten, seine 
Lebensorte aufzusuchen und mit Wort 
und Bild zu dokumentieren. So entsteht 
ein eindrucksvolles Bild des Dichters 
und seines Lebens; die Annäherung an 
Picassos Dichterfreund wird zu einem 
Reisebericht der Autorin, angereichert 
mit anekdotischen Erlebnissen aus der 
Gegenwart über Busreisen und Hotel¬ 
besuche sowie Reisempfehlungen, be¬ 
sonders für die Stadt Menton an der 
Cöte dAzur, die Cocteau besonders 
liebte. Es wurde zu einem persönlichen 
Buch, in dem freundschaftliche Bezie¬ 
hungen der Autorin ihren Platz finden, 


nicht zuletzt im Vorwort des mit ihr be¬ 
freundeten Pädagogen Karlheinz Jack- 
stel. Verweise auf ihre anderen Bücher 
schließen den Kreis. Auf diese Weise 
fand die Autorin ihren Weg durch das 
Dickicht der Sekundärliteratur und 
gelangte zu ihrem Jean Cocteau. Für 
sie war er der Suchende, dessen Ord¬ 
nung der dauernde Wechsel war. Dabei 
ging er mit Extremen um, die richtige 
Erkenntnisse neben Irrtümer stellte. 
Dass er dabei die humane Orientie¬ 
rung nicht verlor, lag an seiner immer 
wieder bestaunten Naivität als Künstler, 
der auch die Autorin zu folgen versucht. 
Cocteau wünschte sich Leser, „die kom¬ 
me was da wolle, stets Kinder bleiben“. 
Das ist zwar keine Lösung für bedroh¬ 
liche und gefährliche Konflikte in der 
Welt, die Cocteau lebenslang durchle¬ 
ben musste, konzentrierte sie jedoch auf 
eine überschaubare Bildhaftigkeit, die 
gleichdenkende Menschen verstehen. 
Das war ein Grund, weshalb sich Coc¬ 
teau Ideologien aller Art verweiger¬ 
te. Auf diese Weise bewältigte er auch 
die grauenvollen Eindrücke des Ers¬ 
ten Weltkrieges. Gertraude Clemenz- 
Kirsch beschreibt das eindrucksvoll: 


„Cocteau, das ewige Kind, im Krieg 
erwachsen geworden, erlag lebenslang 
der Faszination des Todes.“ Fasziniert 
ist die Autorin davon, wie sich Cocteau 
in seinem Roman „Kinder der Nacht“ 
(1929) in wirrer und bedrohlicher Zeit 
in die „verzweifelten Jugendlichen hi¬ 
neingedacht hat, wie er die Kälte, aber 
auch die Angst der jungen Leute nach¬ 
empfinden konnte“. Ähnliches vollzog 
sich im Zweiten Weltkrieg. Die Auto¬ 
rin konzentrierte sich auf den Dichter. 
Aber sie verlor den Universalkünstler 
nie aus dem Blick, dessen Vielseitigkeit 
sie zusammenfasste: Wie einst bei dem 
phrygischen König Midas wurde „... al¬ 
les, was er schuf, gleichsam zu einer Poe¬ 
sie“. Dazu zählten auch die Glasfenster 
in der Kirche Saint-Maximin von Metz 
(1962-1979), in der erstmals in einer 
katholischen Kathedrale die Taube als 
Friedenssymbol, ganz im Sinne Picas¬ 
sos, verwendet wurde. Das erschreckte 
damals die Öffentlichkeit. Sie sind auf 
der Rückseite des Schutzumschlags ab¬ 
gebildet. 

Das Buch beschreibt Spannungen, 
in denen Cocteau lebte, seine Kindlich¬ 
keit und seine Angst vor dem Tode, sein 


„Hunger nach Anerkennung“ und die 
Einsamkeit seines Schreibens, seine ge¬ 
lebte und seine gewünschte Biografie, 
seine Herkunft aus dem Großbürger¬ 
tum und seine Angriffe darauf, der In¬ 
dividualist und die Sehnsucht nach der 
Gemeinschaft und vieles mehr. 

Weniges ist kritisch anzumerken: 
Redundanzen machen nichts klarer; 
auf das sehr gute Nachwort von Klaus 
Möckel zur schönen zweibändigen 
Auswahl von Cocteaus Werken in der 
DDR wurde in der umfangreichen Bi¬ 
bliografie verzichtet. 

Ein Vielzahl von Auszügen aus Do¬ 
kumenten und Werken Cocteaus, aber 
auch anderer wie Klaus Mann, berei¬ 
chern die Darstellung. Damit hat auch 
der Interessierte, aber mit dem Werk 
Cocteaus wenig vertraute Leser die 
Gelegenheit, einen ersten Einblick zu 
bekommen. 

Rüdiger Bernhardt 

Gertraude Clemenz-Kirsch: Picassos 
Dichterfreund: Jean Cocteau. Mit ei¬ 
nem Vorwort von Karlheinz Jackstel. 
Ouerfurt: Dingsda-Verlag 2018,192 S., 
19,95 Euro 


Preisbindung unter Beschuss 

Warum das „Kulturgut Buch“ geschützt wird 


Der Streit um die Buchpreisbindung 
ist wieder eröffnet. Die Monopolkom¬ 
mission, ein fünfköpfiges Beratungsgre¬ 
mium der Bundesregierung, setzt sich 
in einem vor kurzem veröffentlichten 
Gutachten „für eine Abschaffung der 
Buchpreisbindung“ ein. Die Buchpreis¬ 
bindung, in einem eigenen Gesetz seit 
2002 beschrieben, besagt, dass Buch¬ 
verlage in Deutschland „verbindliche 
Preise beim Verkauf an Letztabneh¬ 
mer“ festlegen können, und dann Bü¬ 
cher überall zum gleichen Ladenpreis 
an den Endverbraucher verkauft wer¬ 
den müssen. Weit über 90 Prozent aller 
„Verlagserzeugnisse“ einschließlich E- 
Books oder anderer Datenträger der 
Verlage unterliegen der Preisbindung. 
Die deutsche Buch Wirtschaft macht ei¬ 
nen Jahresumsatz von gut 9 Milliarden 
Euro, verteilt auf rund 3 500 Verlage 
und über 6 000 Buchhandlungen ein¬ 
schließlich diverser Online-Shops. Wie 
begründet nun die Monopolkommissi¬ 
on in ihrem Gutachten ihre Forderung: 


Sie vermag die immer wieder angeführ¬ 
ten Effekte der Preisbindung nicht zu 
erkennen. Die Buchpreisbindung sei 
ein schwerwiegender Markteingriff. 
Der dürfe nur bei guter Begründung 
erfolgen. Zwar sei das Buch an sich 
durchaus ein schützenswertes Kultur¬ 
gut und dieser Schutz auch ein anzuer¬ 
kennendes kulturpolitisches Ziel. Die¬ 
ses auch auf EU-Ebene anerkannte 
Ziel rechtfertige einen Eingriff in den 
europarechtlich geregelten freien Wa¬ 
renverkehr aber nur dann, wenn die¬ 
ses Ziel eindeutig definiert sei. „Kultur¬ 
gut Buch“ sei zu allgemein ohne eine 
nähere Definition. Eine kühne Argu¬ 
mentation, denn ein Blick in andere 
europäische Länder, die die nationale 
Preisbindung nie kannten oder in den 
letzten 15 Jahren abgeschafft haben, 
zeigt mehrere gravierende Parameter, 
die ernüchtern: Die Zahl der jährlich 
neu oder wieder aufgelegten Titel ist 
deutlich niedriger (Menge der Titel 
pro Kopf der Bevölkerung), die Zahl 


der Verlage ist deutlich geringer ohne 
einen höheren „Ausstoß“ an Titeln pro 
Jahr und die Zahl der Buchhandlungen 
ist drastisch geringer, soll heißen der 
„Weg zum Buch“ ist eher beschwerlich. 
Für neoliberale Politik ist eine Preis¬ 
bindung natürlich Gift, sie verstößt 
gegen das Mantra, der „Markt alleine 
soll regeln“. Wie das mit dem „Markt“ 
aussieht, erkennt man zum Beispiel 
in Großbritannien. Der Hype um die 
„Harry-Potter-Romane“ führte beim 
Erscheinen jedes neuen Bandes zu ei¬ 
nem Preiskrieg. Gleichzeitig stiegen die 
Preise für Schulbücher und Studienlite¬ 
ratur so gewaltig an, dass der britische 
Staat gezwungen war, Kompensationen 
einzuräumen. 

Die Branche selbst ist sich der Zu¬ 
stimmung der Bundesregierung und 
der Bundestagsparteien sicher, der Po¬ 
panz vom „Kulturgut Buch“ ist bisher 
ein gutes Schutzschild gegen Angriffe. 
Das niemand eine Definition vorlegen 
kann und will, was denn das so heh¬ 


re Gut sei, stört nicht weiter. Notfalls 
muss die „Kulturtechnik Lesen“ dafür 
herhalten, die zu fördern sei. Keine Be¬ 
achtung findet die Tatsache, dass mehr 
als 50 Prozent aller verlegten Titel 
Fachbücher und Wissenschaftsliteratur 
sind, weitere 30 Prozent ist all das, was 
in den Buchregalen unter Sachbuch, 
Ratgeber, Reiseführer und ähnlichem 
einsortiert ist. Die „schöne Literatur“ 
einschließlich der Kinder- und Jugend¬ 
bücher macht gerade mal 20 Prozent 
aus, darin sind auch all die Schmöker, 
das „Lesefutter“ mit Wegwerfgarantie. 
Wer immer ernsthaft das schützen will, 
was als „Kulturgut“ zu verstehen sein 
mag, sollte bessere Argumente haben. 
Eine Argumentation, die Bildung, An¬ 
eignung von Wissen, Genuss und sozia¬ 
le Kommunikation in den Vordergrund 
rückt, hätte weniger die Interessen von 
Verlegern und Händlern im Blick, son¬ 
dern die „kulturellen Bedürfnisse“ der 
Bevölkerung. 

Herbert Becker 
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Raumfahrt für die Erde 

Die ISS zeigt, wie schon heute internationale Zusammenarbeit funktionieren könnte • Von Nina Hager 


W enn die Bedingungen güns¬ 
tig sind, kann man sie am 
Abend oder in der Nacht 
immer wieder einmal für ein paar Mi¬ 
nuten beobachten. Auch in Großstäd¬ 
ten. Die Internationale Raumstation 
(ISS), die inzwischen fast die Fläche 
eines Fußballfeldes einnimmt, deshalb 
viel Sonnenlicht reflektiert, gehört zu 
den hellsten Objekten am Himmel. Sie 
wiegt mittlerweile ca. 400 Tonnen. 

In Science-Fiction-Romanen bzw. 
-Filmen ist man da schon ein bisschen 
weiter: Raumstationen mit hunder¬ 
ten Menschen an Bord umkreisen die 
Erde oder andere Planeten. Die Mann¬ 
schaft führt nicht nur Forschungsarbei¬ 
ten durch, sondern bereitet Missionen 
in kosmische Weiten vor. Doch das ist 
Zukunftsmusik und es ist ungewiss, 
was davon einmal Wirklichkeit werden 
wird. Die ISS ist die Gegenwart. 

Eine Idee aus 
dem 19. Jahrhundert 

Die Idee einer Raumstation stammt 
jedoch bereits aus dem 19. Jahrhun¬ 
dert. 1869 beschrieb der englische 
Pfarrer Edward Everett Haie in seiner 
phantastischen Erzählung „The Brick 
Moon“ („Der Ziegelmond“) einen 
bewohnten künstlichen Erdtrabanten, 
der der Nachrichtenübermittlung, der 
militärischen Aufklärung und Naviga¬ 
tion diente. Der Kunstmond bestand 
aus Ziegelsteinen. Kurd Laßwitz, ein 
Gymnasialprofessor, beschrieb in sei¬ 
nem Roman „Auf zwei Planeten“ 
(1897) eine Raumstation friedlich ge¬ 
sonnener Marsbewohner, die die Erde 
erforschten. Die Idee einer Raumsta¬ 
tion tauchte in der SF-Literatur der 
30er und 40er Jahre des 20. Jahrhun¬ 
derts wieder auf. 

Auch „Raumfahrtpionier“ Kon¬ 
stantin Eduardowitsch Ziolkowski, 
Hermann Oberth und andere beschäf¬ 
tigten sich mit der Idee des Baus von 
Raumstationen. Gewiss hat dabei wis¬ 
senschaftlich-phantastische Literatur 
so manchen von ihnen beflügelt. Ziol¬ 
kowski sah einen möglichen Verwen¬ 
dungszweck von Raumstationen in ih¬ 
rer Funktion als „Weltraumbahnhof“ 
für den Start zu fernen Planeten unse¬ 
res Sonnensystems, aber auch die Mög¬ 
lichkeit einer weitgehend „autarken“ 
Existenz von Menschen auf solchen 
Stationen. 

1929 veröffentlichte der Tscheche 
Hermann Potocnik unter dem Pseudo¬ 
nym Hermann Noordung eine Arbeit, 
in der er exakte Vorschläge zum Bau 
einer Raumstation machte (vgl. Dieter 
B. Herrmann, Eroberer des Himmels, 
Leipzig-Jena-Berlin 1986, S. 140). De¬ 
tailliert beschrieb er die aus drei Mo¬ 
dulen bestehende Raumstation, die in 
etwa 36 000 Kilometer Höhe die Erde 
umkreisen sollte: das „Wohnrad“, das 
zur Erzeugung künstlicher Schwer¬ 
kraft permanent rotieren sollte, ein 
Kraftwerk, das über Parabolspiegel 
Energie aus der Sonnenstrahlung ge¬ 
winnen sollte, und ein Observatorium. 
Die Teile sollten über Kabel verbun¬ 
den sein. Seine Ideen könnten Wern- 
her von Braun und andere beeinflusst 
haben. 1951 stellte von Braun jedenfalls 
auf dem „First Symposium on Space 
Flight“ einer Konferenz, die im Hay- 
den Planetarium in New York stattfand, 
ein entsprechendes Projekt vor, das in 
den USA auf großes Interesse stieß, 
aber bis heute keine Umsetzung fand. 
Von Braun erklärte damals allerdings, 
angesichts des Kalten Krieges und des 
durch die Sowjetunion gebrochenen 
Atombombenmonopols der USA, dass 
man eine Raumstation auch in einen 
„wirksamen Atombombenträger ver¬ 
wandeln könne“. ( Ebenda ) Auch wenn 
dies nie realisiert wurde: Die spätere 
Raumstation der USA und die Stati¬ 
onen der Sowjetunion dienten immer 
auch militärischen Zwecken. 

Die ersten Schritte 

Im Jahr 1971,14 Jahre nach dem Start 
von „Sputnik 1“, wurde zum ersten Mal 
in der Geschichte der Raumfahrt eine 
Raumstation in einen Orbit um die 


Erde gebracht. Mit bemannten Lang¬ 
zeitflügen sowjetischer Kosmonauten 
und komplizierten Kopplungsmanö¬ 
vern wurden zuvor einige der Voraus¬ 
setzungen für die Inbetriebnahme einer 
ständigen bemannten Station geschaf¬ 
fen, mit dem dreisitzigen „Sojus“- 
Raumschiff ein zuverlässiger Zubrin¬ 
ger entwickelt. Die sowjetische Station 
„Saljut 1“ war etwa 13 Meter lang und 


wog knapp 19 Tonnen. Im Sommer des 
selben Jahres wurden die Kosmonauten 
Dobrowolski, Wolkow und Pazajew die 
ersten Bewohner der Raumstation. Sie 
führten in 23 Tagen vor allem astrophy- 
sikalische Beobachtungen durch, erle¬ 
digten Aufgaben der Erderkundung 
und biologische Forschungen. 
„Saljut“-Stationen waren es dann auch, 
die im Rahmen des Interkosmospro¬ 
gramms der sozialistischen Staaten 
von Kosmonauten aus der VR Polen, 
aus der DDR, aus Kuba usw. besucht 
wurden, später auch - im Rahmen in¬ 
ternationaler Vereinbarungen - von 
zwei französischen, einem syrischen, ei¬ 
nem afghanischen und einem indischen 
Raumfahrer. Der Fliegerkosmonaut 
und Bürger der DDR, Sigmund Jähn, 
startete am 26. August 1978, also vor 
nunmehr fast 40 Jahren, und flog in der 
sowjetischen „Sojus 31“ zusammen mit 
dem sowjetischen Kosmonauten Waleri 
Fjodorowitsch Bykowski zur sowjeti¬ 
schen Raumstation „Saljut 6“. Er war 
der erste Deutsche im All. 

Die US-Station „Skylab“ (1973 bis 
1979) war dagegen nur kurz in Be¬ 
trieb. Nur 1973 und 1974 erhielt sie - 
drei Mal - Besuch. Erst 1983 begannen 
die USA mit ihren Partnern in Europa, 
Japan und Kanada über eine gemein¬ 
same Raumstation nachzudenken. Pro¬ 
jektplanungen wurden forciert. Unter 
Präsident Reagan stand dabei für die 
USA der Einsatz der geplanten ge¬ 
meinsamen Station im Rahmen ihres 
Weltraumrüstungsprogramms SDI im 
Vordergrund. 

Besonders mit den „Saljut“-Stati- 
onen 6 (1977-1982) und 7 (1982-1991) 
sammelte die sowjetische Raumfahrt 
entscheidende Erfahrungen für den 
Bau von Raumstationen in Modular¬ 
bauweise. Am 20. Februar 1986 brachte 
eine Proton-Rakete den ersten Block 
der Raumstation „Mir“ ins All. Bis 
1990 bestand die Station aus vier, ab 
Mitte der 1990er Jahre aus sechs Mo¬ 
dulen, hatte zuletzt ein bewohnbares 
Volumen von 350 m 3 und wog über 
124 Tonnen. 

Nach dem Ende der Sowjetunion 
änderte sich 1991 die Situation. Russ¬ 
land wurde für die USA und ihre Part¬ 
ner interessant: wegen der Erfahrun¬ 
gen bei der Planung und dem Bau von 
Raumstationen, aber auch wegen der 
sicheren Transporttechnik. 


1995 bis 1998 dockten amerikani¬ 
sche Space Shuttles neunmal an die 
„Mir“-Station an. Am 21. März 2001 
wurde die Station kontrolliert zum Ab¬ 
sturz gebracht. 

Die Raumstation ISS, 
ein internationales Projekt 

Vor fast 20 Jahren, im November 1998, 
begann parallel zum Betrieb der „Mir“ 


der Bau einer neuen, internationalen 
Station, der ISS. Das erste ISS-Bauteil 
im All war das von Russland gebaute 
Fracht- und Antriebsmodul „Sarja“. 
Zwei Wochen später kam mit einem 
Space-Shuttle der erste Verbindungs¬ 
knoten „Unity“ (Node 1) ins All und 
wurde mit „Sarja“ verbunden. Im Jahr 
2000 folgte das russische Wohnmodul 
„Swesda“. Anfang November 2000 be¬ 
kam die Station zum ersten Mal „Be¬ 
such“. 

Seitdem wurde die ISS immer wei¬ 
ter ausgebaut - und der Aufbau ist 
immer noch nicht beendet. Sie beher¬ 
bergte bislang 230 „Gäste“, darunter - 
mit der US-amerikanischen Astronau¬ 
tin Serena Aunon-Chancellor, die am 
6. Juni gemeinsam mit dem deutschen 
Astronauten Alexander Gerst sowie 
dem russischen Kosmonauten Sergej 
Prokopjew, dem Kommandanten des 
Raumschiffs, mit der „Sojus MS-09“ 
zur ISS startete - 35 Frauen. Einige 
der Besucher waren bereits bis zu fünf 
Mal auf der Station. Die Mehrzahl der 
Astronautinnen und Astronauten bzw. 
Kosmonautinnen und Kosmonauten 
kamen aus den USA bzw. aus Russland, 
18 aus Mitgliedsländern der Europäi¬ 
schen Raumfahrtagentur ESA, acht aus 
Japan, sieben aus Kanada, zwei aus Ka¬ 
sachstan, je einer bzw. eine aus Brasili¬ 
en, Malaysia, Südafrika und Südkorea. 
Aber die ISS ist nicht nur deshalb ein 
internationales Projekt. Am am For¬ 
schungsbetrieb beteiligen sich direkt 
oder indirekt Universitäten und ande¬ 
re Forschungseinrichtungen in vielen 
Ländern. Das Projekt gilt als Vorbild. 
Was wäre möglich, wenn man bei allen 
auf der Erde zu lösenden Aufgaben so 
konstruktiv Zusammenarbeiten wür¬ 
den? Auch der ESA-Koordinator und 
frühere Astronaut Thomas Reiter ist 
der Meinung, dass die Tatsache, dass 
zur ISS viele Nationen ihren Beitrag 
leisten, eng und vertrauensvoll Zusam¬ 
menarbeiten bzw. von den Ergebnis¬ 
sen partizipieren, angesichts der vielen 
Konflikte auf der Erde beispielgebend 
ist. 

Das ist sie. Allerdings mit Einschrän¬ 
kungen. Als sich nämlich auch China an 
der ISS beteiligen wollte, scheiterte das 
am Veto der USA. China bereitet des¬ 
halb den Betrieb einer eigenen, ständig 
bemannten Raumstation vor. Seit 2016 
ist die zweite chinesische Station („Ti- 


angong 2“) im All, aber, wie ihre Vor¬ 
gängerin, nicht permanent bemannt. 

Ob aber die bestehende internati¬ 
onale Zusammenarbeit auch künftig 
Bestand hat, ist ungewiss. Anfang des 
Jahres wurden Pläne der US-Regierung 
bekannt, die ISS in wenigen Jahren zu 
privatisieren. Darüber berichtete An¬ 
fang des Jahres die „Washington Post“ 
und berief sich dabei auf interne Regie¬ 


rungsdokumente. Demnach planen die 
USA nicht nur, ihre finanzielle Beteili¬ 
gung zum Jahr 2024 einzustellen, son¬ 
dern man will die Raumstation bis 2025 
an Partner in der Industrie übergeben. 
Ob und wie das angesichts der Tatsache, 
dass die ISS ein internationales Projekt 
ist, überhaupt möglich ist, sei aber noch 
nicht absehbar. In der Europäischen 
Raumfahrtagentur ESA sieht man das 
derzeit jedenfalls noch gelassen. 

Ein „überirdisches 
Unterfangen“? 

Am 6. Juni starteten der Geophysiker 
Alexander Gerst und seine Gefährten 
vom Weltraumbahnhof Baikonur in der 
kasachischen Steppe zur Internationa¬ 
len Raumstation ISS. Zwei Tage später 
koppelte die „Sojus“-Kapsel an der Sta¬ 
tion an. Ein Routineflug, 

Und trotzdem war dieses Mal vie¬ 
les anders, war das Medieninteresse 
erstaunlich groß. Die „Süddeutsche“ 
schrieb an diesem Tag euphorisch: 
„Man kann sich der Faszination nicht 
entziehen, wenn Menschen in eine Ra¬ 
kete steigen und von 26 Millionen PS 
angetrieben in den Weltraum aufbre¬ 
chen. Das ist auch nach bald 60 Jahren 
bemannter Raumfahrt noch immer ein 
gewaltiges Abenteuer, ein im Wortsinn 
überirdisches Unterfangen.“ Doch dann 
folgte Kritik: „Bemannte Raumfahrt 
ist irrwitzig teuer. Mehr als einhundert 
Milliarden Euro hat die Internationa¬ 
le Raumstation bereits verschlungen, 
seit Ronald Reagan das Projekt in den 
1980er-Jahren initiierte, damals noch 
mit militärischen Absichten. 

Mit technologischem oder wissen¬ 
schaftlichem (Erkenntnis-) Gewinn sind 
diese Ausgaben niemals zu rechtferti¬ 
gen. Weniger als ein Zehntel der lau¬ 
fenden Kosten für die ISS fließen in die 
Forschungsexperimente an Bord. Und 
nüchtern betrachtet: Fast alles davon 
könnte genauso gut oder besser mit 
Satelliten, Automaten und Robotern 
erledigt werden.“ 

Tatsächlich ist es nötig kritisch zu 
fragen, welchen Nutzen bemannte Mis¬ 
sionen bringen. Aber die Behauptung, 
man könne fast alle Forschungen auf 
der ISS „genauso gut oder besser mit 
Satelliten, Automaten und Robotern“ 
erledigen, muss man hinterfragen: So 
manche Aufgabenstellung konnte 
erst aufgrund der Beobachtungen der 


Erde durch Menschen vom erdnahen 
Weltraum aus präzisiert werden. Und 
es ist auch nicht so, dass - wie in der 
„Süddeutschen“ auch weiter behaup¬ 
tet wurde - die „bemannte Raumfahrt 
vor allem dazu da ist, sich selbst zu er¬ 
forschen“. Ja, auch Alexander Gerst 
wird sich „selbst erforschen“. Wie an¬ 
dere vor ihm. In Rahmen seines For¬ 
schungsprogramms wird er aber auch 
zahlreiche andere Experimente durch¬ 
führen, denn auf der ISS werden neben 
Untersuchungen am Menschen Unter¬ 
suchungen zu Problemen der Astrono¬ 
mie, Astrobiologie und Astrophysik, der 
Materialwissenschaften, aber auch zur 
Fernerkundung der Erde durchgeführt. 
Es geht auch um Technologie- und Ver¬ 
fahrenserprobungen. Hier nur wenige 
Beispiele aus der Weltraummedizin, 
die darauf hinweisen, dass es um mehr 
geht: Forscher der Berliner Charite ha¬ 
ben Kopfsensoren zur Überwachung 
der Körperkerntemperatur der Astro¬ 
nauten in der ISS entwickelt und über¬ 
raschende Erkenntnisse gewonnen. Die 
Forscher wollen diese Temperatur Sen¬ 
soren nun auch für Untersuchungen 
auf der Erde nutzen, beispielsweise 
bei frisch operierten Patienten in Auf¬ 
wachräumen oder bei Feuerwehrleuten. 
Ähnlich ist es mit den gewonnenen Er¬ 
kenntnissen über den Abbau von Mus¬ 
kelmasse und der Veränderung der 
Knochen bei gesunden, gut trainier¬ 
ten Menschen unter Weltraumbedin¬ 
gungen. Das konnte genutzt werden 
um entsprechende Therapien für lange 
Bettlägrige auf der Erde zu entwickeln 
bzw. Alterungsprozesse besser zu ver¬ 
stehen. „Myotones“ ist eines der medi¬ 
zinischen Experimente, an denen Ale¬ 
xander Gerst teilnehmen wird. Damit 
sollen die biomechanischen Eigenschaf¬ 
ten des ruhenden menschlichen Mus¬ 
kels untersucht werden. Die Ergebnisse 
sollen auch in die Rehabilitation nach 
Knochenbrüchen einfließen. Es geht 
also auch immer um Raumfahrt für die 
Erde und es geht darum, dass die Er¬ 
gebnisse allen Menschen auf unserem 
Planeten zur Verfügung stehen. 

Was die „Süddeutsche“ vergessen 
hat: Auch heute spielt das „Prestige“ 
eine entscheidende Rolle, wenn es um 
bemannte Raumfahrtprojekte geht. 
Denn wenn zum Beispiel Trump heute 
über bemannte Flüge zum Mond oder 
zum Mars schwätzt, dann hat er gewiss 
nicht irgendeinen wissenschaftlichen 
Nutzen im Sinn, sondern nur „Ame¬ 
rica first“. Bezeichnend ist in diesem 
Zusammenhang, dass Trump bereits in 
den ersten Monaten seiner Regierung 
auch für die NASA Budgetkürzungen 
anordnete: Zu dem, was wegfallen soll¬ 
te, gehörten fünf Erderforschungsmis¬ 
sionen. Laut neuem Haushaltsentwurf, 
den die US-Regierung im März dieses 
Jahres vorlegte, wird in diesem Bereich 
weiter gekürzt. Das zusätzliche Geld 
für künftige Mondflüge soll auch in der 
astrophysikalischen Forschung einge¬ 
spart werden. 

Und er will mehr Geld für Rüstung 
bereitstellen. Wie viele Milliarden wer¬ 
den übrigens pro Jahr weltweit für Rüs¬ 
tung ausgegeben? Das SIPRI nannte 
für 2017 rund 1,43 Billionen Euro. 
Auch wenn heute nur ein Bruchteil der 
für die ISS bereitstehenden Gelder in 
die Forschung fließt, weil die Kosten 
für den Treibstoff, die Versorgung der 
Station, für die technische wie wissen¬ 
schaftliche Vorbereitung und die Flug¬ 
überwachung auf der Erde usw. hoch 
sind, ist das zu viel für eine solche bei¬ 
spielhafte Kooperation? 


„Für diejenigen, die die Erde aus 
dem Weltraum gesehen haben, 
und für die Hunderte und vielleicht 
Tausende, die es noch tun werden, 
verändert das Erlebnis sehr wahr¬ 
scheinlich ihre Weitsicht. Die Dinge, 
die wir auf der Erde miteinander tei¬ 
len, werden viel wertvoller als jene, 
die uns trennen.“ 

Donald E. Williams, 
Space-Shuttle-Pilot 



ESA-Astronaut Alexander Gerst, bei einem Experiment während seines ersten Aufenthalts auf der Station (30. Juli 2014) 
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Die Katastrophe fällt nicht vom Himmel 

Fresenius-Helios betreibt den Niedergang des Gesundheitswesens 


Hamburg sieht sich nicht zuständig 

Bürgerschaft schiebt Verantwortung für ausreichendes Pflegepersonal ab 


D ie katastrophalen Zustände im 
Krankenhausbereich sind nicht 
plötzlich vom Himmel gefallen. 
Wir beobachten seit über 20 Jahren 
eine Tendenz zur Privatisierung von 
Krankenhäusern und gleichzeitig zur 
Konzentration der privatisierten Kran¬ 
kenhäuser in den Händen von wenigen 
Kapitalgruppen. 

Was treibt diese Entwicklung, welche 
Interessen stehen dahinter, gegen wen 
müssen wir uns da aufstellen? 

Ein Name, den man sich merken 
muss ist Fresenius, ein Krankheitsver¬ 
wertungskonzern mit 25 Milliarden 
Euro Umsatz und über 220 000 Beschäf¬ 
tigten. Im BRD-Krankenhausbereich 
wurde Fresenius 2013 die Nr. 1 nach der 
Finanzschlacht um die Rhön-Kliniken. 

Für das Kapital in seinem Expan¬ 
sionsdrang ist der Gesundheitsmarkt 
zunehmend wichtig. Er ist heute in der 
BRD mit über 300 Milliarden Euro etwa 
so groß wie der Automarkt, also unge¬ 
fähr 10 Prozent der gesamten Wirt¬ 
schaftsleistung (BIP). Zwei große Teil¬ 
märkte, Pharma und Medizintechnik, 
sind bereits von großen Konzernen do¬ 
miniert, Bayer und Siemens. Bei den ca. 
1 000 Krankenhäusern in Deutschland 
findet die Aufteilung erst statt. 

Bis 1990 gab es in der BRD priva¬ 
te Krankenhäuser nur im Ausnahme¬ 
fall. Aus historischen Gründen waren in 
Westdeutschland fast alle Krankenhäu¬ 
ser in der Hand der Gemeinden und der 
Kirchen. 1991 waren 9 Prozent der Kran¬ 
kenhausbetten in privater Hand, 2012 
schon 18 Prozent. Die Privaten über¬ 
nahmen im Wesentlichen Kliniken von 
öffentlichen Trägern, d.h. Kommunen, 
Kreisen und Universitäten, deren An¬ 
teil auf 48 Prozent sank. Auch die „frei¬ 
gemeinnützigen“ Träger, die Kirchen, ga¬ 
ben einige Häuser ab, ihr Anteil bleibt 
aber etwa ein Drittel. 

Ein Auslöser der Privatisierungswel¬ 
le war die Umstellung der Krankenhaus¬ 
abrechnung auf Fallpauschalen (DRG) 
im Zug der Agendapolitik ab 2002. Ei¬ 
ner der agilsten Profiteure dieser Poli¬ 
tik war Eugen Münch. 2002, als er sich 
an den Rhön-Kliniken beteiligte und 
mit Hilfe der Hypobank die Vorbesit¬ 
zer, die Familie von und zu Guttenberg 
auszahlte, sagte Münch: „Wenn Klini¬ 
ken ab 2003 und 2004 nicht mehr nach 
Tagessatz, sondern nach Fallpauschalen 
bezahlt werden, verschieben sich die 
Strukturen.“ Die Folgen sehen wir heute. 

Auf die Privatisierungswelle folgte in 
der Logik der Kapitalakkumulation die 
Konzentrationswelle. 

Eine der ersten privaten Gruppen, 
die das Profitpotential der Fallpauscha¬ 
len erkannte, heißt Asklepios. Aus dieser 
relativ kapitalschwachen Gruppe kauf¬ 
te der milliardenschwere Fresenius-Kon- 
zern die Helios-Gruppe heraus und bil¬ 
dete 2006 die Helios-Fresenius-Gruppe. 
2013 griff Fresenius-Helios nach Münchs 
Rhön-Gruppe, der wollte aber zunächst 
nicht verkaufen. 

Warum wehrte sich der schlaue Un¬ 
ternehmer Münch 2013 gegen das Mil¬ 
liardenangebot von Fresenius? 

Einer wie Münch sah, dass die so¬ 
genannte „Gesundheitsreform“ der 
Agendapolitiker noch weitergeht. Mit 
der infamen „Schuldenbremse“ kommen 
immer mehr öffentliche Haushalte unter 
Druck, das öffentliche Gesundheitswe¬ 
sen auf ein Minimum herunterzufahren. 
Ein flächendeckendes privates Klinik¬ 
system, auf das Eugen Münch nach sei¬ 
nen Aussagen von 2012 zielte, soll dann 
ergänzende Leistungen für die Weni¬ 
gen anbieten, die es sich leisten können. 
Das Vorbild war England, wo das von 
Thatcher und Blair kaputtgesparte öf¬ 
fentliche System den Aufstieg von zwei 
privaten „ergänzenden“ Krankenhaus¬ 
konzernen ermöglichte. Den Plan, ein er¬ 
gänzendes privates Krankenhaussystem 
einzuführen, verfolgte Münch zunächst 
in Verhandlungen mit der Fresenius- 
Helios Gruppe und mit dem SPD-Ge¬ 
sundheitsexperten Professor Karl Lau¬ 
terbach. Lauterbach saß im Aufsichts¬ 
rat von Münchs Rhön-Kliniken, bis er 
vom damaligen Kanzlerkandidaten Peer 
Steinbrück in sein Schattenkabinett als 


zukünftiger Gesundheitsminister beru¬ 
fen wurde. 2013 gingen die Pläne nicht 
auf. Steinbrück verlor die Wahl. Frese¬ 
nius zog es vor, die Pläne allein weiter 
zu verfolgen und schluckte den Groß¬ 
teil der Rhön-Kliniken trotz des Wider¬ 
stands von Münch und anderer Konzer¬ 
ne im Gesundheitsbereich, die zu Recht 
die Dominanz von Fresenius im Kran¬ 
kenhausbereich befürchten. Auch der 
Widerstand von ver.di blieb trotz der 
starken Worte der dort zuständigen Syl¬ 
via Bühler erfolglos. 

Fresenius-Helios baut weiter an ei¬ 
nem flächendeckenden Krankenhaus¬ 
netz. Daran sollte man denken, wenn 
Lauterbach jetzt wieder mit der „Re¬ 
formidee“ Bürgerversicherung kommt. 
Würde die dann im Agendastil prekär 
ausgestattet, um Platz für private „Er¬ 
gänzung“ zu schaffen? 

Nach den Fusionen von 2013/14 sind 
nun schon über ein Drittel der Kranken¬ 
häuser privat. Die öffentlichen Kranken¬ 
häuser der Gemeinden und Universitä¬ 
ten werden weiter unter Spar- und Pri¬ 
vatisierungszwang gesetzt. 

Von den gut 300 Häusern in Privat¬ 
besitz gehören zur Fresenius Gruppe 
unter der Marke Helios inzwischen weit 
über 100 Kliniken und rund 70 andere 
medizinische Versorgungeinrichtungen. 
Der Vorsitzende der Geschäftsführung 
der Helios-Kliniken-Gruppe ist gleich¬ 
zeitig Vorstandsmitglied der Konzern¬ 
mutter Fresenius SE. 

Ein weiteres knappes Drittel der 
Privaten gehört der Asklepios-Gruppe. 
Eine dritte große private Klinikgruppe 
ist Sana, ein Gemeinschaftsunterneh¬ 
men der privaten Krankenkassen, die 
natürlich eigene Finanzinteressen an der 
Senkung der Krankenhauskosten haben. 

Gesundheitsversorgung ist wie Al¬ 
tersrente und Arbeitslosenversicherung 
ein Teil der Daseinsvorsorge. Volkswirt¬ 
schaftlich gesehen ist die Daseinsvor¬ 
sorge der Lohnabhängigen ein Teil der 
Lohnsumme, der vom Profit abgeht. Wie 
der Lohn muss auch die soziale Absi¬ 
cherung gegen die Kapitalinteressen er¬ 
kämpft werden. So sehen es auch die Ka¬ 
pitalisten, die uns in Klassenbewusstsein 
voraus sind, und bezeichnen die Kosten 
für die Sozialversicherungen als Lohn¬ 
nebenkosten. Ihre Uneinigkeit über die 
„Gesundheitsreform“, Lauterbach wur¬ 
de ja wieder nicht Gesundheitsminister, 
sollten wir als Chance zur Herstellung 
von Einheit auf unserer Seite sehen, im 
Klassenkampf um die Sicherung unserer 
Gesundheitsversorgung. 

Stephan Müller 


Am 7. Juni war die Hamburger „Initi¬ 
ative für einen Volksentscheid“ gegen 
den Pflegenotstand in den Gesund¬ 
heitsausschuss der Bürgerschaft einge¬ 
laden, um die Ziele ihrer Volksinitiative 
vorzustellen und mit den Abgeordne¬ 
ten zu diskutieren. 

Im Gesetzesvorschlag der Initiative 
wird u.a. gefordert, dass Hamburg eine 
Personalbemessung vorgibt und die 
Pflegepersonalregelung von 1992 wie¬ 
der in Kraft setzt. Für besondere Berei¬ 
che wie die Intensivversorgung sollen 
weitere Verbesserungen in Kraft treten: 
Im hochintensiven Versorgungsbedarf 
mindestens eine Pflegefachkraft pro 
Patienten oder eine Patientin in jeder 
Schicht, im intensiven Bereich soll eine 
Pflegefachkraft maximal zwei Patien¬ 
tinnen oder Patienten in jeder Schicht 
betreuen. Für die Überwachung soll 
eine Pflegefachkraft für maximal drei 
Patientinnen oder Patienten in jeder 
Schicht zuständig sein. In jeder dieser 


Betreuungsstufen müssen mindestens 
30 Prozent der Pflegekräfte Anästhe¬ 
sie- und Intensivfachpflegekräfte sein. 
Das Land Hamburg soll die Personal¬ 
kosten übernehmen. 

Die Initiatoren sind der Auffassung, 
dass das Land seine Investitionskosten 
im Gesundheitswesen nicht voll er¬ 
füllt. In anderen Bundesländern sieht 
das übrigens noch viel schlechter als in 
der Hansestadt aus. 8 bis 10 Prozent der 
Krankenhauskosten sind Investitionen, 
die die Länder übernehmen müssten, 
und das geschieht bei weitem nicht in 
diesem vorgegebenen Umfang, gegen¬ 
wärtig etwa nur die Hälfte. 

Wenn Hamburg diese Kosten voll¬ 
ständig übernehmen würde, wären auch 
die neuen, etwa 2 500 zusätzlich erfor¬ 
derlichen Pflegekräfte finanzierbar, die 
die Hamburger Initiative fordert. 

30 000 Hamburgerinnen und Ham¬ 
burger haben innerhalb von drei Wo¬ 
chen mit ihrer Unterschrift zum Aus¬ 


druck gebracht, dass die für Patienten 
und Personal krankmachenden Ver¬ 
hältnisse schnellstens beendet werden 
müssen. Der Gesetzesvorschlag für 
eine bedarfsorientierte Personalbe¬ 
messung für verschiedene Bereiche der 
Pflege, für Hebammen und Reinigungs¬ 
personal macht das möglich. 

Bei der Anhörung lehnten die Mit¬ 
glieder des Gesundheitsausschusses 
mit Ausnahme der Vertreter der Par¬ 
tei „Die Linken“ die Vorschläge der 
Gesetzesinitiative ab. Die Regierungs¬ 
parteien vertraten die Auffassung, die 
Pflege sei nicht Aufgabe des Landes. Es 
liege in der Verantwortung des Bundes, 
die Pflegekosten zu bezahlen. Sie gin¬ 
gen auch nicht richtig auf die Argumen¬ 
tation der Initiative ein, dass Hamburg 
die Investitionskosten nicht vollständig 
bezahlt, und das, obwohl die zuständi¬ 
ge Senatorin eingeräumt hat, dass diese 
Kosten eben nicht komplett vom Land 
aufgebracht werden. Werner Sarbok 



Der Druck der Pflegekräfte für bessere Arbeitsbedingungen wächst bundesweit 









Freitag, 15. Juni 2018 


Anzeigen 
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Unser Genosse 

Peter Wagner 

ist am 30.05.2018 gestorben 

Bereits als Jugendlicher hat er sich für die Interessen 
seiner Kolleginnen und Kollegen eingesetzt, zuerst als 
Jugendleiter in der IGM, später als Vertrauensmann und 
Betriebsrat in einem Stuttgarter Metallbetrieb. 

ln seinen 42 Jahren Mitgliedschaft in der DKP hat er in 
verschiedenen Funktionen Verantwortung übernom¬ 
men. Seine kommunistische Überzeugung hat er als 
verlässlicher Verteiler unserer Öffentlichkeitspublikatio¬ 
nen und unserer Zeitung, der UZ, bei Betriebsverteilun¬ 
gen und am Infostand im Stadtteil vertreten. 

Solange es seine Gesundheit und die seiner geliebten 
Frau und unserer Genossin Sonja zuließ, waren beide 
immer bei Demonstrationen und Kundgebungen für 
Frieden und gegen Faschismus und Rassismus dabei, 
ebenso war ihnen die Teilnahme an den Montagsde¬ 
monstrationen gegen Stuttgart 21 ein Muß. 

Wir werden uns in Dankbarkeit an ihn erinnern. 

DKP-wohngebietsgruppe Nord 
DKP Kreis Stuttgart 

Waldheim Stuttgart e.v. - Clara Zetkin Haus 



www.jungewelt.de Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


Wein 


Am Mittwoch, 20. Juni, 
am Kiosk: 8 Seiten extra 


Beratungen des Parteivorstandes 

„Kommunisten und die Friedensfrage" 

Achtung Friedensaktivist(inn)en 
und Bildungsveranwortlichel 

Zur Unterstützung der Kampagne „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten" und zur Schulung des Bildungsthemas „Kommunisten 
und die Friedensfrage" finden zwei zentrale Beratungen / 
Bildungsseminare für Friedensaktivist(inn)en und Bildungs¬ 
verantwortliche statt. Dazu wird der Entwurf der neuen 
Bildungszeitung mit ergänzenden Referentenmaterialien 
beraten. 


30. Juni, 11.00 bis 16.00 Uhr (für den Bereich Süd) 
Ort: DIDF, Wiesenstraße 86, Rückgebäude, Nürnberg 

Referenten: Hans-Peter Brenner / Pablo Graubner 


Anmeldungen über die Bundesgeschäftsstelle: 

DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, Tel. 0201-1778890 
pv@dkp.de 

Voranmeldungen sind dringend erforderlich. 


BÜCHEL 

DICHTMACHEN! 



Unser Genosse 

Claus Schreer 

wird 80 

Schon seit über 60 Jahren kämpft er gegen Krieg und 
Rassismus, gegen Wohnungsnot und für internationale 
Solidarität. 

Die DKP München gratuliert. 


HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

<$aätl)0f .£>ctmeä 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
AAA Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 


SAMSTAG -30. JUNI 2018 AB 13 UHR 
OSSIETZKYSTRASSE BERLIN PANKOW 

(NÄHE BHF. PANKOW) 



Musik & gute Laune 

• LAUTARO VALDES • PICHY PROYECTO SON BATEY 
• THE BALKONIANS • OKTOBERROT • U.V.M. 

Das komplette Programm finden Sie unter: 

www.dkp-berlin.info 



Karl-Liebknecht-Schule 
„Rein in den politischen Frühling - 
mit Marx, Engels und Lenin" 

Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
bietet im Juni folgendes Seminar an: 

23. 6. - 24.6.: ..Ran an die Arbeiterklasse!" 
Schnell gesagt, schwer gemacht 

Was heißt Klassenpolitik unter den heutigen Bedingun¬ 
gen? Ist es richtig, den Schwerpunkt nur auf den „Kern" 
der Arbeiterklasse zu setzen? Was bedeutet die verän¬ 
derte Struktur der Arbeiterklasse für die Anlage unserer 
Politik? Was lernen wir aus den Streiks im Sozial- und 
Gesundheitswesen? Wie verbinden wir betriebliche 
Orientierung und Arbeit im Wohngebiet? 

Referenten: Jörg Miehe, Olaf Harms, Jan von Hagen 

Anmeldungen > per Mail: kls@dkp.de 
> per Post: DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
Kostenbeitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 


www.marx-engels-stiftung.de 


Deutscher Kolonialismus- 
damals und heute 
Sa, 16 - Juni' Hamburg 

Mit Dr. Reiner Zilkenat, Georges 

Hallermayer, Jorg Kronauer 
und Senfo Tonkam 

Kaffeewelt im Georg Asmu« en 
Forum,Bockmannstr.3 




Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Wohnprojekt 

Roter Stern Münsterland 

sucht Mieterin 

★ Bezugsfertig: 40 m 2 
Appartement 

★ 2. Wohnabschnitt, 

100 m 2 , in Sanierung 

★ 5000 m 2 Grundstück 
zur Mitnutzung 

★ Ländliche Lage, aber 
nur 20 km zur Innen¬ 
stadt Münster 

★ Nächster Bahnhof: 

5 km entfernt 

Mietpreis, Fotos und weitere 

Informationen auf Anfrage 

Kontakt: Ansgar Schmidt 

ansgar69@gmx.de 

0163 8996758 


20€ PRO JAHR [ermäßigt 10£] 


P3SITIÜH 


+ WIR EWIG GESTRIGEN Warum die Ar¬ 
beiterklasse auch heute noch wichtig 
für die Revolution ist 
+ SDA) JUBILÄUM Rückblick auf 50 Jahre 
Verbandsgeschichte 

+ PAG IN BAYERN Die neuen Regelungen 
und der Widerstand dagegen 
+ AKTUELLES: Proteste in den USA 


DAS MAGAZIN DER SDA) 


WWW. 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Neue Werbematerialien für unser Pressefest - Jetzt bestellen! 



Rot, Durchmesser 30 cm, 

Vorderseite "20. UZ-Pressefest" 

Rückseite "Gespenst des Kommunismus" 

10 Stück 2,-Euro 
100 Stück 15,- Euro 


Rot, rund, Durchmesser 10,7cm, 
Vorderseite "20. UZ-Pressefest" 

Rückseite "UZ Probelesen mit Adressfeld" 

20 Stück 1,- Euro 
100 Stück 4,- Euro 


www.uzshop.de * E-Mail: info@unsere-zeit.de * Telefon: 0201/177889-23 * Telefax: 0201/177889-28 


RETTET DAS ARCHIV DES WIDERSTANDES 
AN RHEIN UND RUHR 

Nach der Flut sucht es eine neue Bleibe 

Die Fluten, die in Wuppertal vor zwei Wochen aus den Gul- 
lilöchern emporstiegen, haben im Archiv der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschisten 
in der Gathe 55 erheblichen Schaden angerichtet. Wert¬ 
volle Schriftstücke aus den Hinterlassenschaften antifa¬ 
schistischer Widerstandskämpfer/innen, darunter Pro¬ 
zessakten, Protokolle und Niederschriften aus der Haft 
wurden z.T. stark beschädigt. Ihre Rettung bedarf großer 
Anstrengungen, auch finanzieller. Vor allem muss jetzt im 
Raum Rhein/Ruhr ein geeigneter neuer Raum gefunden 
werden, denn der bisher genutzte Keller ist vollkommen 
ungeeignet. Wir rufen dazu auf, der VVN-BdA zu helfen: 

- finanziell (Spendenkonto: Postbank Essen, 

IBAN DE 03 3601 0043 0028 214 35), 
auch durch Beitritt in die VVN-BdA. 

- durch Beseitigung der entstandenen Raumnot. 

Günstige Mietangebote sind willkommen. 

- durch freiwillige Helferinnen und Helfer (Mindestlohn 
können wir leider nicht bezahlen). 

Der Landesausschuss der WN-BdA NRW 
Falk Mikosch - Silvia Rolle - Jochen Vogler 

42107 Wuppertal, Gathe 55, 
nrw@wn-bda.de, www.nrw.wn-bda.de 






































m unsere zeit 


Leserbriefe / Aktion / Termine 
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„Populismus“ vermeiden 

„Mattarellas taktischer Fehler“, UZ 
vom 8. Juni, Seite 6 

Lucas Zeise beschreibt die neuen italie¬ 
nischen Regierungsparteien als „popu¬ 
listisch“. Mir ist nicht bekannt, welche 
Funktion dieser Terminus im marxisti¬ 
schen Gebrauch erfüllt. Bisher kannte 
ich ihn nur als Kampfwort eines ge¬ 
wissen Teils der Bourgeoisie einerseits 
gegen fortschrittliche Bewegungen 
(„Linkspopulismus“), andrerseits gegen 
rechte Konkurrenten („Rechtspopulis¬ 
mus“). Der Begriff impliziert die Ver¬ 
unglimpfung linker Bewegungen und 
zeitgleich die Verharmlosung völkisch¬ 
nationalistischer oder gar faschistischer 
Positionen. Meiner Ansicht nach sollten 
wir ihn tunlichst vermeiden. 

Isaak Funke , per e-Mail 


Auf Antrag von mehr als einem Drittel 
der Delegierten der ordentlichen BDK 
der DKP-Niedersachsen im Dezember 
2017 fand am 26. Mai 2018 eine außer¬ 
ordentliche B ezirksdelegiertenkonf e- 
renz (BDK) in Hannover statt. 

Die Antragsteller schlugen für 
die Tagesordnung vor: Beratung der 
Grundlagen politischer Zusammenar¬ 
beit in der DKP Niedersachsen vor dem 
Hintergrund sich widersprechender Be¬ 
schlüsse der BDK Niedersachsen vom 
Dezember 2017 und des Parteitages 
der DKP vom März 2018 zum Thema 
„Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft im 
Netzwerk Kommunistische Politik mit 
der Mitgliedschaft in der DKP“. 

Die ordentliche BDK hatte den sog. 
Unvereinbarkeitsbeschluss abgelehnt. 
Die Antragsteller dazu: „Diesen Wi¬ 
derspruch wollen wir mit allen Genos¬ 
sinnen und Genossen diskutieren und 
kollektive Schlussfolgerungen ziehen.“ 

Auf der Tagesordnung der a. o. BDK 
stand aber nicht nur der sog. Unverein¬ 
barkeitsbeschluss sondern auch die ak¬ 
tuellen Aufgaben der DKP wie: Un¬ 
terschriftensammlung „Abrüsten statt 
Aufrüsten“, UZ-Fest, Ausbau betriebli¬ 
cher Verankerung der DKP, Bildungsar¬ 
beit auf Grundlage der Beschlüsse des 
21. Parteitages. 

Dazu der Vorsitzende der DKP Nie¬ 
dersachsen, Werner Hensel, in seinem 
Einführungsreferat: „Auf die Tages- 


Macht Mut 

„Klassikertexte und Sonnenschein“, 
UZ vom 1. Juni, Seite 4 

Der Beitrag von Mark Hadyniak 
macht Mut. Je konkreter es gelingt, 
die Wirklichkeit widerzuspiegeln 
umso motivierender ist eine Nach¬ 
ahmung. Die schönsten Stellen im 
Artikel sind für mich: 

„Neben der selbstständigen Lek¬ 
türe wird vor allem darauf Wert ge¬ 
legt, in Kleingruppen Texte zu erar¬ 
beiten und im Plenum zu diskutie¬ 
ren - um das eigene Verständnis zu 
vertiefen, rhetorische Fähigkeiten 
zu verbessern und die solidarische 
Diskussionsweise zu üben. ... Die 
Teilnehmer und Referenten waren 
beeindruckt von der kollektiven 
Leseleistung. ... Vor allen Dingen 


Ordnung der heutigen BDK haben wir 
nicht nur den innerparteilichen Konflikt 
gesetzt, obwohl dieser der Anlass der a. 
o. BDK ist. Wir wollen uns auch mit den 
aktuellen politischen Herausforderun¬ 
gen beschäftigen. Weil die Partei sich 
nicht um ihrer selbst willen gegründet 
hat, sondern die Aufgabe hat, für die 
sozialen und demokratischen Rechte 
zu kämpfen, das politische Kräftever¬ 
hältnis zugunsten der Arbeiterklasse zu 
verändern und keinen Zweifel daran zu 
lassen, dass der Kapitalismus überwun¬ 
den werden muss.“ 

Werner Hensel zum Unvereinbar¬ 
keitsbeschluss: „Ist das politische Signal 
dieses Beschlusses schlimm genug, wäre 
seine Praktizierung verheerend. Stellen 
wir uns vor, dass jetzt recherchiert wird, 
wer sich wann und wo mit wem trifft, 
sich mit wem worüber berät, dass eine 
Mitgliedschaft im Netzwerk konstru¬ 
iert wird und dann auf Grundlage die¬ 
ser „Recherchen“ und des PT-Beschlus- 
ses Parteiordnungsverfahren eingeleitet 
werden, weil Genossinnen „das Recht 
.. .einzeln oder in Verbindung mit ande¬ 
ren Mitgliedern politische Positionen, 
Kritik und Vorschläge zu entwickeln, in 
den Zusammenkünften und Publikatio¬ 
nen der Partei alternative politische Po¬ 
sitionen zu vertreten und dafür in un¬ 
serer Partei um demokratische Mehr¬ 
heiten zu werben“ (Statut der DKP), 
wahrnehmen. In einem solchen Klima 


wurden Hemmungen abgebaut, sich 
eigenständig theoretische Inhalte zu 
erarbeiten.“ 

Schwer ist es, individuelle Stärke in 
den Dienst des Kollektivs zu stellen. 
Kritik und Selbstkritik sind Mittel, 
um Widersprüche aufzuheben, Kri¬ 
tik ist ein revolutionäres Werkzeug, 
dessen Gebrauch immer wieder neu 
erlernt werden muss. Dem Anderen 
zu sagen, was man über ihn denkt, 
muss unter der Prämisse der Selbst¬ 
reflexion stehen. Nur wenn wir bei 
uns selber beginnen vorbildliche Tu¬ 
genden zu leben, können wir auch 
glaubwürdig sein. Es geht um die 
konkrete Tat, die im politischen Ar¬ 
beitsprozess eine von vornherein be¬ 
zweckte Veränderung bewirkt. 

Tilman Rosenau , Hamburg 


sollen wir gemeinsam Politik machen? 
Für mich unvorstellbar!“ 

Tatsächlich standen in der Debatte 
die aktuellen politischen Themen, be¬ 
sonders die Unterschriftensammlung, 
im Vordergrund der Diskussion dieser 
a. o. Bezirksdelegiertenkonferenz. 

In der Antragsberatung stimmte 
dann die a. o. BDK einem Antrag der 
Kreisorganisationen Braunschweig mit 
19 gegen 12 Stimmen zu. In diesem 
heißt es u.a:. „Wir stellen uns dieser 
Verantwortung, indem wir den o. g. Un¬ 
vereinbarkeitsbeschluss als politische 
Grundlage unserer Zusammenarbeit in 
der Bezirksorganisation Niedersachsen 
weiterhin ablehnen. Das bedeutet, dass 
die Bezirksorganisation Niedersach¬ 
sen keine Anträge auf Einleitung eines 
Schiedsverfahrens auf der Grundlage 
dieses Unvereinbarkeitsbeschlusses 
stellen wird. Die BDK der DKP-Nie¬ 
dersachsen ruft die Gliederungen im 
Bezirk auf, ebenso zu verfahren. Die 
Grundlagen der „Zusammenarbeit in 
der DKP Niedersachsen“ sind im Be¬ 
schluss der BDK beschrieben. Wir be¬ 
stätigen diesen Beschluss.“ 

Weiterhin wurde ein Antrag der Grup¬ 
pe Oldenburg zur Betriebs- und Ge¬ 
werkschaftsarbeit bei einer Enthaltung 
beschlossen. Die Beschlüsse sind hier 
zu finden: http://www.dkp-niedersach- 
sen.de/ 

Werner Hensel 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr 

Mannheim: „1948/49 - Jahre der Ent¬ 
scheidung. Wie Erwin Eckert um Deutsch¬ 
lands Zukunft kämpfte.“ Vortragsveran¬ 
staltung mit dem Marburger Historiker und 
Eckert-Biographen Friedrich-Martin Balzer. 
Haus der Evangelischen Kirche in Mann¬ 
heim, M 1,1a, im Foyer (EG), Eingang Breite 
Straße, 18 Uhr 


SA ★ 16. JUN 


Hamburg: Deutscher Kolonialismus: da¬ 
mals und heute mit Dr. Reiner Zilkenat 
(Berlin) - zur deutschen Flotten- und Ko¬ 
lonialpolitik um 1900 im Kampf um den 
„Platz an der Sonne“; Georges Haller¬ 
mayer (Sarreguemines) - zu Grundzügen 
der deutschen Kolonialpolitik am Beispiel 
Ostafrikas; Jörg Kronauer (London) - zum 
deutschen Neokolonialismus; Senfo Ton¬ 
kam (Mitglied der Black Community Ham¬ 
burg) - zu den Folgen der neokolonialen 
Politik für die Menschen Afrikas, Marx- 
Engels-Stiftung in Zusammenarbeit mit der 
MASCH Hamburg, Kaffeewelt im Georg- 
Asmussen-Forum, Böckmannstraße 3-4, 
10 Uhr 

Wuppertal: Naziaufmarsch in Wuppertal 
verhindern!, Berliner Platz, 13 Uhr 


Ml ★ 20. JUN 


Stuttgart: 85. Todestag von Clara Zetkin. 
Vortrag von Nicola Hille und Anna Held, 
Gleichstellungsreferat der Universität Stutt¬ 
gart über Clara Zetkin, Initiatorin des Inter¬ 
nationalen Frauentages und Vorkämpferin 
für das Frauenwahlrecht. Eine Veranstal¬ 
tung in Kooperation des Waldheimvereins 
Clara-Zetkin-Haus mit dem Gleichstel¬ 
lungsreferat der Universität Stuttgart und 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Waldheim 
Stuttgart e. V. / Clara Zetkin Haus, Gorch- 
Fock-Straße 26,19 Uhr 


DO ★ 21. JUN 


Hamburg: „Anteil des Redens an der Af- 
fenwerdung des Menschen“ mit Dr. Da¬ 
niel H. Rapoport, Marx-Engels-Stiftung in 
Zusammenarbeit mit dem Gesprächskreis 
Dialektik & Materialismus, HAW, Alexander¬ 
straße 1,18.30 Uhr 

Gießen: Soli-Feier für Kuba mit Lisset 
Gonzalez von der kubanischen Botschaft, 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, DKP 
und SDAJ Gießen, DGB-Dachsaal, Walltor¬ 
straße 17,19 Uhr 

Fürth: Werbung fürs Pressefest, Grup¬ 
penabend der DKP. Infoladen Benario, 
Nürnberger Straße 82,19.30 Uhr 


Köln: Demonstration für „Frische Luft für 
die Bergisch Gladbacher Straße!“ Bergisch 
Gladbacher Straße 559 - 601 (Holweide, 
15.30 Uhr bis 18.30 Uhr 

Braunschweig: Gedenkveranstaltung für 
die ermordeten Zwangsarbeiten Sowjeti¬ 
sches Ehrenmal auf dem Ausländerfriedhof 
in Braunschweig, 18 Uhr 


SA ★ 23. JUN 


Dortmund: Stand der DKP auf dem Müns¬ 
terstraßenfest, 11 Uhr 

Darmstadt: „Neue Medien - Facebook 
und unsere Öffentlichkeitsarbeit“, Kreisak¬ 
tivtagung der DKP. LinksTreff Georg Fröba, 
Landgraf-Philipps-Anlage 32,10 Uhr bis 15 
Uhr 


SO ★ 24. JUN 


Leverkusen: Branchentreffen Altenpflege 
NRW, Veranstaltung der DKP. Karl-Lieb- 
knecht-Schule, Am Stadtpark 68,15 Uhr 


1 MO ★ 25. JUN 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Süd. Gil- 
denstr. 20 bei Werner, 19 Uhr 

Dl ★26. JUN 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Ost. Haus 
Gobbrecht, Körner Hellweg 42,19 Uhr 

DO ★ 28. JUN 


Dortmund: Gründung 
tivs. Z, Oesterholzstraf 

des DKP-Betriebsak- 
3e 27,19 Uhr 

SA ★ 30. JUN 


Wuppertal: Austausch über die bisherigen 
Bündnisaktivitäten und den aktuellen Stand 
der bevorstehenden Änderungen bei der 
Sozialticketfinanzierung im VRR, Bündnis¬ 
treffen für ein Sozialticket NRW. Seminar¬ 
raum bei Tacheles e. V., Rudolfstraße 125, 
11 Uhr bis 17 Uhr 


SO ★ 1. JUL 


Dortmund: Stand und Aktionen der DKP 
auf dem Hoeschparkfest, ab 11 Uhr 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18, 45127 Essen. Die Termine erschei¬ 
nen online auch auf news.dkp.de. 


Kapitalismus muss überwunden werden 

Außerordentliche Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP Niedersachsen 


Kommunisten und die Friedensfrage 

Beratung des DKP-Parteivorstandes in Leverkusen 


„Sehr konstruktiv“, „super vorberei¬ 
tet“, „hat Spaß gemacht“ - so lautete 
das Resümee der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an der Beratung des Partei¬ 
vorstandes am 9. Juni in Leverkusen. 22 
Genossinnen und Genossen aus neun 


Bezirken der DKP hatten sich in Lever¬ 
kusen auf der Karl-Liebknecht-Schule 
zusammengefunden und zum Thema 
„Kommunisten und die Friedensfrage“ 
diskutiert. Gerichtet war die Beratung 
an Friedensaktivisten und Bildungsver¬ 


antwortliche für den Bereich Nord und 
Mitte. Eine weitere Tagung mit dersel¬ 
ben Ausrichtung wird es für den Bereich 
Süd am 30. Juni in Nürnberg geben. 

Hintergrund der Beratung war der 
Beschluss des Parteitages, die Kampa¬ 


gne der Friedensbewegung „Abrüsten 
statt Aufrüsten“ zu unterstützen und 
bis zum UZ-Pressefest 30 000 Unter¬ 
schriften zu sammeln. Die Versamm¬ 
lung hatte im Wesentlichen zum Ziel, 
für die Partei eine marxistische Bil¬ 
dungsarbeit zur Friedensfrage zu erar¬ 
beiten. So lag denn auch der Entwurf 
einer recht umfangreichen Bildungs¬ 
zeitung vor, die von allen Teilnehmern 
als außerordentlich positiv angenom¬ 


men und weiterentwickelt wurde. Nach 
abschließender Beratung der Arbeits¬ 
gruppen sagte Pablo Graubner von 
der Bildungskommission des Partei¬ 
vorstandes zu, die Veränderungs- und 
Ergänzungsvorschläge einzuarbeiten. 
Der Parteivorsitzende Patrik Köbele 
kündigte an, dass die dann fertiggestell¬ 
te Bildungszeitung als Beilage der UZ 
herausgegeben werde. 

Ulrich Macher 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Es soll nicht wenige geben, die der Balltreterei nichts abgewinnen können. In 
nächster Zeit müssen sie sich in den TV-Programmen mit Wiederholungen 
jedweder Art begnügen. 

Sommersby 


Gegen die Langeweile 

Die Antwort des DDR-Fernsehens auf den West-Tatort: „Polizeiruf no“ 


Eine richtig schöne, schmalzige Lie¬ 
besgeschichte: Mann kehrt nach Jah¬ 
ren aus dem amerikanischen Bürger¬ 
krieg heim. Frau erkennt ihn kaum 
wieder, weniger ob seines Äußeren, 
sondern ob seines ihr unverständli¬ 
chen Verhaltens. Richard Gere und Jo- 
die Foster, noch jung und mit viel Ein¬ 
satz (gedreht 1993), spielen das Paar. 
Fr., 15.6., 20.15 Uhr, 3Sat 

Schrotten 

Eine schräge Komödie um ein Brü¬ 
derpaar, die einen Schrottplatz erben. 
Damit nicht genug: Elm den letzten 
Wunsch des Vaters zu erfüllen, müs¬ 


sen die Amateure einen ordentlich 
großen Zugraub hinkriegen. Dass das 
nur mit Hängen und Würgen abläuft, 
sieht man mit Vergnügen. 

Sa., 16.6., 21.45 Uhr, one 

Amadeus 

Ein Meisterwerk von Milos Forman, 
aus 1984. Der geniale, aber wenig ver¬ 
bindliche Mozart und sein Widersa¬ 
cher Antonio Salieri kämpfen mit 
Finten und Intrigen um Einfluss am 
Wiener Hof. Prächtig in der Ausstat¬ 
tung und der Szenerie, natürlich jede 
Menge Musik von den beiden. 

So., 17.6., 20.15 Uhr, arte 


Nicht nur Vorfreude 

Bei der Fussball-WM in Russland sind weitere 
Provokationen nicht ausgeschlossen 


Am Donnerstag dieser Woche war der 
Anpfiff zum ersten Spiel der Fußball¬ 
weltmeisterschaft. Gastgeber Russland 
traf auf Gruppengegner Saudi Arabi¬ 
en. Selbst hierzulande überwog kurz 
vor der WM in der Berichterstattung 
der meisten Medien eine gewisse Vor¬ 
freude. Die Debatten über ein Boykott 
sind längst verstummt. Was hätte das ge¬ 
bracht? Die Beziehungen mit Russland 
hätten sich eventuell weiter verschlech¬ 
tert. Daran haben Teile der Wirtschaft 
und der Politik offensichtlich kein In¬ 
teresse. Zudem hätte man hierzulande 
Millionen Fußballfans total verärgert. 
Und auch die vorher immer wiederkeh¬ 
renden Vorwürfe gegen Russland - Do¬ 
ping, Skripal, Abschuss der MH-17 über 
der Ostukraine noch der jüngst durch 
den ukrainischen Geheimdienst vorge¬ 
täuschte Mord am russischen Journa¬ 
listen Babtschenko sind etwas in den 
Hintergrund gerückt. Statt Russland 
die Schuld zuzuschieben, geriet im Fall 
Babtschenko die Ukraine wegen der 
Täuschung in die Kritik. Zugleich wurde 
auch in den Wochen vor der WM immer 
noch darüber diskutiert, ob führende 
bundesdeutsche Politiker oder gar die 
Kanzlerin nach Russland fliegen und 
Spiele der Fußball-Weltmeisterschaft 
besuchen sollten. 

In den Medien werden inzwischen 
Vorurteile und Verurteilungen weit¬ 
aus geschickter vorgebracht; es gibt sie, 
aber sie werden meist „gut verpackt“: 
Es wird über Land und Leute berich¬ 


tet, dann auch über die Schwierigkei¬ 
ten für „unabhängige“ Medien, über 
Dissidenten, Verhaftungen und Ver¬ 
folgungen. Gleichzeitig wird gezeigt, 
welch schöne Stadien entstanden sind 
und welche neuen Verkehrsanbindun¬ 
gen. Die Euphorie im Lande halte sich 
aber in Grenzen: Es gebe viele, die die 
WM und den betriebenen Aufwand 
sehr kritisch sähen. Verwiesen wird 
meist auch darauf, nicht immer zu Un¬ 
recht, wer da am Stadionbau, an der 
Modernisierung und dem Ausbau der 
Infrastruktur besonders verdient. Im¬ 
mer wieder wird auch betont: Das sind 
Weltmeisterschaften, die vor allem dem 
russischen Präsidenten Putin und dem 
Ausbau seiner Herrschaft nutzen. Und 
es gibt Warnungen: vor Rassismus und 
Homophobie im Land, vor russischen, 
aber auch den anreisenden britischen 
Hooligans, sowie vor Anschlägen. So 
sah das BKA nicht nur während, son¬ 
dern auch schon vor dem Start der WM 
eine hohe Terrorgefahr und warnte vor 
möglichen Terroranschlägen von Isla¬ 
misten aus der Kaukasusregion. Kon¬ 
krete Hinweise gebe es aber bislang 
nicht. Und auch wenn die Gastgeber 
die WM gut absichern werden: Das 
BKA wollte Verbindungsbeamte nach 
Russland schicken, die die deutsche 
Nationalelf ständig begleiten. Provoka¬ 
tionen und weitere Medienkampagnen 
gegen Russland sind auch während der 
WM noch lange nicht ausgeschlossen. 

nh 


Volkspolizei im Einsatz 

I m „Fall Lisa Murnau“ betreten 1971 
Sigrid Göhler und Peter Borgelt zum 
ersten mal einen Tatort im „Polizeiruf 
110? Als Oberleutnant Peter Fuchs und 
Leutnant Vera Arndt gehören sie zur 
„Zentralen Fahndungsgruppe der Volks¬ 
polizei? Sie ermitteln DDR-weit, vorwie¬ 
gend in ländlichen Gegenden in Fäl¬ 
len von Einbruch, Erpressung, Betrug, 
Diebstahl oder Jugendkriminalität. Bald 
kommen auch Themen wie Alkoholis¬ 
mus, Kindesmissbrauch und Vergewal¬ 
tigung dazu. Mord ist eher selten dabei. 

Es gab gute Gründe für eine neue 
Krimireihe im DFF (Deutscher Fern¬ 
sehfunk). Im Frühjahr 1971 forderte 
der neue Staatsratsvorsitzende „un¬ 
terhaltsamere und spannendere Pro¬ 
grammangebote“. Und die ARD hatte 
im November 1970 mit dem „Tatort“ 
vorgelegt. Eine hausgemachte Alterna¬ 
tive fürs eigene Publikum musste her. 
So gesehen ist der Polizeiruf 110 ein 
Kind Erich Honeckers und der ARD. 

Fuchs und Arndt bekommen im 
Laufe der Zeit Verstärkung. Ausge¬ 
sprochen korrekt, dabei stets freund¬ 
lich, manche väterlich, andere einfühl¬ 
sam, versehen sie ihren Dienst. Vor¬ 
bilder eben, die die Täter immer ihrer 
gerechten Strafe zuführen, sie aber 
nicht verdammen. Ab 1984 gab Andre¬ 
as Schmidt-Schaller dann den Leutnant 
Thomas Grawe als „Schimanski des Os¬ 
tens“. 1988 ergänzte Günter Naumann 
als Hauptmann Beck das Team. Er ist 
der einzige, der auch in der ARD, dann 
als Hauptkommissar weiter im „Poli¬ 


zeiruf“ ermitteln darf. Bis er 1997 in den 
unfreiwilligen Ruhestand versetzt wird. 

Anders als beim eingestellten Vor¬ 
gänger liegen die Ursachen der Kri¬ 
minalität im „Polizeiruf 110“ nicht im 
Westen. „Blaulicht“ war ein Kind des 
Kalten Krieges, Agenten, Schieber, 
Schmuggler aus dem Westen versuch¬ 
ten ihre Geschäfte auch in der DDR 
auszudehnen. Im „Polizeiruf 110“ geht 
es nicht mehr um grenzüberschreiten¬ 
de Delikte, sondern um die kleinen und 
großen Straftaten von DDR-Bürgern. 
Eberhard Görner, Dramaturg und Au¬ 
tor beim DFF wollte Kriminalfälle, die 
die Gesellschaft durchleuchten wie ein 
Röntgenbild. „Der Zuschauer soll¬ 
te eine Realität sehen, die mit seiner 
identisch war“. 

Polizeiruf-Folgen sind bis heute 
meist ausgezeichnete Milieustudien. 
Für gelernte Westler wie mich sind sie 
eine prima Möglichkeit, Lebensum¬ 
stände und Alltag der Menschen dort 
kennenzulernen. Klar, aus heutiger 
Sicht wirken frühere „Polizeiruf 110“ 
Folgen behäbig, betulich. Aber sind es 
die alten Tatorte“ etwa nicht? Erinnert 
sich jemand an Veigl, den Kommissar 
mit dem Dackel, den mürrischen Trim¬ 
mei, den biederen Schwaben Bienzle. 
In Sachen Emanzipation war der Ost¬ 
krimi dem des Westen jedenfalls um 
Längen voraus. Sigrid Göhler ging als 
Leutnant Vera Arndt schon 1971 ihrem 
Beruf nach, Hauptkommissarin Mari¬ 
anne Buchmüller, gespielt von Nicole 
Heesters, bekam in der ARD erst 1978 


ihre Chance. Begleitet durch einen 
wütenden Aufschrei erzkonservativer 
Herren in bayerischen Revieren und 
der bürgerlichen Presse. 

Heutzutage hat jede Serie ihren 
Chat. Ganz analog gab es ähnliches 
schon beim „Polizeiruf“. Die Fernseh¬ 
leute erhielten haufenweise Zuschrif¬ 
ten, Zuschauer erhofften sich Rat und 
Hilfe, in Betrieben oder Schulen wurde 
mit den Machern über die Fälle disku¬ 
tiert. Und da ist noch ein erstklassiger 
Anlass, sich die frühen „Polizeiruf-Fol- 
gen anzusehen. Immer wieder denkst 
du dabei „die/den kenn 4 ich doch“. Ja, 
nur älter. Es sind die jungen Gesichter 
von Schauspielern, die auch nach dem 
Beitritt der DDR zur BRD gefragt 
waren und sind. Carmen-Maja Anto- 
ni, Annekathrin Bürger, Corinna Har- 
fouch, Renate Krößner, Dagmar Man- 
zel, Rolf Hoppe, Henry Hübchen, Uwe 
Kockisch, Horst Krause, Ulrich Mühe. 
Große Mimen, die zu Stars der deut¬ 
schen Film- und Fernsehszene wurden. 

Der „Polizeiruf 110“ war der Ex¬ 
portschlager des DDR-Fernsehens. 
Auch die ARD kaufte schon damals 
Folgen für ihre Dritten Programme, wo 
sie fast so erfolgreich waren wie Tatort- 
Wiederholungen. Und er hat als einzige 
Sendereihe, außer dem Sandmännchen, 
das Ende der DDR und ihres Fernseh¬ 
funks überlebt. Weil diese Rechte im¬ 
mer noch da sind, haben wir derzeit das 
Vergnügen, uns von DDR-Fernsehkost 
blendend unterhalten lassen zu kön¬ 
nen. Ellen Beeftink 





Das UZ-Pressefest der DKP lebt nicht allein 
von Konzerten und Party. Auf dem Programm 
stehen auch Diskussionen und Debatten zu 
den Kämpfen unserer Zeit. 

Gegen die Aufrüstungspläne der Bundesre¬ 
gierung! Milliarden werden verpulvert, die im 
Bildungs- und Erziehungswesen fehlen. Diese 
Milliarden stehen für die Kriegseinsätze der 
Bundeswehr. Wir fragen: Warum das Ganze? 
Glaubst du die Russen wollen Krieg? 

Für bessere Arbeitsbedingungen und mehr 
Personal an den Kliniken! Diese Auseinander¬ 
setzung ist beispielgebend für alle Branchen. 
Mehr Beschäftigte bedeuten weniger Stress 


und geringere Erwerbslosigkeit. Das gilt auch 
für unsere Forderung nach Arbeitszeitverkür¬ 
zung bei vollem Lohn- und Personalausgleich. 
Auf dem UZ-Pressefest diskutieren Kommunis¬ 
tinnen mit Aktiven der außerparlamentarischen 
Bewegung, Politikerinnen der Linkspartei und 
vor allem aktiven Gewerkschafterlnnen. 

Eingeladen sind auch alle Menschen, die ihre 
Heimat - zumeist wegen der NATO-Kriegspoli- 
tik - verlassen mussten. Flüchtlinge sind Opfer 
der Kriegspolitik von NATO und Bundesregie¬ 
rung. 

Sie sind uns willkommen. Wir wollen gemein¬ 
sam kämpfen! 
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